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Unterrichtung
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Bericht tiber das Ergebnis der Vorplanung und der friihen Offentlichkeitsbeteiligung
der Ausbaustrecke Rotenburg — Verden
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1 Einleitung

Mit Blick auf den Beschluss 18/7365 des Deutschen Bundestages vom 28. Februar 2016 zur Menschen- und
umweltgerechten Realisierung europdischer Schienennetze legt das Bundesministerium fur Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) mit dem vorliegenden Bericht eine transparente Information (iber die Ausgestaltung des zur
Realisierung anstehenden Bedarfsplanvorhabens nach Abschluss der Vorplanung (Leistungsphase 2 HOALI) vor.
Mit Abschluss dieser Planungsphase liegt eine VVorzugsvariante inklusive erster belastbarer Kostenschétzung vor.
Die frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 25 Absatz 3 VWVTG ist erfolgt.

Die Ausbaustrecke (ABS) Rotenburg — Verden ist Bestandteil der TeilmalRnahme ABS Rotenburg — Verden —
Minden/Wunstorf und damit als Bestandteil des ,,Optimierten Alpha-E + Bremen* im Vordringlichen Bedarf des
geltenden Bedarfsplans enthalten. Die Teilmanahme ABS Rotenburg — VVerden beinhaltet die Planung und Rea-
lisierung des zweigleisigen Ausbaus der Strecke 1745 Verden (Aller) — Rotenburg (Wiimme). Mit dem Aus- und
Neubauprojekt (Gesamtvorhaben) sollen Engpésse aufgeldst, die Kapazitaten, insbesondere flr den Schienengu-
terverkehr, erhéht und Fahrzeiten verkirzt werden. Die Planung des Teilvorhabens wurde 2016 mit Bundesmit-
teln begonnen. Die Vorplanung (Leistungsphase 2 HOAI) wurde 2019 abgeschlossen.

Das Projekt ,,Optimiertes Alpha-E + Bremen* wurde mit folgenden TeilmalRnahmen in den Bundesverkehrswege-
plan 2030 aufgenommen:

e ABS/NBS Hamburg — Hannover

e  ABS Langwedel — Uelzen

e  ABS Rotenburg — Verden — Minden / Wunstorf
e  ABS Bremerhaven — Bremen — Langwedel

Gegenstand des vorliegenden Berichtes ist die Unterrichtung tGber den Abschluss der Vorplanung und die Ergeb-
nisse der frihen Birgerbeteiligung zur TeilmalRnahme ABS Rotenburg — Verden. Zu den weiteren in der Planung
befindlichen Abschnitten wird das BMV I berichten, sobald die jeweiligen VVorplanungen abgeschlossen sind. Fir
den hier berichteten Planungsbereich haben die Landkreise Rotenburg und Verden auf die Durchfuhrung eines
Raumordnungsverfahrens verzichtet. Die landesplanerischen Aspekte werden im Rahmen der Planfeststellung
behandelt.

Die Berichterstattung beruht auf Informationen der Vorhabentrédgerin DB Netz AG und einer zuwendungsrecht-
lichen Einschétzung des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA). Die umfassende Abwagung zwischen allen beriihrten
offentlichen und privaten Belangen erfolgt durch die unabhéngige Planfeststellungsbehdrde im planrechtlichen
Verfahren nach § 18 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG). Eine Bewertung und Festlegung zu konkreten,
entscheidungserheblichen rechtlichen Fragestellungen erfolgt mit dem Planfeststellungsbeschluss.

2 Vorzugsvariante
2.1 Verkehrliche Aufgabenstellung

Der Bedarf flr das Vorhaben wurde gesetzlich festgestellt. Das Gesamtvorhaben ,,Optimiertes Alpha-E + Bre-
men* dient der:

e  Verbesserung der Hinterlandanbindung der deutschen Seehéafen durch Kapazitatserweiterung auf den Korri-
doren Hamburg — Hannover und Bremen — Hannover zur Aufnahme der erwarteten Steigerungen im Seeha-
fenhinterlandverkehr,

e  Beschleunigung im Fernverkehr auf der Relation Hamburg — Hannover,
e nachfragegerechten Abwicklung des Regionalverkehrs bei steigendem Fern- und Schienenguterverkehr.

Der spezifische Nutzen des Teilvorhabens ABS Rotenburg — Verden besteht dabei insbesondere in folgenden
Aspekten:

e  Schaffung zusatzlicher Kapazitaten fiir den Schienengtterverkehr,

e  Schaffung einer Resilienz- und Umleitungsstrecke im Falle von Kapazitatseinschrankungen auf den tibrigen
Strecken des Korridors Hamburg — Hannover.
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2.2 Betriebliche Aufgabenstellung

Die Strecke Rotenburg — Verden dient als Umleitungsstrecke fir Zlge des Fernverkehrs zwischen Hannover und
Hamburg. Bei aulRergewdhnlichen Ereignissen oder Einschrdnkungen in der Verfugbarkeit der Haupt-strecken
zwischen Hannover und Hamburg wird der SPFV und zusétzlicher SGV uber Verden und Rotenburg geleitet. Die
vorhandene eingleisige Strecke ist im Bestand ausgelastet. Fiir die Aufnahme weiterer Verkehre ist daher ein
zweigleisiger Ausbau der Strecke im Abschnitt Rotenburg — Verden sowie zur Aufnahme weiterer Giterziige
zudem die Erhéhung der Achslast auf 25 Tonnen notwendig.

Der zweigleisige Ausbau bedingt

- Anpassungen der Infrastruktur in den Bahnhofen Rotenburg (Wimme), Verden (Aller) und Holtum sowie
den weiteren Betriebsstellen

- Um- und Neubau von Ingenieurbauwerken (Schienen- und StraBentberflihrungen, Stiitzbauwerke,
Durchlasse usw.),

- Erneuerung / Ertiichtigung / Anpassung der Leit- und Sicherungstechnik auf die Zweigleisigkeit,
- Errichten von Giterzugpuffer- und -tberholgleisen

- Errichten eines Wendegleises im Bahnhof Verden

- Erneuerung / Ertiichtigung / Anpassung des Oberbaus fiir die hdhere Streckenbelastung,
- Umbau / Neubau / Anpassung der Gleisentwasserung im Bestand und Neubau,

- Umlegung von kreuzenden Leitungen von Versorgungsunternehmen,

- Errichten von Schallschutzwénden,

- Erneuerung / Ertiichtigung / Anpassung von Telekommunikationsanlagen,

- Erneuerung / Ertiichtigung / Anpassung der Oberleitungsanlagen fur neue Gleisanlagen,
- Erneuerung / Ertiichtigung / Anpassung der elektrischen Anlagen,

- Erneuerung / Ertiichtigung / Anpassung von maschinentechnischen Anlagen.

2.3 Losung (Vorplanungsergebnis)
2.3.1 Trassenvorschlag (Kurzbeschreibung; verkehrlicher Nutzen)

Im Zuge der Vorplanung wurden verschiedene Ausbauvarianten bewertet. Im Ergebnis wurde eine VVorzugsvari-
ante fur die Knoten Verden und Rotenburg sowie die freie Strecke entwickelt!. Diese sieht vor, das Teilvorhaben
ABS Rotenburg — Verden auf einer Streckenléange von rd. 25 km wie folgt auszubauen:

o  Zweigleisiger Ausbau zwischen Verden und Rotenburg mit Anpassung der Bestandsanlagen sowie betroffe-
ner Bahnhofe und Betriebsstellen,

e Niveaufreie Einbindung der Strecke in den Bahnhof Verden mit beidseitigen Uberholgleisen fir Giiterziige,

e  Schaffung eines separaten Wendegleises im Bahnhof Verden.

! Die Kriterien und die Variantenentscheidung sind in der Anlage 1 (Bericht der DB Netz AG) detailliert beschrieben.
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Abbildung
ABS Rotenburg — Verden
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Die Strecke wird fur Mischverkehr (Personen- und Giterverkehre) bei Beibehaltung der Streckenhdchstge-
schwindigkeit von 120 km/h ausgelegt.

2.3.2 Umweltauswirkungen und Konzepte zum Ausgleich

Nach 8§ 14 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) stellt das VVorhaben einen Eingriff in Natur und Land-
schaft dar. Die Beeintrachtigungen sind laut § 15 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG auszugleichen oder zu ersetzen. Dies
erfolgt im Rahmen der Genehmigungsplanung auf Grundlage der in der Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP)
ermittelten erheblichen Beeintrachtigungen der einzelnen Schutzgiter. Fir die FFH-Gebiete, Landschaftsschutz-
gebiete und weitere Schutzgebiete (Vogel-, Natur-, Trinkwasser, Moorschutzgebiete) im Umfeld der Ausbaustre-
cke wurden im Rahmen der VVorplanung Vorprifungen durchgefiihrt. Die identifizierten Schutzgebiete werden in
der weiteren Entwurfs- und Genehmigungsplanung geméaf den gesetzlichen VVorgaben berticksichtigt und behan-
delt.

2.3.3 Konzepte zum Larm- und Erschutterungsschutz

Nach § 41 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und der zugehérigen 16. Bundes-Immissions-
schutzverordnung sind die Schallauswirkungen und notwendige SchutzmalRnahmen fiir Betroffene zu ermitteln.

Die Untersuchungen im Rahmen der Vorplanung (Leistungsphasen 1 und 2 HOALI) zeigen, dass eine groRflachige
Minderung der Gerdauscheinwirkungen des Schienenverkehrs mit weitgehender Einhaltung der Immissionsgrenz-
werte durch aktive SchallschutzmalRnahmen (Aufen- und Mittelwéande, Schienenstegdampfer) grundsétzlich
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maglich ist. Verbleibende Uberschreitungen der Immissionsgrenzwerte kénnen erganzend zu den aktiven MaR-
nahmen durch entsprechende passive MaRnahmen in Teilbereichen (z. B. Schallschutzfenster, gedammte Lifter)
beseitigt werden.

In der nachfolgenden Entwurfs- und Genehmigungsplanung (Leistungsphasen 3 und 4 HOAI) ist der geplante
Larmschutz weiter zu detaillieren. Hierbei ist die Abwéagung zwischen aktiven und passiven Schallschutzmal3-
nahmen unter rechtlich vorgeschriebenen Aspekten vorzunehmen. Das Ergebnis wird in die Unterlagen zur Plan-
feststellung Gbernommen. Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens ist zu prifen, ob in den Planungen des
Planungstragers die gesetzlichen Bestimmungen u. a. im Hinblick auf Umweltauswirkungen im erforderlichen
Umfang beriicksichtigt worden sind.

234 Kosten (Wirtschaftlichkeit)

Im Zuge der Vorplanung der ABS Rotenburg — Verden wurde fiir die vorgeschlagene Variante eine Gesamtwert-
prognose (GWP) ermittelt. Demnach bel&uft sich der prognostizierte Gesamtwert auf 916 Mio. Euro.

Gesamtwirtschaftliche Bewertung

Das Bedarfsplanprojekt ,,Optimiertes Alpha-E + Bremen* wurde vor dem Hintergrund des aktuellen Planungs-
standes mit aktuellen Kosten erneut gemaR der Methodik des BVWP 2030 bewertet. Demnach weist das Projekt
aktuell ein gesamtwirtschaftlich positives Nutzen-Kosten-Verhaltnis auf (NKV 1,18). In die Ermittlung des aktu-
ellen NKV sind dabei alle Teilvorhaben wie folgt eingeflossen:

= ABS/NBS Hamburg — Hannover (volkswirtschaftlich positive NBS-Variante entlang der Bundesauto-bahn
7 im Rahmen der durchgefiihrten Optimierungen und Sensitivitatsanalysen),

= ABS Langwedel — Uelzen (aktueller Planungsstand Grundlagenermittlung),

= ABS Rotenburg — Verden — Minden / Wunstorf (jeweils erarbeitete VVorzugsvariante fiir beide Teilab-
schnitte),

= ABS Bremerhaven — Bremen — Langwedel (aktueller Planungsstand Grundlagenermittlung).

Die Zugrundelegung der A 7-Varainte fiir den Abschnitt Hamburg — Hannover dient dabei allein der Erflillung
der Voraussetzung einer vorliegenden wirtschaftlichen Variante fiir das Gesamtvorhaben im Rahmen der parla-
mentarischen Befassung, ohne die eine weitere Planung und Umsetzung gemaR § 5 Absatz 3 der Bedarfsplanums-
etzungsvereinbarung nicht moglich wére. Unabhéngig davon arbeitet die VVorhabentrégerin im Rahmen der Vor-
planung in allen Projektabschnitten daran, eine sowohl den gesetzlichen VVorgaben entsprechende, als auch die
Ergebnisse des Dialogforums Schiene Nord so weit wie mdglich berlicksichtigende wirtschaftliche Vorzugsvari-
ante fiir das Gesamtprojekt zu ermitteln. GemaR aktueller Zwischenergebnisse der VVorplanung filhrt der von der
Region geforderte bestandsnahe Ausbau des Abschnitts Hamburg — Hannover trotz durchgefiihrter Optimierun-
gen noch nicht zu einem positiven Nutzen-Kosten-Verhéltnis (aktuell NKV 0,67), sodass diese Variante der par-
lamentarischen Befassung derzeit nicht zugrunde gelegt werden kann. Ein Prajudiz fir die noch auszuwéhlende
Vorzugsvariante fiir den Abschnitt Hamburg — Hannover ergibt sich daraus nicht. Hierflr sind die weiteren Pla-
nungsergebnisse in diesem Abschnitt abzuwarten.

Mit Blick auf die noch nicht befriedigende Wirtschaftlichkeit der von der Region gewlinschten Ausbauvariante
im Sinne des Dialogforums Schiene Nord ist darauf hinzuweisen, dass eine ganz oder teilweise Umsetzung der
fur das Teilvorhaben Rotenburg — Verden vorliegenden tbergesetzlichen Forderungen der Region einen erhebli-
chen Einfluss auf das Kosten-Nutzen-Verhéltnis der GesamtmalRnahme und damit die Realisierbarkeit des Ge-
samtvorhabens besitzt. Jede Realisierung der vorliegenden regionalen Forderungen fiir die ABS Rotenburg — Ver-
den reduziert die Spielrdume fur eine mogliche Umsetzung der Ergebnisse des Dialogforums. Dies gilt insbeson-
dere, da gemaR den Erkenntnissen aus der laufenden Offentlichkeitsbeteiligung des Gesamtprojekts auch in den
ubrigen Abschnitten umfassende tbergesetzliche regionale Forderungen zu erwarten sind. Eine volkswirtschaft-
lich positive und damit finanzierungsfahige Vorzugsvariante fiir das Gesamtvorhaben ist folglich nur erzielbar,
wenn gemaR der VVorzugsvariante der VVorhabentragerin Schutz- und BegleitmalRnahmen auf das gesetzliche Ni-
veau begrenzt und tbergesetzliche Forderungen nicht berticksichtigt werden.

Kosten Vorzugsvariante (GWP): 916,5 Mio. Euro
Kosten Forderungen der Region: 288,3 Mio. Euro
Kosten bei Realisierung aller Forderungen: 1.204,8 Mio. Euro
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Betriebswirtschaftliche Bewertung der Eisenbahninfrastrukturunternehmen (E1U)

Fur das Teilvorhaben ABS Rotenburg — Verden wurde nach Angaben der DB Netz AG eine Wirtschaftlichkeits-
rechnung hinsichtlich der Erldse durch Trassen-, Stations- und Strompreise und Produktivitatseffekte errechnet.
Durch die Realisierung der ABS Rotenburg — Verden wird nach Angaben der DB Netz AG eine Steigerung der
Betriebsqualitat im Streckenabschnitt erreicht sowie werden in Verbindung mit der Realisierung der tbrigen Teil-
vorhaben des Gesamtprojekts ,,Optimiertes Alpha-E + Bremen* perspektivisch zusatzliche Trasseneinnahmen
generiert. Das Vorhaben ist damit flr die DB AG aus unternehmerischer Sicht wirtschaftlich.

3 Fruhe Offentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Absatz 3 VwWVfG

Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Offentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststellungs-
verfahren (PIVereinhG) vom 31. Mai 2013 wurde die frithe Offentlichkeitsbeteiligung im § 25 VWVTG verankert.
Parallel wurde vom BMVI das Handbuch fiir gute Burgerbeteiligung verdffentlicht. Im Rahmen der Planungen
fiir die ABS Rotenburg — Verden wurden diese Grundsatze der frithen Offentlichkeitsbeteiligung von Planungs-
beginn an umgesetzt.

Aufbauend auf den Ergebnissen des Dialogforums Schiene Nord wurden von der DB Netz AG seit 2016 zahlrei-
che Informations- und Beteiligungsformate sowohl zum Stand der Planungen im Gesamtvorhaben ,,Optimiertes
Alpha E + Bremen* als auch begleitend zur Grundlagenermittlung und Vorplanung im Teilvorhaben ABS Ro-
tenburg — Verden — Minden / Wunstorf durchgefiihrt. Mit Hilfe von regionalen Runden Tischen, Birgerinforma-
tionsveranstaltungen und weiteren Informationsinstrumenten wie Infostdnden wurde sichergestellt, dass sich In-
teressierte aus erster Hand tiber das Projekt informieren und Fragen stellen konnten. Seite 2016 fanden zahlreiche
solcher Informationsveranstaltungen, Runden Tische sowie bilaterale Gesprache statt. Die Offentlichkeitsarbeit
der Vorhabentrégerin ist transparent tiber das Internet unter www.hamburg-bremen-hannover.de mit allen Doku-
menten, Prasentationen und Protokollen einsehbar.

3.1 Anregungen/Forderungen aus der frithen Offentlichkeitsbeteiligung
3.1.1 Allgemeines

Im Zuge der friinen Offentlichkeitsheteiligung haben die Beteiligten Anregungen bzw. Forderungen hinsichtlich
der Ausgestaltung des Streckenausbaus bzw. aus ihrer Sicht erforderlichen Begleitmanahmen eingebracht. Diese
wurden im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung diskutiert und in Kernforderungen zusammengefasst. Diese
sind in den folgenden Abschnitten 3.1.2 und 3.1.3 dargestellt. Auch wurden zu den verschiedenen Forderungen
durch die DB Netz AG zum Teil umfassende planerische Betrachtungen angestellt, um die Forderungen u. a. auf
technische Realisierbarkeit, Kosten und Umweltauswirkungen hin zu priifen und im Rahmen der friihen Offent-
lichkeitsbeteiligung zu diskutieren (vgl. Anlage 2 zum Bericht der DB Netz AG).

Die Mehrzahl der Forderungen bezieht sich auf die spatere Ausgestaltung von MaRnahmen, beispielsweise den
Larmschutz. Diese kann jedoch erst im rechtsformlichen Planfeststellungsverfahren nach § 18 AEG in Verbin-
dung mit den §8 72 bis 78 VwVTG festgelegt werden, da hier u.a. Eigentumssachverhalte abzuwégen sind. Inso-
fern kénnen diese Forderungen hinsichtlich der Finanzierungsfahigkeit nicht abschlielend bewertet werden.

3.1.2 Beriicksichtigte Forderungen

Die Forderung der Stadt Rotenburg nach aktivem Larmschutz im Bereich des Bahnhofs Rotenburg konnte auf
Basis einer schalltechnischen Voruntersuchung in das L&rmschutzkonzept nach gesetzlichem Rahmen tibernom-
men werden.

3.1.3 Nicht berlicksichtigte Forderungen

Aufgrund der rechtlichen Vorgaben konnte Gber die vorgenannten Malinahmen im Bahnhof Rotenburg hinaus
keine der im Rahmen der frilhen Offentlichkeitsbeteiligung vorgebrachten Forderungen in der von der VVorhaben-
trdgerin erarbeiteten Vorzugsvariante bericksichtigt werden. Dies entweder, weil die geforderte Umsetzung liber
das gesetzliche MaR hinausginge oder die seitens der VVorhabentrégerin gewahlten Alternativen dem Grundsatz
der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit besser entsprechen.
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3.1.3.1 Larmschutz (Kernforderung 1)

3.1.3.1.1 Vollschutz gewahrleisten, weitere aktive LA&rmschutzmalRnahmen, Schutz der ,, Ruhi-
gen Gebiete" (z. B. zusatzliche Larmschutzwénde, spezielle Ausgestaltung der Mal3-
nahmen; Mehrkosten: 97,9 Mio. Euro)

Einen Rechtsanspruch auf Schutz vor Verkehrslarm gewéhrt das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in
Verbindung mit der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV). Als sogenannte L&rmvorsorge ist beim Neu-
bau oder bei einer wesentlichen baulichen Anderung eines Verkehrsweges Vorsorge gegen Verkehrslarm zu tref-
fen, der als Folge der BaumalRnahme fur die Zukunft prognostiziert ist. Bei der La&rmvorsorge sind die in der
16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerte einzuhalten.

GeméR § 41 Absatz 2 BImSchG findet der gesetzliche Anspruch eines Betroffenen auf aktiven Larmschutz nach
8 41 Absatz 1 BImSchG eine Grenze, ,,soweit die Kosten der Schutzmanahme aufer Verhdltnis zu dem ange-
strebten Schutzzweck stehen. Der Anspruch auf aktiven Larmschutz nach 8 41 Absatz 1 BImSchG beim Bau
und bei der wesentlichen Anderung von Eisenbahnen ist darauf gerichtet, dass die Immissionsgrenzwerte nicht
uberschritten werden, deren Einhaltung nach den 88 41, 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BImSchG in Verbindung
mit § 2 Absatz 1 der 16. BImSchV vorgegeben ist. Wann von einer derartigen UnverhéltnisméRigkeit der Kosten
auszugehen ist, die dem Anspruch auf aktiven Larmschutz entgegensteht, ist im BImSchG nicht geregelt. Aus-
gangspunkt einer VerhaltnismaRigkeitsprifung kann dabei nicht ein Minimalschutzkonzept sein, bei dessen ,,Ver-
besserung* die Zusatzkosten zu den zusétzlich geldsten Larmschutzfallen ins Verhaltnis gesetzt werden. Vielmehr
sind die fir einen Vollschutz (Einhaltung der Grenzwerte nach § 2 der 16. BiImSchV) erforderlichen SchutzmaR-
nahmen in Form von Variantenrechnungen schrittweise abzustufen (z. B. durch Reduzierungen von Wandhéhen),
um den ,,gerade noch verhaltnismaRigen Aufwand* zu ermitteln. Als KenngréRe ist dabei das Verhaltnis der Kos-
ten der jeweiligen Schutzvariante zur Zahl der insgesamt geldsten Schutzfélle in den Blick zu nehmen. Grundlage
der Entscheidung sind die Kosten je geléstem Schutzfall. Eine abschlieBende Abwégung und Entscheidung Gber
Umfang und Art der La&rmschutzmalRnahmen trifft die Planfeststellungsbehdrde im Planfeststellungsverfahren
nach § 18 AEG.

Fur die Umsetzung der in der Vorplanung vorgesehenen LarmschutzmaBnahmen im gesetzlichen Mal3 werden
54,6 Mio. Euro investiert. Auch passive Schutzmallhahmen sind in dieser Planung berucksichtigt.

Eine weitere Forderung der Anrainerkommunen betrifft die Umsetzung aktiver LarmschutzmaBnahmen fiir die
Gebiete ,,In der Ahe“ in Rotenburg und ,,Golfplatz Walle* in Verden. Da flr diese Bereiche im Rahmen der
durchgefiihrten schalltechnischen Untersuchungen kein Schutzanspruch im Sinne der 16. BImSchV ermittelt
wurde, kénnen die Forderungen vom Bund nicht finanziert werden. Gleiches gilt fir die von den Anrainerkom-
munen jeweils individuell erhobenen Forderungen nach zuséatzlichen und speziell ausgestalteten aktiven Larm-
schutzmaBnahmen wie z. B. zusatzlichen L&rmschutzwanden in bestimmten Streckenabschnitten oder larmmin-
dernde Bahnhofsumbauten. Die geforderten MalRnahmen kdnnen im Einzelnen dem Bericht der Vorhabentrégerin
entnommen werden (siehe Anlage 4 zum Einzelbericht der DB Netz AG). Auch sind dort planerische Betrach-
tungen zur technischen Umsetzbarkeit und resultierenden Kosten ebenso enthalten wie eine vollstandige Uber-
sicht der im Detail vorgesehenen gesetzlichen L&rmschutzmalRhahmen (siehe Anlage 1 und 2 zum Einzelbericht
der DB Netz AG).

3.1.3.1.2 Gesunden Schlafermdglichen (zusatzlicher passiver Schutz; Mehrkosten:
11,5 Mio. Euro)

Die Anrainerkommunen fordern entlang der Ausbaustrecke die Forderung passiver SchallschutzmalRnahmen aus
Bundesmitteln im Einklang mit den ,,WHO- Empfehlungen zum Schutz des gesunden Schlafs“. Insbesondere soll
der Einbau sog. ,,Hamburger Fenster* als zusétzliche passive Larmschutzmanahme zu 75 Prozent gefoérdert wer-
den. Diese Malinahme betrafe gemaR Betrachtung der DB Netz AG insgesamt 1 700 Schutzfélle, verteilt auf die
Stadte Rotenburg und Verden sowie die Gemeinden Kirchlinden, Westerwalsede und Ahausen.

Im Rahmen des Bedarfsplanvorhabens besteht tiber die von der Vorhabentrdagerin im Rahmen der Vorplanung
vorgesehenen gesetzlichen LarmschutzmalRnahmen hinaus kein Anspruch auf weitergehende passive Mal3nah-
men, hier in Form spezieller Schallschutzfenster. Inwiefern vereinzelt zur Gewahrleistung des gesetzlich gebote-
nen Schutzniveaus passive LarmschutzmalRnahmen entlang der Ausbaustrecke erforderlich sein kdnnen, bleibt
der Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde im Planfeststellungsverfahren nach 8 18 AEG vorbehalten.
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3.1.3.1.3 Hohengleiche Bahnubergange ersetzen (Mehrkosten: 81,6 Mio. Euro)

Zum Zwecke eines ,,beidseitig durchgehend aktiven Larmschutzes* fordern die Anrainerkommunen die Aufhe-
bung von funf hohengleichen Bahniibergéngen bei vollstdndiger Kostenfreistellung der Kommunen fiir die dazu
durchzufiihrenden Planungs- und Baumalinahmen. Details zu den im Einzelnen geforderten MalRnahmen so-
wie korrespondierende planerischen Betrachtungen der DB Netz AG im Zuge der frihen Offentlichkeitsbeteili-
gung koénnen dem Bericht der Vorhabentrdgerin entnommen werden (siehe Anlage 2 zum Einzelbericht der
DB Netz AG).

Die von der DB Netz AG durchgefiihrten Kostenschétzungen fir die Auflassung der héhengleichen Bahnlber-
gange belaufen sich auf ca. 81,6 Mio. Euro. In Folge wirde sich bei einzelnen MaRnahmen die Kosten auf
ca. 1 Mio. Euro pro zusétzlich geléstem Schutzfall summieren. Ein gesetzlicher Anspruch auf eine Auflassung
oder Anpassung héhengleicher Bahniibergdnge zum Zwecke des aktiven Larmschutzes besteht nicht. Allerdings
sieht das Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG) die Mdglichkeit von Anderungen an bestehenden Kreuzungen aus
Grinden der Sicherheit und der Abwicklung des Verkehrs an der Kreuzung vor. Sofern die Kommunen an den
betreffenden Kreuzungen ein Erfordernis im Sinne der Sicherheit oder Abwicklung des Verkehrs gemaR § 3 EKrG
nachweisen, kann eine EKrG-Finanzierung erfolgen, die als Nebeneffekt auch dem L&rmschutz dienen kann.

Die Bahniibergénge werden im Rahmen der Entwurfs- und Genehmigungsplanung geméaR den geltenden techni-
schen Standards und Rechtsvorschriften in der Planung der Ausbaustrecke ber(cksichtigt.

3.1.3.1.4 Gestaltung von Larmschutzwanden (z. B. Begriinung, transparente Wande, Gabio-
nenwande; Mehrkosten 43,0 Mio. Euro)

Nach dem Wirtschaftlichkeitsprinzip sind lediglich die Kosten der wirtschaftlichsten Larmschutzwande zuwen-
dungsféhig, mit denen das Schutzziel erreicht wird. Dementsprechend ist die Vorhabentragerin DB Netz AG ver-
pflichtet, mit der wirtschaftlichsten Variante die Planfeststellung zu beantragen. Fir eine Gestaltung von Larm-
schutzwénden besteht dabei gem&R den bestehenden Regelungen ein Spielraum, der sich an den bundesseitigen
Regelungen zur Kunst am Bau orientiert. Die Ausgestaltung erfolgt im Zuge der weiteren Planung. Des Weiteren
sind grundsatzlich alle MalRnahmen, die von der Planfeststellungsbehdrde als Auflage zur Erlangung des Bau-
rechts aufgegeben werden, zuwendungsfahig, soweit sie sich auf den eigentlichen Streckenausbau beziehen. In-
sofern bleibt abzuwarten, inwiefern die Gestaltungsforderungen beispielsweise vor dem Hintergrund stadtebauli-
cher Aspekte im Planfeststellungsbeschluss beriicksichtigt werden. Dartiber hinausgehende Gestaltungsmafinah-
men waren von den fir den Stadtebau verantwortlichen Gebietskorperschaften zu finanzieren.

3.1.3.1.5 Gesamtlarmbetrachtung (monetar nicht bewertbar)

Die 16. BImSchV sieht eine summierende Betrachtung der Immissionen verschiedener Verkehrstrager nicht vor.
Gleiches gilt fiir die Summation verschiedener L&rmquellen. Der Verordnungsgeber hat in der 16. BImSchV ge-
regelt, dass bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung von Verkehrswegen Anspruch auf Larmschutz nur
besteht, wenn der von dem zu &ndernden Verkehrsweg ausgehende Verkehrslarm den nach § 2 Absatz 1 der
16. BImSchV maRgeblichen Immissionsgrenzwert Uberschreitet. Die Berlicksichtigung anderer Verkehrslarm-
quellen ist dabei nicht vorgesehen.

3.1.3.2 Erschitterungsschutz (Kernforderung 2)
3.1.3.2.1 Einbau erschitterungsmindernder Konstruktionen (Mehrkosten 17,7 Mio. Euro)

In den Bauabschnitten, in denen die Erschitterungstechnischen Gutachten Betroffenheiten auf-weisen, werden
besohlte Schwellen verbaut und an die dann ggf. noch verbleibenden Betroffenen Entschadigungszahlungen ge-
leistet. Flr einen Maximalschutz vor Erschiitterungen waren zusatzliche Kosten in Hohe von 17,7 Mio. Euro not-
wendig.

In den erschitterungstechnischen Gutachten werden je nach Betroffenheit die entsprechenden Schutzmalinahmen
abgeleitet. Erschitterungsmindernde Konstruktionen sind nicht durchgehend erforderlich, sondern kommen bei
ermittelten Betroffenheiten zum Einsatz. Welche Art der SchutzmalRnahme empfohlen wird, hdngt von der
Schutzwirkung der jeweiligen MaRnahmen ab. Im Anschluss erfolgt die Uberpriifung der technischen Umsetz-
barkeit. Nach Einbau der SchutzmalRnahmen erfolgt in der Regel eine Untersuchung der Schutzwirkung anhand
von Messungen. Darauf aufbauend kann es im Nachgang zu technischen Anpassungen oder einer Entschadigung
kommen.
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Beim Ausbau bestehender Bahnstrecken ist die Vorbelastung durch Erschiitterungen schutzmindernd zu beriick-
sichtigen. Die Wahrnehmungsschwelle beim Menschen liegt nach der stdndigen hdchstrichterlichen Rechtspre-
chung bei einer Erhdhung der maximalen Schwingstérke ab 25 Prozent. Ein Vorhabentrdger muss nur flr solche
Beeintrachtigungen einstehen, die seinem Vorhaben zurechenbar sind. Werden die Anhaltswerte bereits ohne das
Vorhaben iiberschritten, muss er anlasslich der Anderung grundsétzlich nicht fur deren Einhaltung sorgen. Dem-
entsprechend wurde die Forderung nicht in der Vorzugsvariante beriicksichtigt.

3.1.3.3 Barrierefreiheit (Kernforderung 3)

3.1.3.3.1 Barrierefreier Zugang zum Bahnhof Verden (zusétzlicher Aufzug; Mehrkosten:
0,5 Mio. Euro)

Die Stadt Verden fordert einen zusétzlichen Aufzug als barrierefreie Zugangsmaoglichkeit zum Mittelbahnsteig
im Bahnhof Verden.

Aus dem Vorhaben ABS Rotenburg — Verden heraus ist die Forderung nicht finanzierungsféhig, da dieses keinen
Umbau des Bahnsteigs oder seiner Zuwegungen beinhaltet und der Mittelbahnsteig im Bahnhof Verden bereits
uber einen Aufzug barrierefrei erreichbar ist. Eine bundesseitige Finanzierung auRerhalb des VVorhabens ist ggf.
im Rahmen der Bahnhofsprogramme des Bundes mdglich, sofern die jeweils einschlagigen Forderkriterien erfillt
werden.

3.1.3.4 Tangierende StraBenbaumalnahmen (Kernforderung 4)

3.1.3.4.1 Kreuzungsbauwerke gestalten oder riickbauen (z. B. Ersatz héhengleicher Bahn-
Ubergange, Mehrkosten: 8,4 Mio. Euro)

Die von der VVorhabentragerin durchgefiihrte Vorplanung sieht alle sowohl gesetzlich als auch zur Gewéhrleistung
der Sicherheit des Bahnbetriebs erforderlichen Anpassungen an Kreuzungsbauwerken entlang der Ausbaustrecke
vor. Darliber hinausgehende, nicht dem Projektziel dienende Anpassungen sind nicht im Rahmen des Bedarfsvor-
habens finanzierbar und miissten von den jeweiligen Baulasttragern veranlasst und finanziert werden. Uberdies
besteht fiir den Bund generell keine Mdéglichkeit, tangierende StraRenbaumalRnahmen oder deren Gestaltung tiber
die gesetzlichen Regelungen hinaus zu fordern, da die grundgesetzlich festgelegte Aufgabenfinanzierung (Art.
104a GG) beachtet werden muss. Férderungen nach Landesrecht bleiben in dieser Betrachtung unbericksichtigt.
Dies gilt auch fir eine denkbare Co-Finanzierung der gewiinschten gestalterischen Malinahmen im Rahmen der
Stadtebauforderung.

3.1.3.5 Allgemeine regionale Forderungen (Kernforderung 5)

Neben den vorgenannten Forderungen mit VVorhabenbezug hat die Region weitere Forderungen erhoben. Diese
betreffen im Wesentlichen die Durchfiihrung einer ,,Stadtebaulichen Begleitplanung* sowie die Einrichtung eines
,Fonds flr Siedlungsqualitat”. Darlber hinaus werden verschiedene Forderungen erhoben, welche im Rahmen
des landschaftspflegerischen Begleitplans in der Entwurfsplanung naher untersucht und soweit einschlégig be-
ricksichtigt werden kdnnen.

3.1.3.5.1 Stadtebauliche Begleitplanung als neues Planungsinstrument erstmals anwenden

Die (stadtebauliche) Planung, Gestaltung und Erschlieung des 6ffentlichen Raums im Umfeld der Bahnstrecke
ist im Zuge eines Streckenausbaus mit Mitteln des Bedarfsplans nicht zuwendungsfahig. Sie liegt in der Verant-
wortung der jeweiligen Kommune.

3.1.3.5.2 Fonds zur Sicherung und Entwicklung hoher Siedlungsqualitat sowie Umsetzung er-
forderlicher Kompensationsmaflinahmen

Die Kommunen fordern die Einrichtung eines Fonds, aus dessen Mitteln der Ankauf einzelner Wohnh&user ent-
lang der Ausbaustrecke fiir eine Umnutzung finanziert werden soll.

Kommunale Fonds sind aus Mitteln des Bedarfsplans nicht zuwendungsfahig. In der vorliegenden Planung sind
umfassende LarmschutzmalRnahmen entlang der Strecke vorgesehen, sodass die Notwendigkeit der intendierten
Gebdaudeankaufe zweifelhaft erscheint. Es steht den Kommunen frei, diese aus eigenen Mitteln zu tatigen.
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4 Fazit und Empfehlung

Der zweigleisige Streckenausbau im Abschnitt Rotenburg — Verden dient der Engpassauflésung sowie der Auf-
nahme der prognostizierten Steigerung des Seehafenhinterlandverkehrs auf den Strecken Hamburg — Hannover
sowie Bremen — Hamburg.

Laut Einschatzung des EBA werden mit der vorliegenden Vorzugsvariante die gesetzlichen Anforderungen an
die Umweltvertraglichkeit bereits vollumféanglich erfillt. Das EBA kommt zu dem Ergebnis, dass mit der Vor-
zugsvariante der DB Netz AG der zuwendungsrechtlich geforderte Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit gewahrt wird.

Die Region hat im Zuge der Offentlichkeitsbeteiligung zusatzliche Forderungen zur Vor-zugsvariante erhoben,
die Uber den Stand der Technik, bestehende Finanzierungsregularien oder gesetzliche Regelungen hinausgehen
und folglich nicht in der Planung nicht beriicksichtigt wurden. Die Forderungen betreffen im Wesentlichen das
Niveau und die Gestaltung des Larmschutzes (Kernforderung 1) und den Erschitterungsschutz (Kernforde-
rung 2). Dariiber hinaus werden weitere Forderungen zur Herstellung von Barrierefreiheit (Kernforderung 3),
bzgl. Art und Umfang von StraBenbaumalRnahmen (Kernforderung 4) sowie weiterer allgemeiner Sachverhalte
(Kernforderung 5) artikuliert.

Unter Beriicksichtigung gesetzlicher und wirtschaftlicher Aspekte kdnnen die zusétzlichen Forderungen der Re-
gion aus Sicht des Bundes nicht zur Umsetzung empfohlen bzw. nicht im Rahmen des Bedarfsplanvorhabens
finanziert werden. Der Bund empfiehlt daher die Bestatigung der beschriebenen VVorzugsvariante der DB Netz
AG als Grundlage fur die weiteren Planungen.

Sollte es zur Realisierung der Kernforderungen kommen, wiirde dies zu erheblichen Mehrkosten in Hohe von
schadtzungsweise bis zu 197, 8 Mio. Euro (288,3 Mio. Euro bei Beruicksichtigung der auRerhalb des Bedarfsplans
zu finanzierenden MaRnahmen fur Eisenbahnkreuzungen und den barrierefreien Ausbau von Bahnhofen) fir das
Teilvorhaben ABS Rotenburg — Verden flihren. Diese libergesetzlichen Mehrforderungen sind in Zusammenhang
mit den weiteren TeilmalRnahmen des Bedarfsplanvorhaben ABS/NBS Hamburg — Hannover, ABS Langwedel —
Uelzen, ABS Verden — Minden/Wunstorf, Bremerhaven — Bremen — Langwedel zu sehen. Ubertragen auf das
Gesamtvorhaben bedeutet eine Beriicksichtigung der Kernforderungen laut Berechnungen des EBA gemessen an
der Streckenlénge eine Kostensteigerung in Héhe von bis zu. 4,5 Mrd. Euro. Im Sinne einer Gleichbehandlung
der Regionen vor Ort wiirde eine Zustimmung zu den Kernforderung der Teilmanahme ABS Rotenburg — Ver-
den dazu fulhren, dass der volkswirtschaftliche Nutzen des Gesamtvorhabens nicht mehr gegeben (Nutzen-Kosten-
Verhaltnis kleiner 1) und das Gesamtvorhaben auf Basis der aktuellen Rechtslage nicht mehr aus Bundesmitteln
finanzierbar wére.
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Tabellarische Darstellung Effekte Vorzugsvariante und Forderungen

Finanzierung
im Rahmen

Kosten? NKV? WR* .
der vsl. verfiigbaren
Haushaltsmittel®
Vorzugsvariante 916,5 1,18 6,25 lediglich langfristig

sicherzustellen

Forderungen geman § 25 Absatz 3 VwVfG

Beriicksichtigte Forderungen aus der friihen Offentlichkeitsbeteiligung:

Aktive LarmschutzmaRnahmen im Bahnhof Rotenburg

N

icht beriicksichtigte Forderungen aus der friihen Offentlichkeitsbeteiligung:

Finanzierung

Kosten® Anderung NKV’ Anderung WR delrn\]/eF\;?[TgT)Z?en
Haushaltsmittel
Kernforderung 18 152,4° 034 Nicht gesichert.
(Larmschutz) (234,01 '
Kernforderung 2
. 17,7 -0,11
(Erschutterungsschutz)
Kernforderung 3 .
(0,5)* Verschlechterung und da- Keine

(Barrierefreiheit) mit Gefahrdung einer Ge-

Kernforderung 4 samtldsung im Sinne des

8,4)% Dialogforums Schiene -0,01
(StraBenbau) ®4) Nord g
Kernforderung 5
) g 27,74 keine
(allg. regional)
Gesamt . 111434 0
(Vorzugsvariante zzgl. (1.204,8)15 y

aller Forderungen)

10

11
12

13
14
15

Gesamtwertprognose Preisstand 2019 inkl. Planungskosten und Risiken in Mio. Euro. (nominal)

Bewertung gemall BVWP-Methodik Gesamtprojekt Optimiertes Alpha E + Bremen

In Prozent, bezogen auf das Gesamtvorhaben. Uber die Wirtschaftlichkeitsrechnung der EIU wird nachrichtlich informiert, da mit der
BUV die EIU Eigenmittel in Hohe der wirtschaftlichen Tragféhigkeit einbringen.

Im Rahmen der fortgeschriebenen geltenden Finanzlinie

Kostenschatzung Preisstand 2016 (in Mio. Euro; Baukosten nominal inkl. Planungskosten und zzgl. Risikozuschlag von 35 Prozent).
Die Bewertung der Forderungen erfolgt auf Basis von Machbarkeitsstudien und Kostenkennwerten. Aufgrund der unterschiedlichen
Planungsstande im Vergleich zur Vorzugsvariante sind die dargestellten Sensitivitaten lediglich ein Indikator hinsichtlich der wirtschaft-
lichen Auswirkungen.

Vor dem Hintergrund der trotz durchgefiihrter Optimierungen noch nicht befriedigenden Wirtschaftlichkeit der von der Region ge-
wiinschten Ausbauvariante im Sinne des Dialogforums Schiene Nord verringern aus der Ubernahme regionaler Forderungen resultie-
rende Mehrkosten den Spielraum fiir eine wirtschaftliche Gesamtldsung

Forderung nach gesamtheitlicher Larmbetrachtung nicht enthalten, da eine Kostenbewertung aufgrund der fehlenden Berechnungsme-
thodik nicht méglich ist.

Zuziglich MaRnahmen an Bahniibergédngen im Umfang von 81,6 Mio. Euro, die auRerhalb des Bedarfsplanprojekts z. B. durch Mittel
nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz bei VVorliegen der Voraussetzungen zu finanzieren sind.

Davon 191,0 Mio. Euro Larmvorsorge und 43,0 Mio. Euro Larmschutzgestaltung (reale Baukosten ohne Planungskosten). Beriicksich-
tigung Larmvorbelastung nicht bewertbar.

Finanzierung auBerhalb des Bedarfsplanprojekts z. B. aus dem Bahnhofsprogramm des Bundes bei Vorliegen der VVoraussetzungen
Finanzierung auBerhalb des Bedarfsplanprojekts z. B. durch Mittel nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz bei Vorliegen der VVorausset-
zungen

reale Baukosten ohne Planungskosten

GWP ohne MalRnahmen mit Finanzierung aufRerhalb des Bedarfsplanprojekts zzgl. nominale Baukosten Forderungen

GWP zzgl. nominale Baukosten Forderungen
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5 Anlagen
DB Netz AG: Einzelvorstellung ABS Rotenburg — Verden vom 26. Februar 2021

Eisenbahn-Bundesamt: Priifbericht Empfehlung parlamentarische Befassung
vom 4. Mérz 2021 auf Basis der Einzelvorstellung der DB Netz AG
vom 26. Februar 2021
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Einzelvorstellung
Bahnprojekt Hamburg/Bremen-Hannover

ABS Rotenburg-Verden
Herstellung der Zweigleisigkeit

DB Netz AG

Regionalbereich Nord

I.NI-N-A-R

Hannover, den 26.02.2021
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1 Einleitung

1.1 Parlamentarische Befassung

Der Deutsche Bundestag hat am 28.01.2016 mit einstimmigem Beschluss den Antrag 187365
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD ,Menschen- und umweltgerechte Realisierung europai-
scher Schienennetze® angenommen:

e in Féllen besonderer regionaler Betroffenheit durch die Realisierung von Schienengliter-
trassen der Verkehrskorridore des TEN-Verkehr-Kernnetzes, die durch EU-Mittel (CEF)
bezuschussungsfahig sind, auch kiinftig die konstruktive Zusammenarbeit der Akteure vor
Ort zu unterstiitzen und deren Vorschldge bei der Erarbeitung konkreter L6sungen beson-
ders zu beriicksichtigen

e aus den jeweils dort gewonnenen Empfehlungen im Einzelfall konkrete Beschliisse an die
Bundesregierung zu formulieren, um im Einzelfallim Rahmen der verfiigharen Haushalts-
mittel einen besonderen - (iber das gesetzliche Mal3 hinausgehenden — Schutz von An-
wohnern und Umwelt erreichen zu kénnen.

Mit der Willenshildung des Deutschen Bundestages ist keine Anpassung von Verordnungen und
Gesetzen gefordert. Er will im Einzelfall Giber die finanzielle Férderung bestimmter Manahmen
entscheiden, die im Dialog der frithen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 VwVfG gefor-
dert wurden (liber das gesetzliche Mal? hinausgehende MaRnahmen), aber aus zuwendungs-
rechtlichen Griinden nicht in der Vorzugsvariante (gesetzlicher Rahmen) beriicksichtigt werden
konnen.

Der Bundestagsheschluss stellt jedoch kein Prajudiz beziiglich der nach Allgemeinem Eisen-
bahngesetz (AEG) §18 erforderlichen Planfeststellungsverfahren dar. Entsprechend erfolgt die
abschliellende Abwagung zu allen MaBnahmen im planrechtlichen Verfahren durch die zustan-
dige Planfeststellungsbehorde. Gegen den Beschluss steht weiterhin der Rechtsweg offen.

Auf Basis der per 01.01.2018 in Kraft getretenen Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung (BUV)
erfolgt fiir Bedarfsplanvorhaben nach dem Abschluss der Leistungsphase 1 und 2 (Grundlagener-
mittlung und Vorplanung) eine Befassung im Deutschen Bundestag (Parlamentarische Befas-
sung). Hierzu berichtet das BMVI dem Deutschen Bundestag jahrlich iiber neu zu verwirklichende
Projekte/MaRBnahmen, bei denen die Leistungsphasen 1 und 2 nach HOAI durchgefiihrt sind (§ 5
BUV).

Vor dem Hintergrund des Planungsstandes wird mit dem vorliegenden Bericht das BMVI (ber
das Ergebnis der Vorplanung im Projekt ,ABS Rotenburg - Verden® einschlieBlich der Ergebnisse
der frithen Offentlichkeitsbeteiligung informiert. Diese Unterlage soll als Grundlage fiir den Bericht
des BMVI an den Deutschen Bundestag in Form einer Bundestagsdrucksache dienen und dem
Parlament damit eine Basis flir eventuelle Beschliisse geben.
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1.2 Aligemeine Projektinformationen - Anlass und Ziel der MaBnahme

MaRnahmenziel der ABS/NBS Hamburg/Bremen - Hannover ist die kapazitive Erweiterung der
Schieneninfrastruktur im Betrachtungsraum (siehe Abbildung 1) Hamburg/Bremen-Hannover, um
die bestehenden und zukiinftigen Engpdsse zu I6sen und die prognostizierten Steigerungen im
Seehafenhinterlandverkehr aufnehmen zu kénnen.
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Abbildung 1: Betrachtungsraum Hamburg/Bremen - Hannover!
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In den Bundesverkehrswegeplan 2030 wurden folgende Teilmalinahmen im Gesamtprojekt (Ifd.
Nr. 2-003-V03) aufgenommen:

e ABS/NBS Hamburg — Hannover

e ABS Langwedel — Uelzen

e ABS Rotenburg — Verden — Minden / Wunstorf
e ABS Bremerhaven — Bremen — Langwedel

Die ABS Rotenburg - Verden ist Bestandteil der TeilmaRnahme ABS Rotenburg - Verden - Min-
den/Wunstorf und beinhaltet die Planung und Realisierung des zweigleisigen Ausbaus der Stre-
cke 1745 Verden (Aller) - Rotenburg (Wiimme).

Ein vollstandiger zweigleisiger Ausbau der Strecke Rotenburg - Verden ist aus engerer gut-
achterlicher Sicht nicht erforderlich, wurde aber aufgrund seiner eisenbahnbetrieblichen Rolle als

! Quelle: Projektinformationssystem (PRINS) zum Bundesverkehrswegeplan 2030
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wichtige Umfahrungsstrecke fiir Hamburger Verkehre in den Planfall aufgenommen und bei den
Gesamtprojektkosten berlicksichtigt.

1.3 Aligemeine Projektinformationen — Beschreibung des Bestandes

Die ostlich von Bremen gelegene Bahnstrecke Verden - Rotenburg (Strecke 1745) ist eine ein-
gleisige elektrifizierte 25,4 km lange Hauptbahn, die den Bahnhof Verden (Aller) an der Bahnstre-
cke Wunstorf - Bremen (Strecke 1740) ab Weiche 5 mit dem Bahnhof Rotenburg (Wiimme) an
der Bahnstrecke Wanne - Eickel - Hamburg (Strecke 2200) bis Weiche 7 verbindet.

Lage im Netz

Abbildung 2: Lage im Netz?

Streckennummer: 1745

Gleis: Eingleisig im Bestand
Streckenlange: 25,4 km

Streckenklasse: D4 (22,5t/ 8,0 t/m)
Geschwindigkeit VzG: 120 km/h

TEN-Kategorie: Konventionell

TEN Klassifizierung: TEN-T Gesamtnetz

Zugfunk: GSM-R

Traktion: Oberleitung (15 kV 16,7 Hz ~)

2 Quelle: DB Netz AG, EBWU, 19.04.2017
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1.4 Benennung der Planfeststellungsabschnitte

Der Trassenverlauf wird in vier Planfeststellungsabschnitte (PFA) unterteilt, die in der nachfol-
genden Tabelle 1 und der Abbildung 3 dargestellt und detailliert aufgezeigt sind.

Tabelle 1: Ubersicht Planfeststellungsabschnitte (PFA)

1 Stadt Rotenburg (Wimme)  Von km 18,7 bis ca. km 283,3 (2200) 9,3

2 Landkreis Rotenburg Von km 12,7 bis km 18,7 6,0
(Wiimme)

3 Landkreis Verden (Aller) Von km 8,5 bis km 12,7 4,2

4 Stadt Verden (Aller) Von ca. km 86 (1740) bis km 8,5 9

Hoaisch :
@ '
Vierden (Aller) ’
Wahne- ] ™
bergen _ Verden (Aller) d A Rotenburg  ~-
A Roryrel \ \ (Wiimme) .
Westerwalsede \ =
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Kirchtinteln 25 O\ g

Abbildung 3: Ubersicht Streckenverlauf - Bf Verden bis Bf Rotenburg, Planfeststellungsabschnitte?

3 Quelle: DB Netz AG
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2 Vorzugsvariante

2.1 Allgemeines

Im Rahmen der Planung wurde der zweigleisige Ausbau der Strecke zwischen Rotenburg
(Wimme) und Verden (Aller) hinsichtlich der Abwicklung der prognostizierten stark wachsenden
Seehafenhinterlandverkehre und der optimalen Anbindung in die vorhandene Infrastruktur bzw.
der in den Betriebsstellen erforderlichen Spurplananpassungen sowohl in Verden als auch in Ro-
tenburg untersucht. AuRerdem wurde im Rahmen der Planung die Anhebung der Streckenge-
schwindigkeit auf 160 Km/h untersucht.

Im Ergebnis sind im Bereich Verden eine héhenfreie, seitenrichtige Einbindung der Strecke 1745
mit beidseitigen, ebenfalls seitenrichtigen Uberholungsgleisen fiir Giiterziige erforderlich. Die ent-
sprechenden Bahnhofsgleise sind fiir 740 m lange Ziige geplant. Fiir die Umleitung von schweren
Erzziigen ist die Erhéhung der Streckenklasse auf E4 (25t Achslast) erforderlich und in der Pla-
nung beriicksichtigt. Die Streckengeschwindigkeit von 120 km/h soll erhalten bleiben. Des Wei-
teren ist die raumliche Trennung der in Verden beginnenden und endenden S-Bahnen aus Rich-
tung Bremen sowie der Regionalbahn aus Richtung Rotenburg von den durchfahrenden Ziigen
des Schienenpersonen- und des Schienengiiterverkehrs kapazitiv erforderlich. In Ubereinstim-
mung mit den Empfehlungen der eisenbahnbetriebswissenschaftlichen Untersuchung (EBWU)
vom 19.04.2017 wird etwa mittig zwischen den Knoten Rotenburg und Verden ein Uberholbahn-
hof mit einem Puffergleis vorgesehen, das vorrangig dem SGV zur Verfligung stehen soll.

Im Bahnhof Rotenburg wurde im Rahmen der EBWU vom 19.04.2017 die Notwendigkeit neuer
Weichenverbindungen zur Schaffung paralleler Fahrméglichkeiten und Vermeidung kreuzender
Fahrten nachgewiesen, die in der Planung ebenfalls Beriicksichtigung finden.

Die direkte Anbindung der Strecke 1711 der Eisenbahnen und Verkehrsbetriebe Elbe-Weser
GmbH (evb) , Abschnitt Rotenburg - Bremervorde, mittels einer Verbindungskurve, ist nicht Be-
standteil des Projektes, wird aber planerisch soweit beriicksichtigt, dass die Anbindung perspek-
tivisch Uber die neue Betriebsstelle Abzweig Wiimme und durch den Einbau von notwendigen
Weichen mit geringstmoglichem Aufwand nachgeriistet werden kann.

Mit der Stellungnahme vom 28.04.2020 seitens I.NMF 34(N) (Fahrwegkapazitat und EBWU) wur-
den weitergehende Erlauterungen zum geplanten Ausbau des Knotens Verden im Kontext der
Prognose 2030 getatigt. Im Ergebnis ist aus Sicht der Fahrwegkapazitat und EBWU ein Umbau
des Knotens Verden gem. der Vorzugsvariante der Vorplanung vom 22.05.2019 (weiterhin) er-
forderlich, um die geforderte optimale Betriebsqualitdt zu erreichen.
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2.2 Verkehrliche Zielsetzung

Nach § 1 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes (BSWAG) wird das Schienenwegenetz der
Eisenbahnen des Bundes nach dem Bedarfsplan fiir die Bundesschienenwege ausgebaut, der
dem Gesetz als Anlage beigefiigt ist. Unter Anlage (zu § 1) Abschnitt 2, Neue Vorhaben unter
der Ifd. Nr. 3 wird auf das Vorhaben ABS/NBS Hamburg - Hannover, ABS Langwedel - Uelzen,
Rotenburg - Verden - Minden/Wunstorf, Bremerhaven - Bremen - Langwedel (Optimiertes
Apha-E + Bremen) verwiesen. Dadurch liegt ein im BSWAG festgeschriebener Auftrag zur Rea-
lisierung dieses Vorhabens als Aus- und Neubaustrecke vor. Das Vorhaben ist in der Anlage 2
zum Bundesverkehrswegeplan 2030 (,Projektliste Schiene®) im Abschnitt ,Neue Vorhaben, Vor-
dringlicher Bedarf (VB-E und VB)®, unter der Ifd. Nr. 3 mit der Projektnummer 2-003-V03 konkre-
tisiert.

Mit der ABS Rotenburg-Verden, als Bestandteil des Vorhabens, wie oben beschrieben, werden
folgende verkehrliche Ziele verfolgt:

I Schaffung von zusitzlichen Kapazititen im Giiterverkehr zur Abwicklung des prog-
nostizierten stark wachsenden Seehafenhinterlandverkehrs

I Schaffung der Moéglichkeit zur Umleitung von schweren Erzziigen durch Erhéhung
der Streckenklasse D4 auf E4 (25 t Achslast)

I Steigerung der Leistungsfahigkeit in den Knotenbahnhofen Verden und Rotenburg

I Erhéhung der Gleisnutzlingen auf 740m Nutzlange

I Kapazitive Optimierung des Knotens Verden durch weitestmdgliche Entmischung der
Verkehre auf separater Gleisinfrastruktur

I Beseitigung der Wartezeiten vor den derzeit noch eingleisigen Abschnitten

2.3 Betriebliche Bedeutung

Auf der Strecke 1745 verkehren Giberwiegend Ziige des Schienenpersonennahverkehrs und des
Schienenglterverkehrs. Zudem dient die Strecke als Umleitungsstrecke flir Ziige des Fernver-
kehrs zwischen Hannover und Hamburg. Bei auRergewohnlichen Ereignissen oder Einschran-
kungen in der Verfligbarkeit der Strecken 1710 und 1720 wird der SPFV und zusatzlicher SGV
Uber Verden und Rotenburg geleitet. Die vorhandene eingleisige Strecke 1745 ist im Bestand
ausgelastet. Fir die Aufnahme weiterer Verkehre ist die Strecke daher zweigleisig auszubauen.

Im Bf Verden (Aller) fadelt die Strecke 1745 in die zweigleisige Strecke 1740 hohengleich ein.
Zudem wendet die Linie S1 der Regio-S-Bahn Bremen in Verden, wofiir das Streckengleis Siid-
Nord der Strecke 1740 hohengleich gekreuzt werden muss. Aufgrund der hohen Auslastung des
Knotens soll der Gleisplan so umgestalten werden, dass die héhengleichen Fahrwegkreuzungen
aufgeldst werden.
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2.4 Vorplanungsergebnis Vorzugsvariante
Knoten Verden

Im Ergebnis der verkehrlichen Aufgabenstellung (VAst) wurde festgestellt, dass im Zusammen-
hang mit dem zweigleisigen Ausbau der Strecke 1745 zwingend die Infrastruktur des Bahnhofs
Verden (Aller) zu erweitern ist, um die zunehmenden Verkehre in wirtschaftlich optimaler Be-
triebsqualitat abwickeln zu konnen. Hierzu wurden vier Varianten untersucht, die im Wesentlichen
Unterschiede in der Einbindung der Strecke 1745 im Nordkopf und der Trennung der durchfah-
renden Verkehre der Bremer S-Bahn, die im Bahnhof Verden endet bzw. kehrt, aufweisen.

In der nachgelagerten Eisenbahnbetriebswissenschaftlichen Untersuchung (EBWU) vom
19.04.2017 wurde ermittelt, dass ausschlieRlich mit einer niveaufreien Einbindung (Uberwerfung)
der Strecke 1745 eine wirtschaftlich optimale Betriebsqualitat sichergestellt werden kann. Somit
wurden die Varianten 2 und 4 mit einer hhengleichen Einbindung im Bf nicht ndher untersucht.
AusschlieBlich die Varianten 1 und 3, die der oben genannten Voraussetzung entsprechen sind
im Rahmen der Vorplanung gleichwertig behandelt worden.

Vorzugsvariante fiir den Bf Verden (Variante 3):

Im Ergebnis der Vorplanung bedient im Bereich Verden die Variante 3 die (ibergeordneten Ziel-
stellungen in Summe am besten, sodass fiir die Spurplangestaltung in dem Knoten diese Variante
zur Weiterverfolgung festgelegt wird.

Abbildung 4: Soll- Zustand Planungsvariante 3 hinsichtlich Einbindung in Verden*

Fir die Vorzugsvariante lassen sich folgende Vorteile festhalten:
- hoéhere Akzeptanz in der 6rtlichen und regionalen Politik

- Herstellbarkeit von 740 Meter Nutzlange in den relevanten Giliterzugpuffer- und -iiberholglei-
sen

- Einbindung des neuen Haltepunktes Dauelsen in das betriebliche Konzept bzw. in die Leit-
und Sicherungstechnik

- Vergleichbar weniger Grunderwerb

- Projektierbarkeit von Durchrutschwegen mit geringem Konfliktpotenzial zwischen verschie-
denen Fahrwegen

- Kein Neubau von Bahnsteiganlagen und deren Zuwegungen

- GroRe des Uberwerfungsbauwerkes

4 Quelle: Systemplan, DB E&C im Auftrag der DB Netz AG, 04.12.18
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Weitere Vor- und Nachteile der beiden Varianten sind in tabellarischer Form der Anlage 1 Kapitel
1 zu diesem Dokument zu entnehmen.

Varianteniibergreifende MaBnahmen im Bahnhof Verden:

= Trassierungsbedingte Anpassungen an den Bahnsteigen B und C
= zusatzliche Weichenverbindung (Weichentrapez) im Stidkopf

= separates Wendegleis fiir die RB 76 zur Entflechtung des Regional- und Giiterverkehrs in
Richtung Rotenburg

= Herstellung einer Nutzlange von 740 m in den fiir den SGV relevanten Gleisen (nur in V3
anforderungsgemal umsetzbar)

= Anpassung bzw. Erneuerung von Erd- und Ingenieurbauwerken
= Anpassung bzw. Erneuerung der bahntechnischen Streckenausriistung

= Umverlegung der Zugbehandlungsanlagen fiir die S-Bahn zur Minimierung von Kreu-
zungskonflikten

Freie Strecke und Knoten Rotenburg

Entsprechend der ortlichen Verhaltnisse wird auf der freien Strecke der 1745 das zweite Gleis
bahnlinks (westlich) geplant. Lediglich bei der Einbindung in Rotenburg gestaltet sich die Erwei-
terung nach bahnrechts (6stlich) giinstiger, da damit weniger Bestandsanlagen umgebaut werden
miissen. Aufgrund der geplanten durchgehenden Zweigleisigkeit werden die heutigen Uberhol-
bahnhofe Walle, Westerwalsede und Unterstedt aufgelassen.

Der heutige Kreuzungshahnhof Holtum soll als dreigleisiger Uberholbahnhof, entsprechend der
Empfehlung aus der EBWU, mit einem auRenliegendem Uberholungsgleis auf der bahnlinken
Seite (westlich) ausgebaut werden. Das Uberholungsgleis soll mit 740 m Nutzlange und auf den
DB-eigenen Flachen geplant werden.

Zwischen dem heutigen Bf Unterstedt, und dem Bf Rotenburg (Wiimme) ist eine perspektivisch
absehbare neue Abzweigstelle Wiimme beriicksichtigt, an der eine Verbindungskurve der evb-
Strecke in Richtung Bremervérde anbinden kénnte. Die Infrastruktur der Strecke 1745 wird in
dem Bereich so geplant, dass der Abzweig spater mit moglichst geringem Anderungsaufwand
nachgeriistet werden kann (Aufwartskompatibilitat).

Die Einbindung in den Bahnhof Rotenburg erfolgt bahnrechts und niveaugleich in das Gleis 27.
Entsprechend der EBWU vom 19.04.2017 erfordert die niveaugleiche Einbindung in den Bahnhof
zwei neue Weichenverbindungen zur Umfahrung des Bahnsteiges 1 und zur Schaffung einer

10
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parallelen Fahrmdglichkeit von Hamburg nach Gleis 5, bzw. Beseitigung der Eingleisigkeit im
Ostkopf.

(00ZZ "HS)
E'ERT Wy

7&"

Bf Rotenburg [Womme|

Abbildung 5 Soll-Zustand Einbindung in Rotenburg®

Die Streckenklasse der 1745 soll im Rahmen des Projektes von D4 mit 22,5 t Achslast auf E4 mit
25 t Achslast angehoben werden. Aus den insgesamt 35 Eisenbahniiberfiihrungen und 6 Stra-
Rentiberflihrungen, die sich im Projektraum befinden, sollen insgesamt 31 Bauwerke erweitert
oder neu gebaut werden (zum Teil sind die Erd- bzw. Ingenieurbauwerke bereits fiir eine Zwei-
gleisigkeit vorbereitet). Fiir die durch den zweigleisigen Ausbau betroffenen 13 Durchldasse wird
im Rahmen der Vorplanung ein Ersatzneubau geplant. Bei zwei Durchldassen wird momentan von
einer Teilerneuerung ausgegangen. AuBerdem beinhaltet die Malinahme Rotenburg - Verden
die entsprechende Anpassung, Erweiterung oder Erneuerung der technischen Streckenausris-
tung. Die Aufhebung der insgesamt 5 auf der Strecke befindlichen Bahniibergange ist nicht Be-
standteil der Planung. Die Bahniibergange sollen lediglich an die Zweigleisigkeit angepasst wer-
den.

Die Streckengeschwindigkeit soll bei 120 km/h bleiben, da die im Rahmen der Vorplanung unter-
suchte Variante ,Erhéhung der Leitgeschwindigkeit auf 160 km/h* nicht kostenneutral abgebildet
werden kann. Die Mehrkosten waren dabei insbesondere beim Tragschichtsystem unter dem Be-
standsgleis sowie bei den ErschiitterungsschutzmaRnahmen zu erwarten.

Auswirkung der Zugzahlen 2030 auf die weitere Planung

Im Ergebnis bestétigt die erganzende Unterlage zur EBWU (Stellungnahme) vom 28.04.2020 auf
der Grundlage der aktuellen Prognosezahlen 2030, dass die Dimensionierung der MaRnahmen,
die im Rahmen der Planung des Teilprojektes ABS Rotenburg - Verden im Bereich Verden ge-
plant sind, ausreichend ist.

> Quelle: Systemplan, DB E&C im Auftrag der DB Netz AG, 04.12.18
1
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2.4.1 Ausschlusskriterien

2.4.1.1 Erfiillung und Einhaltung der verkehrlichen & betrieblichen Ziele

Die vorliegende Planung im gesetzlichen Rahmen (Vorzugsvariante) beinhaltet ausschlieRlich
MaRnahmen, die zur Erfiillung der verkehrlichen und betrieblichen Anforderungen erforderlich
sind.

2.4.1.2 Nutzen-Kosten-Verhaltnis (NKV)

Voraussetzung fiir die Parlamentarische Befassung ist das Vorliegen einer wirtschaftlichen Vari-
ante fir das Gesamtprojekt Hamburg/Bremen-Hannover (inkl. Rotenburg-Verden). Nach aktuel-
lem Stand kann dieses durch eine Konzeption im bestandsfernen Korridor zwischen Hamburg
und Hannover erreicht werden. Diese weist (bereits unter Beriicksichtigung der Vorplanungskos-
ten des Abschnittes 3 ,ABS Verden-Nienburg-Wunstorf/ Minden“ derzeit einen NKV von 1,18
(Stand Februar 2021) auf. Eine auf den Forderungen des Dialogforums Schiene Nord basierende
bestandsnahe Konzeption wird mit dem Ziel eines positiven NKV > 1 weiter optimiert.

2.4.2 Bewertungskriterien

2.4.2.1 Bewertung der Wirtschaftlichkeit/Finanzierung

Der Gesamtwertumfang (GWU) inklusive Planungskosten, Nominalisierung und Risiken, die eine
Eintrittswahrscheinlichkeit von iber 50% haben, betragt 656,5 Mio EUR. Im Rahmen des GWP-
Workshops wurden weitere Risiken grolRer 50% Eintrittswahrscheinlichkeit identifiziert, die dann
in den GWU eingearbeitet wurden. So ist eine Entwicklung des GWU von 443 Mio. EUR Stand
Vorplanungsheft vom 22.05.2019 auf 504 Mio. EUR (Stand nach GWP-WS) zu verzeichnen. No-
minalisiert ergeben Realkosten von 504 Mio. EUR einen GWU von 656,5 Mio. EUR.

In der Gesamtwertprognose (GWP) wurden weitere Risikosachverhalte, wie z.B. beim Unter-
grund und der Marktpreisentwicklung bei den Baufirmen validiert. Insbesondere ist seitens der
Experten die Bauzeit der Vorzugsvariante der Vorplanung mit ,3-Jahre Total*-Sperrung® als Ri-
siko erkannt worden und entsprechend mit einer Intervallsperrvariante mit 8 Jahren Bauzeita® 3
Monate je Baujahr in den GWP Wert mit einem Anteil von 76 Mio. EUR eingeflossen. Dement-
sprechend gilt nach dem GWP Ergebnis die Variante ,8 Jahre je 3 Monate Sperrung pro Baujahr®
als Vorzugsvariante fir die Bauphasenplanung aufgrund der erkannten Risiken. In den weiteren
Planungsphasen wird die bisher ermittelte Bauzeit validiert und die Kosten ermittelt, mit dem Ziel
der Reduzierung des Gesamtwertumfanges bzw. Gesamtwertprognose und der Optimierung des
Bauablaufs. Der Risikozuschlag auf die gesetzliche Vorzugsvariante belduft sich in Summe auf
260 Mio. EUR.

Die ermittelte GWP betragt inklusive Planungskosten und Nominalisierung 917 Mio. EUR und ist
so in die Wirtschaftlichkeitsrechnung eingeflossen. In diesem Wert sind keine (iber das gesetzli-
che Mal hinausgehenden Forderungen enthalten.

12
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2.4.2.2 Umweltvertrdglichkeit und Landschaftsschutz

Fiir den Planungsbereich wurde seitens der Landkreise Rotenburg und Verden auf ein Raumord-
nungsverfahren verzichtet.

Unter der Beteiligung des Eisenbahn-Bundesamtes wurde im Rahmen eines Scoping-Verfahrens
im Jahr 2017 gemeinsam mit dem Beteiligtenkreis (UNBs, Umwelt- und Naturschutzverbande,
etc.) fiir das Vorhaben der voraussichtliche Untersuchungsrahmen der Umweltgutachten sowie
Art und Umfang der nach § 15 Abs. 2 UVPG n.F. vorzulegenden Unterlagen abgestimmt. Darauf-
hin folgte Anfang 2018 die Unterrichtung und Beratung der DB Netz AG seitens des Eisenbahn-
Bundesamtes (iber den Untersuchungsrahmen nach § 15 Abs. 1 UVPG hinsichtlich des Untersu-
chungsrahmens. Im Weiteren legte die Genehmigungsbehoérde am 13.04.2018 mit der Verfah-
rensleitenden Verfligung fest, dass fiir das Vorhaben der ABS Rotenburg - Verden eine Umwelt-
vertraglichkeitspriifung (UVP) gemaR § 5 UVPG durchzufiihren ist.

Auf der Grundlage der Ergebnisse aus dem Scoping-Termin und der Beratung durch das Eisen-
bahn-Bundesamt wurden im Rahmen der Vorplanung umfangreiche Kartierarbeiten durchgefiihrt,
die in der Planung Beriicksichtigung gefunden haben und als Grundlage fiir die weitere Planung
dienen sollen. Kartiert wurden Biotoptypen, Fischfauna, Brut- und Gastvogel, Amphibien, Baum-
hoéhlen, FFH Holzkafer, Fledermause, Heuschrecken, Amphibien, Libellen, Makrozoobenthos,
und Tagfalter bzw. FFH Schmetterlinge. Fiir die Grol3- und Mittelsduger bzw. Fischotter wurde
eine Abfrage bei den Jagerschaften bzw. Fischotterzentren gestartet.

Folgende Schutzgebiete befinden sich in dem Wirkraum des Projektes.

Flora-Fauna-Habitat (FFH) - Gebiete:

- ,Wimmeniederung®

- ,GrolRes und weiles Moor*

- ,Wolfsgrund®

- ,Wedeholz*

- ,Poggenmoor”

- ,Sandgrube bei Walle*

- ,Dilnengebiet bei Neumihlen®

- LAller (mit Barnbruch), untere Leine, untere Oker”

Landschaftsschutzgebiete (LSG):

- ,Wimmeniederung®

- ,Amtshofpark®

- ,Grafeler Holz, Hamerloh und Lintel“
- ,Hugelgraberheide am Halsetal®

- ,Sachsenhain mit Umgebung®

- ,Halsetal®

- ,Steinkuhle®
13
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EU - Vogelschutzgebiet:

sUntere Allerniederung®

Naturschutzgebiete:

- ,GrolRRes und weiles Moor*

- ,Wolfsgrund®

- LAuequelle®

- ,Dinengebiet bei Neumiihlen®

Trinkwasserschutzgebiete (WSG):

- ,Panzenberg®, Schutzzone lll, zeitweise grenzt die Strecke an die Schutzzone I
- Drei Trinkwasserbrunnen (Schutzzone |, unmittelbarer Fassungsbereich)
sVerden®, Schutzzone Il im Untersuchungskorridor von 500
~Rotenburg-Siid“ (Schutzzonen IlIA und 11IB)

Flachen des niedersachsischen Moorschutzprogrammes:

~Weilkes Moor*
,Moor am Reithbach®

Die Schutzgebiete werden bei der weiteren Planung beriicksichtigt und entsprechend den ge-
setzlichen Vorgaben behandelt.

Derzeit wird davon ausgegangen, dass fiir das Ausbauvorhaben eine Umweltvertraglichkeitsstu-
die erforderlich ist. Die Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie werden in der weiteren Pla-
nungsphase ebenfalls beriicksichtigt.

2.4.2.3 Schutzgut kulturelles Erbe sowie Denkmalpflege

Im Landkreis Verden (Aller) sowie im Landkreis Rotenburg (Wiimme) sind vielerorts historische
Grabstatten in Form von Hiigelgrabern aus der Bronzezeit anzutreffen. Diese wurden durch die
zustandigen Kreisarchdologen der Landkreise flachendeckend kartiert. Nach Abstimmung mit
den zustandigen Kreisarchaologen sind von der hier gegenstandlichen MaRnahme keine histori-
schen Grabstatten betroffen, sodass hinsichtlich des Bodendenkmalschutzes sowie im Hinblick
auf archaologische Belange keine besonderen MaRnahmen getroffen werden miissen.

Ferner sind bei den gegenstédndlichen AushaumaRnahmen keine denkmalgeschiitzten Gebaude/
Objekte betroffen.

14
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2.4.2.4 Konzept Larm- und Erschiitterungsschutz

Auf der Grundlage des § 41 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und der zugehorigen
16. Bundes-Immissionsschutzverordnung (BImSchV) wurden die schalltechnischen Voruntersu-
chungen erstellt, um die durch die wesentlichen Anderungen der Gleisanlagen zu erwartenden
schalltechnischen Auswirkungen abzuschatzen.

Die empfohlenen aktiven Schallschutzmafnahmen sind:
I Larmschutzwande bis zu 6,0 m Hohe,
I Schienenstegdampfer (SSD)
I Besonders iUberwachtes Gleis (BUG)

Aufgrund der Hohe der zu erwartenden Schallimmissionen in den gleisnahen Bereichen der ein-
zelnen Unterabschnitte werden neben aktiven SchallschutzmaBnahmen auch passive Schall-
schutzmaRnahmen (wie z.B. Schallschutzfenster, gedammte Liifter, usw.) in der Planung bertick-
sichtigt.

Mit einem Schreiben vom 16.01.2019 von der Stadt Rotenburg wurde fiir den Bereich Bahnhof
Rotenburg die Forderung nach aktivem Larmschutz eingereicht. Die nachgezogene schalltech-
nische Voruntersuchung in diesem Bereich hat ergeben, dass die ermittelten MaRnahmen im
gesetzlichen Rahmen umsetzbar sind.

Die Schallschutzmalinahmen im Detail sind der Anlage 1 Kapitel 2 zu diesem Dokument zu ent-
nehmen.

Die Aufwendungen fiir die gesetzlichen SchallschutzmaBnahmen belaufen sich auf 54,6 Mio.
EUR (reale Baukosten). Die Planungskosten, Risikozuschlag und die Nominalisierungskosten
sind in dem GWU bzw. GWP enthalten.

Der Erschiitterungsschutz wurde im Rahmen der erschiitterungstechnischen Voruntersuchungen
vom 05.07.2018 betrachtet. Im Ergebnis dient der Einsatz von Schwellenbesohlung einer Redu-
zierung von Erschiitterungsemission.

Fur folgende Streckenabschnitte der 1745 wird der Einsatz besohlter Schwellen ermittelt:
= km-0,3 bis km -0,1
= km 0,15 bis km 0,3
= km 3,2 bis km 3,35
= km 3,45 bis km 4,0
= km 5,7 bis km 5,9
= km 9,5 bis km 9,9

Das fiihrt in Summe zu realen Baukosten von ca. 0,220 Mio. EUR.
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2.4.2.5 Auswirkung des Schienenldarmschutzgesetzes auf zukiinftige Verkehre -
Ausblick und Tendenz auf Prognosehorizont 2030

2017 hat der Deutsche Bundestag das Schienenlarmschutzgesetz (SchlarmschG) beschlossen.
Das Gesetz verbietet ab 13.12.2020 den Einsatz lauter Giterwagen auf dem deutschen Stre-
ckennetz. Somit soll gewahrleistet werden, dass alle in Deutschland zum Einsatz kommenden
Guterwagen ab diesem Zeitpunkt beim Betrieb von Giterwagen auf Schienen der entstehenden
Schall auf das MaR von Giiterwagen mit Komposit-Bremssohlen oder Scheibenbremsen begrenzt
wird. Dies wird durch den Einsatz von Verbundstoff-Sohlen erreicht, die im Vergleich zu Wagen
mit Grauguss-Sohlen in der Vorbeifahrt um rund 10 dB(A) leiser sind. Das entspricht einer
Halbierung des vom Menschen wahrgenommenen Larms.

2.4.2.6 Rahmenterminplan fiir das Teilprojekt ,,ABS Rotenburg — Verden

Aus dem Rahmenterminplan der ,ABS Rotenburg - Verden® mit dem Stand 22.01.2021 und unter
der Berlcksichtigung der Bauphasenplanungsvariante ,3-Jahre Total“-Sperrung® auf der Strecke
1745 ergeben sich folgende BUV-Meilensteine:

Einreichung Planfeststellungsunterlagen bei EBA (BUV-Meilenstein 02) 02/2024

Baubeginn erfolgt (BUV-Meilenstein 03) 12/2027

Inbetriebnahme erfolgt (BUV-Meilenstein 04) 12/2033
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3 Friihe (')ffentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 VwVfG

Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Offentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Plan-
feststellungsverfahren (PIVereinhG) vom 31.Mai 2013 wurde die frithe Offentlichkeitsbeteiligung
im §25 VwV(G verankert. Parallel wurde vom BMVI das Handbuch fiir gute Biirgerbeteiligung
veroffentlicht.

3.1 Uberblick der frithen Offentlichkeitsbeteiligung
Das Bahnprojekt Hamburg/Breme-Hannover legt seit Anfang der Planung einen starken Fokus
auf die Information und den Dialog mit der Region (siehe nachfolgende Abbildung 6):

NETZE

Bahnprojekt Hamburg/Bremen-Hannover: kontinuierliche
Beteiligung maRgeschneidert fiir verschiedene Interessen

Website & Medienarbeit Bilaterale Informations- }uﬂﬂ{
Newsletter (intern/extern) Gespriache Veranstaltungen J]qeﬁ;

Information >

A R —

Der News-Service informiert aktiv per Email. Bleiben Sie informiert

mit nur wenigen Klicks: www.hamburg-bremen-hannover.de/newsletter.html
— SR | s cateeEER. ST S

Abbildung 6: Kommunikationskonzept®

Hierzu nutzt das Projektteam verschiedene Dialog- und Informationsformate, um den aktuellen
Planungsstand in der Region vorzustellen und zu erlautern sowie die Gemeinden in Varianten-
planungen, z.B. zu den (iber das gesetzliche Maf? hinausgehenden SchallschutzmalRnahmen mit
einzubeziehen. Dazu zahlen u.a.:

I Seit 2016 fanden eine Vielzahl nichtoffentlicher Termine mit Blirgermeistern und Ver-
waltungsmitarbeitern der Gemeinden (Bilaterale Gesprache vor Ort) statt.

I Seit der frithen Planungsphase werden regelmaRig Regionale Runde Tische von der
DB Netz AG organisiert. Diese werden als Beratungs- und Austauschgremien genutzt,
die im Vorfeld und als Ergdanzung zu den formellen Verfahren durchgefiihrt werden.
Der Runde Tisch wird extern und fachkompetent moderiert.
Der Teilnehmerkreis besteht aus institutionellen Vertreten und soll die betroffene Re-
gion entlang des Streckenabschnitts und die dort vertretenen unterschiedlichen Sicht-
weisen reprasentieren. Der Teilnehmerkreis setzt sich aus Vertretern der Deutschen
Bahn, Kommunen, Landkreisen, Landesministerium, Behdrden, Verbanden und

6 Quelle: DB Netz AG
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Interessenvertretungen (Umwelt, Natur, Wirtschaft, Verkehr, etc.), Vertreter Projektbei-
rates und Vertretern betroffener Biirger (Biirgerinitiativen) zusammen.

Deutsche Bahn Kommunen
Vertreter

betroffener Blrger Landkreise

€ s

- >
Blrger- Landes-
initiativen ministerium
Externe
Moderation
Vertreter
Begleitgremium Behorden

Verbande und Interessen-
vertretungen (Umwelt, Natur, Wirtschaft,
Verkehr, etc.)

Abbildung 7: Teilnehmer Runde Tische’

I Website zum Gesamtprojekt Hamburg/Bremen - Hannover mit aktuellen Informationen
(https://www.hamburg-bremen-hannover.de/home.html)

I Aufbereitete Darstellung der Vorplanungsergebnisse auf der Projekt-Website

I Dreidimensionale dynamische Visualisierung der gesetzlichen Vorplanung. Die Visuali-
sierung wurde bei Runden Tischen prasentiert sowie als Animationsfilm auf der Projekt-
Website bereitgestellt

I Internetauftritt auf dem BaulnfoPortal der DB Netz AG
(https://bauprojekte.deutschebahn.com/)

I Seit Februar 2019 erscheint ein Projektbrief, der aktuelle Themen zum Projektfortschritt
liefert. Uber einen Aboservice ldsst sich eine automatische Benachrichtigung erstellen

I Offentliche zentrale Informationsveranstaltungen, die ein- bis zweimal jihrlich stattfin-
den

I InfoMobil-Einsatze in besiedelten Gebieten
I Infostande

I Darstellung von Projektergebnissen im Rahmen von 6ffentlichen Ratssitzungen

7 Quelle: DB Netz AG
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3.2 Uberblick gesetzlicher Grundlagen

Bei der Betrachtung und Darstellung der Forderungen im Rahmen der friihen Offentlichkeitsbhe-
teiligung ist zwischen solchen, die auf gesetzlichen Grundlagen beruhen, und solchen die dariiber
hinausgehen zu unterscheiden. Die gesetzlichen Grundlagen sind folgend stichpunktartig
erwahnt:

Bundesfinanzierung
I Gesetzliche Grundlage: BSWAG in Verbindung mit §§ 7, 23, 44 BHO
I Finanzierungsregime: Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung (BUV)

Gesetzlicher Schutzanspruch fiir Schienenverkehrslarm

I §41BImSchG
I 16. BImSchV
I EBA-Umweltleitfaden, Teil VI, Schutz vor Schallimmissionen aus Schienenverkehr

Gesetzlicher Schutzanspruch zur Erschiitterungswirkung

I Keine gesetzlichen Rahmenbedingungen

I DIN 4150 ,Erschitterungen im Bauwesen®, Teil 2 ,Einwirkung auf Menschen in Gebau-
den®

I DB RiL 820.2050 "Erschitterungen und sekundarer Luftschall®

Gesetzliche Grundlagen zum Barrierefreien Ausbau

I Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstel-
lungsgesetz - BGG) § 8 Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Ver-
kehr

I Personenbeférderungsgesetz (PBefG) § 8, Abs. 3

Gesetzliche Grundlagen zu EKrG-MaRnahmen

I Gesetz (iber Kreuzungen von Eisenbahnen und StraRen (Eisenbahnkreuzungsgesetz -
EKrG)

Die Planung im Projekt ABS Rotenburg - Verden ist auf der Grundlage der oben aufgefiihrten
gesetzlichen Rahmenbedingungen erstellt worden. Die daraus resultierenden MaRnahmen (Vor-
zugsvariante) inkl. der Kosten sind den vorherigen Kapiteln zu entnehmen.
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4 Kernforderungen der Region

Im Teilprojekt ABS Rotenburg-Verden wurden neben den gesetzlichen Vorgaben und Rahmen-
bedingungen im Zuge der frithen Planungsphasen auch vielfaltige Anforderungen und Forderun-
gen seitens der betroffenen Offentlichkeit an das Projekt gestellt. Einige davon, wie die Schall-
schutzmaRnahmen im Bereich des Bahnhofs Rotenburg, konnten nach der Abstimmung mit dem
Eisenbahn Bundesamt in die gesetzliche Vorzugsvariante aufgenommen werden. Weitere MaR3-
nahmen wurden im Rahmen der friihen Offentlichkeitsbeteiligung betrachtet und dargestellt und
den Anrainerkommunen erldutert, allerdings aufgrund der fehlenden gesetzlichen Grundlage und
unter den Wirtschaftlichkeitsaspekten nicht in der Vorzugsvariante berlicksichtigt. Dieser ge-
samte Untersuchungsumfang ist der Anlage 2 zu entnehmen und beinhaltet die mit dem Pla-
nungsheft Vorplanung vorgelegten Ergebnisse. Das Originaldokument der ,Arbeitsgemeinschaft
(AG) Anrainerkommunen®ist als Anlage 3 zu diesem Dokument beigelegt und beinhaltet sowohl
die Formulierung der besonderen Betroffenheit der Region als auch die tiber das gesetzliche MaR
hinausgehenden, sogenannten ,Kernforderungen® im Detail. Die Untersuchungsergebnisse aus
der Offentlichkeitsbeteiligung (vgl. Anlage 2) bildeten die Grundlage fiir die Anrainerkommunen
lhre Kernforderungen zu formulieren. Diese wurden in einer detaillierten tabellarischen Ubersicht
aufbereitet und sind der Anlage 4 als Zusammenfassung mit Kernforderungsnummern
und -unternummern (Kf.Nr. und Kf.UNr.) zu entnehmen.

In der nachfolgenden Tabelle 2 handelt es sich um eine komprimierte Zusammenfassung der
Ubersichtstabelle aus der Anlage 4 und enthalt alle monetar bewerteten Kernforderungen.

Die Kernforderungen wurden in folgende Kategorien (Kf.Nr.) unterteilt:
Kf.Nr. 1 Larmschutz
Kf.Nr. 2 Schutz vor Erschiitterung
Kf.Nr. 3 Barrierefreiheit
Kf.Nr. 4 Stralenbaumalnahmen
Kf.Nr. 5 Allgemeine regionale Forderungen

Die monetadre Bewertung der Kernforderungen wurde auf Basis von Machbarkeitsstudien, Kosten
von Vergleichsprojekten und pauschalen Schatzungen anhand von Kostenkennwertkatalogen
vorgenommen. Die sich daraus ergebenden Mehrkosten von insgesamt 288,3 Mio. EUR sind
weder im Gesamtwertumfang von 656,5 Mio. EUR noch der Gesamtwertprognose von 917 Mio.
EUR (siehe auch Kapitel 2.4.2.1) enthalten.
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Anlage 1

Bewertungsmatrix gesetzliche Vorzugsvariante
und gesetzlicher Schallschutz

DB Netz AG

Regionalbereich Nord

[.NI-N-A-R

Hannover, den 26.02.2021
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Tabellarische Darstellung der Vor- und Nachteile der 2 Varianten, die im Rahmen der

Vorplanung gleichwertig behandelt worden.

Tabelle 1: Auflistung der (ibergeordneten Zielstellungen fiir die Varianten 1 und 3 im Knoten Verden

Ziele

Fahrwegkapazitat

Infrastrukturanpassungen
im Rahmen HHBH-
Abschnitt 2

Kompatibilitat mit
Zukunftsoptionen ohne
Zusammenhang mit dem
Projektauftrag

Bauzeit und Bauphasen-/
Baubetriebsplanung

Planrechtliche
Durchsetzbarkeit

Legende: + positiv, - negativ, o neutral
Bewertungskriterien

In allen relevanten Fahrwegelementen im Knoten
Verden vertretbare Leistungskennwerte

Kreuzende Rangierfahrten zwischen Bahnsteiggleisen
und Abstellanlagen tiber ein durchgehendes
Hauptgleis

Projektierbarkeit von Durchrutschwegen mit geringem
Konfliktpotenzial zwischen verschiedenen Fahrwegen

Herstellbarkeit von 740 m Nutzlange in den relevanten
Guterzugpuffer- und -liberholgleisen

Dispositive Freiheiten in der Betriebsabwicklung
aufgrund der D-Weg-Situation (Zeitpunkt der
Festlegung der Zugreihenfolge)

Anpassungsbedarf an bestehenden Bahnsteiganlagen
und deren Zuwegungen in Verden

Neubau von Bahnsteiganlagen und deren
Zuwegungen in Verden

Umfang der Infrastrukturerweiterung (GréRe des
Uberwerfungsbauwerks sowie separate S-Bahn-
Infrastruktur)

Verlangerungsoption der RS1 Richtung Dorverden [
Nienburg

Einbindung des neuen Hp Dauelsen in das
betriebliche Konzept bzw. in die LST

Kompatibilitat mit weiteren Streckengleisen zwischen
Langwedel und Verden

Kapazitive und betriebliche Auswirkungen auf das
Betriebsprogramm im Vergleich zum baustellenfreien
Zustand

Umfang des Grunderwerbs im Bereich des Bf Verden

Umfang der erforderlichen AusgleichsmaRnahmen
aufgrund der Mafinahmen im Bf Verden

Umfang der erforderlichen SchallschutzmaRnahmen

Vi

++

++

V3



Drucksache 19/29972 -38- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

Akzeptanz der Variante in der ortlichen und regionalen
Politik

Wirtschaftlichkeit Umfang der erforderlichen Mittel = o
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2 Gesetzliche SchallschutzmalRnahmen

In den nachfolgenden Tabellen sind Schallschutzmafnahmen inkl. Darstellung der Kosten
(reale Baukosten) abgebildet, die im Rahmen der gesetzlichen Planung ermittelt wurden.

Tabelle 2: Ubersicht SchallschutzmaRnahmen UA1 Stadt Rotenburg

km
MaBnahme Lange (m) Wirkung Summfe Kosten
von km bis km (Mio. €)
Schalischutzwand 3m | g ¢4 281,860 1.260 10 dB
Hohe
Schallschutzwand 5m | a5 53 | 983 360 330 12 dB
Hohe
281,710 283,030 1.320
Schallschutzwand 6m 27275 282,440 580 15 dB
Hohe
282,660 283,360 700
281,750 283,360 1.610 12,59
Besonders 281,900 282,930 1.030 .
tiberwachtes Gleis 281,900 282,930 1.030
24,620 25,270 650
281,750 283,360 1.610
Schienenstegdampfer 281,900 282,930 1.030 2,3dB
281,900 282,930 1.030

Tabelle 3: Ubersicht SchallschutzmaRnahmen UA2 Landkreis Rotenburg

km
MaBlnahme Linge (m) Wirkung Summfa Kosten
von km bis km (Mio. €)
15,520 15,720 200
Schallschutzwand Sm =724 16,310 140 12 dB
Hohe
21,070 21,460 390
Schallschutzwand 6m |, 5 5, ¢ 16,170 425 15 dB
Hohe 3,89
Besonders 15,720 16,170 450 \db
Uiberwachtes Gleis 21,140 21,480 340
15,720 16,170 450
Schienenstegdampfer 2,3dB
21,140 21,480 340
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Tabelle 4: Ubersicht SchallschutzmaRnahmen U3 Landkreis Verden

km Summe
MaBnahme Linge (m) Wirkung Kosten
von km bis km (Mio. €)
Schallschutzwand | ¢ ) 5 6,980 755 10dB
3m Hohe
5,430 5,675 245
Schallschutzwand |—7g77 6,225 280 12 dB
5m Hohe
10,080 10,600 520
5,675 5,776 100 6.58
Schallschutzwand 5795 5,945 150 15 dB
6m Hohe 9,520 9,620 100
9,665 10,080 415
Besonders
liberwachtes 9,650 10,310 660 3dB
Gleis

Tabelle 5: Ubersicht SchallschutzmaRnahmen U4 Stadt Verden

km Summe
MaBnahme Lange (m) Wirkung Kosten
km von km bis (Mio. €)
86,775 86,965 190
88,575 88,875 300
2,630 3,000 370
Schallschutzwand 5m >000 >270 70 12 dB
Hohe 3,700 4,280 580
85,760 86,270 510
0,185 0,265 80 31,5
1,700 4,300 2.600
85,760 86,525 765
86,615 86,775 160
Schallschutzwand 6m 86,965 88,575 1.610 15 dB
Hohe 88,875 89,470 595
3,370 3,700 330
86,270 86,540 270
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86,520 86,620 100
86,610 86,755 145
0,280 0,585 305
0,580 1,000 420
0,990 1,700 710
88,770 89,470 700
Besonders
Giberwachtes Gleis 2,220 3,700 1.480 3dB
3,700 4,280 580
88,770 89,470 700
Schienenstegdampfer 2,3dB
2,220 3,700 1.480




Vorabfassung — wird durch die endglltige Fassung ersetzt,
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Sachsen-

Anlage 2
Ergebnisse im Rahmen der friihen

Offentlichkeitsbeteiligung

DB Netz AG

Regionalbereich Nord

[.NI-N-A-R

Hannover, den 26.02.2021
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1 Ergebnisse im Rahmen der friihen Offentlichkeitsbeteiligung

Im Teilprojekt ABS Rotenburg - Verden wurden neben den gesetzlichen Vorgaben und
Rahmenbedingungen im Zuge der frithen Planungsphasen auch vielfaltige Forderungen und
Wiinsche seitens der betroffenen Offentlichkeit an das Projekt gestellt. Hierzu sind sowohl die
,Bedingungen der Region“ (gemall Abschlussdokument des Dialogforums Schiene Nord
2015), als auch MaRnahmen zu zahlen, die gemeinsam von der Vorhabentragerin mit den
Anrainerkommunen entwickelt wurden. Die Inhalte aus der gesetzlichen Planung als auch die
Ergebnisse aus der im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit erstellten Betrachtungen (technische
Losungen inkl. Grobkosten) und Darstellungen (inkl. 3D Visualisierungen) zu iiber das
gesetzliche MaR hinausgehenden LarmschutzmalBnahmen wurden in zahlreichen Formaten,
wie Runden Tischen, Info- Veranstaltungen und bilateralen Gesprachen vorgestellt und
erlautert. Im intensiven Dialog mit der Region hat das Projektteam aktiv und konstruktiv iber
die gesamte Planungsdauer von rund 4 Jahren (2015 bis 2019) das Projekt geplant.
Gemeinsam mit den Akteuren der Region wurden passend zu deren Forderungen die
Betrachtungen und Darstellungen erarbeitet, die nun in diesem Dokument zusammengefasst
wurden. Dies bildete die Grundlage fiir die Anrainerkommunen, lhre (iber das gesetzliche MaR
hinausgehenden Kernforderungen (siehe Hauptdokument) zu formulieren.

1.1 ,,Bedingungen der Region“ — Stahlbetoneinhausung

Bei der Betrachtung der Bedingungen der Region aus dem Dialogforum Schiene Nord wurde
deutlich, dass die Begrenzung des Maximalpegels in den Schlafraumen das maligebende
Kriterium fiir den Umfang des notwendigen Schallschutzes darstellt.

Die Berechnung und Beurteilung von Schallimmissionen aus dem Schienenverkehr beruht auf
Pegeln, die (iber den Tageszeitraum (06.00 - 22.00 Uhr) bzw. Nachtzeitraum (22.00 - 06.00
Uhr) gemittelt sind. Zur Berechnung von Maximalpegeln bei einzelnen Zugvorbeifahrten
existieren keine gesetzlichen oder untergesetzlichen Regelungen. Daher wurde zur Ermittlung
auf das Gutachten zur Berlicksichtigung eines Maximalpegelkriteriums bei der Beurteilung von
Schienenverkehrslarm in der Nacht zuriickgegriffen, das 2017 im Auftrag des Hessischen
Ministeriums fiir Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz erstellt wurde.
Da das in dem Gutachten dargestellte Verfahren viele Berechnungsschritte fiir einen einzelnen
Immissionspunkt erfordert, sind keine flichendeckenden Berechnungen moglich. Daher sind
exemplarische Einzelpunktberechnungen durchgefiihrt worden.

Die entsprechenden Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) gemall der
Machbarkeitsstudie zur technischen Umsetzung von Stahlbetoneinhausungen vom
22.06.2019 erstellt durch die DB Engineering & Consulting belaufen sich auf insgesamt 1.383
Mio. EUR. Dabei betrdgt die Gesamtlange der Bauwerke ca. 17 Kilometer.

Im Nachfolgenden sind die Streckenabschnitte auf der Grundlage des Schallschutzberichtes
sKurzbericht Forderungen Dialogforum Schiene Nord“ vom 31.08.2018, aufgeteilt in die
Untersuchungsabschnitte 1 bis 4, dargestellt, bei denen eine Stahlbeton-Einhausung
notwendig ware (Abbildung 1), um die ,Bedingungen der Region“ einhalten zu kénnen.
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Abbildung 1: Ubersicht der Abschnitte mit der Stahlbetoneinhausung?

Tabelle 1: Ubersicht iiber die Kosten fiir die Stahlbetoneinhausungen

Streckenabschnitt Kosten
MaRnahme Untersuchungsabschnitt Lange (Mlc.)' €
von km bis km (m) real inkl.
Risiko)
Untersuchungsabschnitt 283,360
1 1 24,730 (Strecke 3280 214,84
2200)
11,480 11,815 335
11,960 12,310 350
14,250 14,630 380
Untersuchu;gsabschnltt ) 15.480 16.350 870 125,87
17,760 18,180 420
18,720 19,010 290
20,840 21,520 680
5,030 7,030 2.000
i 7,200 7,700 500
Untersuchungsabschnitt 3 189,18
3 8,600 9,400 800
9,400 11,100 1.700
. 85,76
U”ters”ChuzgsabSCh"'“ 4 (Strecke 4580 | 5382 | 282,95
1740)
Summe Baukosten 1-4 812,84
Planungskosten (26 %) 237,3
Nominalisierung 332,86
Gesamtsumme (real) rd. 1.383

L Quelle: DB Netz AG
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1.2 ,Betrachtung® - Schallschutzgalerien

Im Rahmen der friihen Offentlichkeitsbeteiligung haben die Stadt Verden (Schreiben vom
14.02.2019), Gemeinde Kirchlinteln im Landkreis Verden (Schreiben vom 19.02.2019) und die
Samtgemeinde Bothel im Landkreis Rotenburg (Schreiben vom 19.02.2019) Forderung nach
der Betrachtung und Darstellung der Wirkung von ,Schallschutzgalerien® eingereicht.

In der Berechnungsmethodik der Schall 03 ist die Abschirmwirkung von Schallschutzwanden
auf einen maximalen Wert begrenzt. Dies bedeutet, dass die Minderungswirkung von sehr
hohen Schallschutzwanden oder beispielsweise Schallschutzgalerien nach der Systematik der
Schall 03 nicht der tatsachlichen Minderungswirkung entspricht. Zur Uberpriifung der
tatsachlichen Wirksamkeit von Schallschutzgalerien wurde daher die Berechnungsmethodik
analog zum Vorgehen im Projekt Karlsruhe - Basel angepasst.

Die entsprechenden Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) gemaR der Ermittlung nach
dem Beispiel Karlsruhe - Basel zur von Schallschutzgalerien belaufen sich auf insgesamt 471
Mio. EUR. Dabei betrdgt die Gesamtlange der Bauwerke ca. 17 Kilometer.

Die Lage und die Lange der Galeriebauwerke entsprechen den Standorten der
Stahlbetoneinhausungen (vgl. Abb. 1).

Tabelle 2: Ubersicht iiber die Kosten fiir die Schallschutzgalerien

Streckenabschnitt Kosten
MaRnahme Untersuchungsabschnitt Lange (Mlc.)' €
von km bis km (m) real inkl.
Risiko)
283,360
1 24,730 (Strecke 3280 54,49
2200)
11,480 11,815 335
11,960 12,310 350
14,250 14,630 380
2 15,480 16,350 870 55,24
17,760 18,180 420
Schallschutzgalerie 18,720 19,010 290
it 6 m Ausk
mit & m Auskragung 20,840 21,520 680
5,030 7,030 2.000
7,200 7,700 500
3 83,07
8,600 9,400 800
9,400 11,100 1.700
85,76
4 (Strecke 4,580 5.382 89,42
1740)
Summe Baukosten 1-4 16.987 282,22
Planungskosten (26
%) 73,38
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Nominalisierung 115,57
Gesamtsumme d. 471
(real)

1.3 ,,Betrachtung“ - Aufhebung der Bahniiberginge
Stadt Verden

Zur Verringerung der Larmbelastung in der Ortschaft Walle wurde auf Anfrage der Stadt
Verden vom 14.02.2019 die Aufhebung des Bahniibergangs ,Scharnhorster Strale“ bei
Bahnkilometer 5,777 im Rahmen einer Machbarkeitsstudie vom 11. Marz 2019 untersucht.
Dabei wurden zwei unterschiedliche Varianten zur SchlieRung des Bahniibergangs inklusive
einer moglichen Ersatzmalnahme betrachtet und der Stadt Verden in bilateralen Gesprachen
vorgestellt und erlautert.

Variante 1 fiir den BU km 5,777 sieht vor, den Bahniibergang zu schlieRen und eine neue
StraReniiberfithrung (SU) bei km 6,075 herzustellen. Zudem soll der vorhandenen
Wirtschaftsweg an die SU angebunden werden (siehe Abbildung 2).

Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) hierfiir wiirden sich auf ca. 2,7 Mio. EUR
belaufen.

Abbildung 2: Variante 1 fiir die SchlieRung des BUs bei km 5,7772

Die Variante 2 fiir den BU km 5,777 sieht vor, den Bahniibergang zu schlieBen und eine
neue Anbindung zwischen Waller HeerstraRe und Scharnhorster herzustellen (siehe
Abbildung 3).

2 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
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Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) hierfiir wiirden sich auf ca. 0,47 Mio. EUR
belaufen.

Abbildung 3: Variante 2 fiir die SchlieBung des BUs bei km 5,7773

Durch die SchlieRung des Bahniibergangs waren die Wegebeziehungen der FuRganger und
Radfahrer als nicht zumutbar eingestuft. Aufgrund dessen soll an der Stelle des
geschlossenen Bahniibergangs ein Personentunnel geplant bzw. im Rahmen der
libergesetzlichen Forderungen betrachtet werden. In der Abbildung 4 wird eine mogliche
Darstellung zur Umsetzung eines solchen Tunnels aufgezeigt.

Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) wiirden sich dabei auf ca. 5,37 Mio EUR
belaufen.

3 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
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Abbildung 4: Tunnel als Querungsméglichkeit fiir Radfahrer und FuRgénger in Walle*

Landkreis Verden

Zur Verringerung der Larmbelastung in der Ortschaft Holtum (Geest) wurde auf Anfrage des
Landkreises Verden vom 19.02.2019 die Aufhebung der Bahniibergange Holtum I,
~Foscheberg K21 (Bahnkilometer 9,635) und Holtum II, ,Holtumer Dorfstrale K11°
(Bahnkilometer 10,779) im Rahmen einer Machbarkeitsstudie vom 11. Marz 2019 untersucht.
Dabei wurden mehrere unterschiedliche Varianten zur SchlieRung der Bahniibergange
inklusive einer moglichen ErsatzmalRnahme betrachtet und dem Landkreis Verden in
bilateralen Gesprachen vorgestellt und erldutert.

Die Variante 1 fiir den BU 10,779 Holtum II, ,,Holtumer DorfstraBe K11 sieht vor, diesen
zu schlieRen und eine neue EU norddstlich des BU bei km 10,992 herzustellen. Dabei soll die
Holtumer Dorfstrale beidseitig an den Bahniibergang angeschlossen werden (siehe
Abbildung 5). Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) wiirden sich auf insgesamt ca.
5,86 Mio EUR belaufen.

4 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
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Abbildung 5: Variante 1 fiir die SchlieBung des BUs bei km 10,779 Holtum II, ,Holtumer Dorfstrae K11

Die Variante Z1 fiir den BU 10,779 Holtum Il, ,,Holtumer DorfstraBe K11 sieht vor, diesen
zu schlieBen und eine Personenunterfiihrung (PU) norddstlich des Bahniiberganges bei km
10,813 herzustellen (siehe Abbildung 6). Dies ware im direkten BU Bereich problematisch, da
die Grundstiickszufahrten erhalten bleiben sollen. Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30
%) fiir diese Variante wiirden sich auf insgesamt ca. 6,93 Mio. EUR belaufen.
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®> Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
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Abbildung 6: Variante Z1 fiir die SchlieBung des BUs bei km 10,779 Holtum II, ,Holtumer DorfstraRe K116

Die Variante G1 fiir die BU 9,635 Holtum I, ,,Féscheberg K21“ und BU 10,779 Holtum II,
»Holtumer DorfstraRe K11“ sieht vor, beide Bahniiberginge zu schlieRen und eine neue SU
bei km 10,176 (zwischen beiden Bahniibergdngen) herzustellen. Die Anbindung an die
Verkehrswege ,Foscheberg® und ,Holtumer DorfstraRe® soll jeweils nordwestlich und
siiddstlich der BUs durch zwei Kreisverkehrsplitze hergestellt werden (siehe Abbildung 7). Die
Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) dafiir wiirden sich auf insgesamt ca. 2,43 Mio. EUR
belaufen.

jie BU-Ersatzmafinahme

Schlieflung BU km 9,635 '
SchlieBung BU km 10,779
l.‘

=

Anschluss an die BU-Ersatzmafinahme

Kreisverkehr BN
Anschluss an die BU-Ersatzmafinahme

Abbildung 7: Variante G1 fiir die SchlieRung der BU 9,635 Holtum I, ,Féscheberg K21 und BU 10,779 Holtum Il
,Holtumer DorfstraRe K117

6 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
7 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
10
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Die Variante G2 fiir die BU 9,635 Holtum I, ,,Féscheberg K21“ und BU 10,779 Holtum II,
»Holtumer DorfstraBe K11“ sieht vor, beide Bahniibergange zu schlieen und die
vorhandene EU ,Am Holtumer Moor“ zu nutzen. Zur ErschlieBung sollen neue
Wegeanbindung bahnrechts zwischen ,Féscheberg® und ,Holtumer Dorfstralle“ und bahnlinks
zwischen ,Hinterm Blocksberg” und ,Am Holtumer Moor” errichtet werden (siehe Abbildung 8).
Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) fiir diese MaRnahme wirden sich auf
insgesamt ca. 1,91 Mio. EUR belaufen.

I

Abbildung 8: Variante G2 fiir die SchlieBung der BU 9,635 Holtum |, ,Féscheberg K21 und BU 10,779 Holtum I,
,Holtumer Dorf-straRe K118

Durch die SchlieRung des Bahniibergangs Holtum I, ,Féscheberg K21“ und die entsprechende
Ersatzmallnahme waren die Wegebeziehungen der FuRganger und Radfahrer als nicht
zumutbar eingestuft. Aufgrund dessen soll an der Stelle des geschlossenen Bahniibergangs
ein Personentunnel geplant bzw. im Rahmen der tbergesetzlichen Forderungen betrachtet
werden. In der Abbildung 9 wird eine mdgliche Darstellung zur Umsetzung eines solchen
Tunnels aufgezeigt. Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) wiirden sich hierbei auf
ca. 7,11 Mio. EUR belaufen.

8 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
11
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Abbildung 9: Tunnel als Querungsméglichkeit fiir Radfahrer und FuRganger in Holtum (Geest)®

Landkreis Rotenburg

Zur Verringerung der Larmbelastung in der Ortschaft Westerwalsede wurde auf Anfrage der
Samtgemeinde Bothel vom 19.02.2019 die Aufhebung des Bahniibergangs ,,Bahnhofsstrafie®
bei Bahnkilometer 15,725 inklusive einer StraRBeniiberfiihrung (SU) als ErsatzmaRnahme im
Rahmen einer Machbarkeitsstudie vom 11. Marz 2019 untersucht.

Ip Yyoinp pJim — Bunssejqeion

Bei der betrachteten Variante soll eine neue SU westlich des bisherigen Bahniibergangs bei
km 15,440 hergestellt werden (siehe Abbildung 10). Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag
30 %) fir diese MalRnahme wiirden sich auf insgesamt ca. 3,47 Mio. EUR belaufen.
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9 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
12
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Abbildung 10: SchlieRung Bahniibergang in Westerwalsede inkl. ErsatzmaRBnahme (StraReniiberfiihrung)®

Erste Biotopkartierungen und Untersuchungen zu geschiitzten Arten im Verlauf der
Ausbaustrecke haben jedoch ergeben, dass diese Losung aufgrund der erheblichen
Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft fiir nicht genehmigungsfahig (vgl. BNatSchG
§13i.V.m. BImSchG § 41 Absatz 2 und § 42) zu erachten ist und nach der ersten Abschatzung
keine Aussicht auf Umsetzung hat.

Durch die SchlieBung des Bahniibergangs in Westerwalsede und die entsprechende
ErsatzmaRnahme wdren die Wegebeziehungen der Fuflganger und Radfahrer als nicht
zumutbar einzustufen. Aufgrund dessen sollte an der Stelle des geschlossenen
Bahniibergangs ein Personentunnel (PU) geplant und im Rahmen der ibergesetzlichen
Forderungen betrachtet und umgesetzt werden. In der Abbildung 11 wird eine mogliche
Darstellung zur Umsetzung eines solchen Tunnels aufgezeigt. Die Baukosten (real inkl.
Risikozuschlag 30 %) wiirden sich hierbei auf insgesamt ca. 6,53 Mio. EUR belaufen.

1z]8S.19 bunsse- abiyinbpus aip yainp piim — Bunssejqeion

10 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
13
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Abbildung 11: Tunnel als Querungsmaglichkeit fiir Radfahrer und FuRganger in Westerwalsede!

Als eine Alternate zu den Varianten SU (Abbildung 10) und PU (Abbildung 11) aufgrund der
aufgrund der erheblichen Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft der SU-Variante
wurde auf Wunsch der Gemeinde Westerwalsede eine Eisenbahniiberfiihrung (EU) in einer
groben Machbarkeitsstudie betrachtet und monetar bewertet (siehe Abbildung 12).
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11 Quelle: MBS, Lageplan, DB E&C, 15.03.2019
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Abbildung 12: Eisenbahniiberfiihrung als ErsatzmaRnahme fiir das aufgehobene BU in Westerwalsede!2

Die Baukosten (real inkl. Risikozuschlag 30 %) wiirden sich hierbei auf insgesamt ca. 11
Mio. Euro belaufen.

1.4 ,,.Betrachtung® - Aktive LirmschutzmaBnahmen
Stadt Verden

Zur Verringerung der Larmbelastung in der Ortschaft Walle wurde auf Anfrage der Stadt
Verden vom 14.02.2019 die Aufhebung des Bahnilibergangs ,Scharnhorster StraRBe“ bei
Bahnkilometer 5,777 im Rahmen einer Machbarkeitsstudie vom 11. Marz 2019 untersucht.
Anstelle des geschlossenen Bahniiberganges soll die auf der bahnlinken Seite im gesetzlichen
Rahmen geplante Schallschutzwand liickenlos hergestellt werden Auferdem fordert die Stadt
Verden auf der bahnrechten Seite zum Schutz des siidlichen Bebauungsgebietes in Walle
nach aktiven SchallschutzmaRnahmen. Die MaBnahmen wurden ermittelt und in der Abbildung
1313 dargestellt.

12 Quelle: GTU
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Abbildung 13: MaRnahmen beim geschlossenen BU in Walle!?

Bei den ermittelten MaRnahmen wiirden folgende Baukosten (real) entstehen:
Tabelle 3: Ubersicht Baukosten (real) aktive SchallschutzmaRnahmen in Walle

Streckenabschnitt Lange Kosten
MaRnahme
von km bis km (m) (Mio. €)
SSwW
6m 5,430 6,220 790
(bahnrechts)
SSwW
3m 6,220 6,975 755
(bahnrechts)
SSW3 m
(bahnlinks) 4,920 5,450 530 5,65
SSW5m
(bahnlinks) 5,450 5,625 175
SSW6 m
(bahnlinks) 5,625 6,015 390
SSW5m
(bahnlinks) 6,015 6,215 200

Landkreis Rotenburg, Gemeinde Westerwalsede

Mit dem Schreiben vom Biirgermeister der Samtgemeinde Bothel vom 19.02.2019 ist die
Forderung nach mehr aktiven Larmschutz fiir den Bereich Westerwalsede eingereicht worden.
Diese beinhaltet:

13 Quelle: DB Systentechnik
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= Verlangerung | Erhéhung der Schallschutzwand (SSW) nach Norden, so dass der
Bereich Pumberg und das letzte Haus im Ortsteil Bahnhof, siidliches Ende der
Ringstrale, profitieren

= Verlangerung [ Erhéhung der Schallschutzwand (SSW) nach Siiden, so dass bei
geschlossenem Bahniibergang die Wohnhauser der Ecke am Bahnhof, Bahnhofstralte
und in der GewerbestralRe zusatzlich profitieren

Durch die Verlangerungen und Erhéhungen der im Rahmen der gesetzlichen Planung
ermittelten Schallschutzwanden nach Norden und Siiden des mittig der Strecke 1745
gelegenen Bahniiberganges in Westerwalsede wiirden folgende Baukosten (real) entstehen:

Tabelle 4: Ubersicht Baukosten (real) aktive SchallschutzmaRnahmen in Westerwalsede

Streckenabschnitt Lange Kosten

von km bis km (m) (Mio. €)

MaBBnahme

Verlangerung
SSwW 15,37 15,52 150
6 m nach Siiden

Verlangerung
SSwW 16,17 16,27 100 3,02
6 m nach Norden

Erhdhung
Schallschutzwand 15,52 15,72 200
von 5m auf 6m

Durch die Erh6hung und Verlangerung der Schallschutzwand nach Norden und Siiden
werden zusatzlich zur gesetzlichen Planung 4 weitere Schutzfille geldst (siehe Abbildung
14).

17
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Abbildung 14: Auswirkung Verlangerung SSW nach Norden und Stiden!#

Mit dem Statement der Arbeitsgruppe Bahn vom 04.12.2019 wurde seitens der Gemeinde
Westerwalsede auRerdem folgende Forderung eingereicht

= im Siedlungsteil ,Piepenbrink® in Westerwalsede und fiir das Wohnhaus Bahnhofstr. 1
die Moglichkeit der Vornahme aktiver LarmschutzmalRnahmen iber das gesetzliche
Maf hinaus zu priifen

Bei der Forderung geht es um das Wohnhaus, das in der nachfolgenden Abbildung 15 rot
umkreist dargestellt ist.

14 Quelle: DB Systemtechnik
18
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15.2

Abbildung 15: Wohnhaus Bahnhofstrake 1, Westerwalsede?®

Um das Haus schallschutztechnisch aktiv zu schiitzen ist nach der ersten Einschatzung eine
Schallschutzwand auf der bahnlinken Seite in der Lange von 220 Metern und der Héhe von 5
Metern notwendig. Dabei muss allerdings beachtet werden, dass die Umsetzung die
Aufhebung des Bahniibergangs bei km 15,777 bedingt. Die Baukosten (real) fiir diese
Mafinahme wiirden sich auf ca. 1,3 Mio. EUR belaufen.

Landkreis Rotenburg, Gemeinde Ahausen

Im Bereich Ahausen, Siedlung ,Auf dem Adel” sind im gesetzlichen Rahmen ausschlieflich
passive LarmschutzmalBnahmen geplant. Mit dem Schreiben des Biirgermeisters der
Gemeinde Ahausen vom 15.04.2019 und vom 13.05.2019 ist die Forderung nach aktivem
Larmschutz fiir den Bereich Ahausen eingereicht worden. Folgendes Ergebnis inkl.
Isophonen (Abbildung 16) und Baukosten (real) (Tabelle 5) sind fiir den Bereich ,Auf dem

Adel® zu verzeichnen.
Tabelle 5: Ubersicht Baukosten (real) aktive SchallschutzmaBnahmen in Ahausen

Km
MaBnahme Ldange (m) Kosten

von km bis km (Mio. €)

15 Quelle: DB Netz AG
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Schallschutzwand 5m
Hahe (bahnlinks) 17,935 18,095 160
Sch"allschutzwand 5m 17.8 18,09 290
Hohe (bahnrechts) 3,80
Besonders
iiberwachtes Gleis 17,71 18,26 550
Schienenstegdampfer 17,71 18,26 550
<
3
, 3
- |
SSW5m
160 m
FONE
SSW 5 m
290 m \
blig+SSD
550 m g

Abbildung 16: Ubersicht aktive MaRnahmen inkl. Isophonen in Ahausen?6

Stadt Rotenburg, Gemeinde Unterstedt

Mit dem Anschreiben des Biirgermeisters vom 17.10.2019 fordert die Stadt Rotenburg fiir
den Bereich Westermoor in der Ortschaft Unterstedt aktiven Larmschutz. Der Bereich, um
den es hierbei geht, ist der Abbildung 17 (Bereich rot markiert) zu entnehmen.

16 Quelle: DB Systemtechnik
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Abbildung 17: Bereich Westermoor, Unterstedt!”

Das Ergebnis der Untersuchung besagt, dass es im Bereich von Bahnkilometer 20,890 bis

Kilometer 21,490 eine Schallschutzwand in der Lange von 600 Meter und in der Hohe von 5
Metern notwendig ware, um den Bereich Westermoor mit aktiven MaRnahmen schiitzen zu

kénnen. Dabei lagen die Baukosten (real) fiir die MaRnahme bei ca. 3,6 Mio. EUR.

Stadt Rotenburg

Im Abstimmungstermin zur Anlage der Parlamentarischen Befassung am 15.07.2020 wurde
seitens der Stadt Rotenburg nach der Untersuchung des ruhigen Gebietes ,In der Ahe®
gebeten. Siidlich bzw. 6stlich der Strecke 1745 liegt im ausgebauten Zustand in der Nahe
der Bahntrasse in einer Héhe von 2 m (Berechnungshdhe fiir Aufenthalt im Freien) ein

Beurteilungspegel von ca. 70 dB(A) tags vor. Zur Einordnung dieses Wertes sind folgende
Angaben zu nennen:

17 Quelle: DB Netz AG
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- 64 dB(A) tags - Immissionsgrenzwert fiir Kleingartenanlagen

- 59 dB(A) tags - Immissionsgrenzwert fiir Wohngebiete

- 55 dB(A) tags - Orientierungswert fiir Parkanlagen in der stadtebaulichen Planung
nach Beiblatt 1 zu DIN 18005

Fur ,Ruhige Gebiete* nach EU-Umgebungslarmrichtlinie gibt es keine konkreten Richtwerte
Uber einzuhaltende Larmpegel. Das UBA nennt neben vielen anderen Kriterien
beispielsweise einen Larmindex LDEN von 40 dB(A) bis 55 dB(A). Dabei ist zu beachten,
dass der Day-Evening-Night-Pegel LDEN aus der EU-Larmkartierung aufgrund anderer
Zeiteinteilung und Gewichtung keinen direkten Vergleich mit dem Beurteilungspegel Lr der
16. BImSchV zulasst. Ein Zielwert von Lr <= 55 dB(A) tags in ruhigen Gebieten ist aber auch
im Hinblick auf den Orientierungswert fiir Parkanlagen nach Beiblatt 1 zu DIN 18005 sicher
nicht ganz verkehrt.

Legt man einen Beurteilungspegel von Lr = 55 dB(A) tags als Zielwert zugrunde, so wird
dieser ohne SchallschutzmaBnahmen im ausgebauten Zustand in einem Abstand von ca.
500 m bis 600 m zur Bahntrasse erreicht. Im Bereich der 3 m hohen Schallschutzwand
reduziert sich der Beurteilungspegel im naheren Umfeld der Bahntrasse um 10 dB auf ca. 60
dB(A) tags. Ein Beurteilungspegel von 55 dB(A) tags liegt dann in einem Abstand von ca.
250 m zur Bahntrasse und damit im Kernbereich des Erholungsgebiets vor. Sofern man
dieses Schutzniveau in Richtung Verden erhalten mochte, ware eine 2 m hohe
Schallschutzwand bis zum Ende des zu schiitzenden Bereichs an der Strecke 1745
erforderlich. Dabei lagen die Baukosten (real) fiir die MaRnahme bei ca. 7,2 Mio. EUR.

22
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1 Frihe Offentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 VWVfG

Am 31. Mai 2013 wurde die friihe Offentlichkeitsbeteiligung mit dem Gesetz zur Ver-
besserung der Offentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststellungs-
verfahren (PIVereinhG) in § 25 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) verankert.

Bereits im November 2012 verdffentlichte das Bundesministerium fir Verkehr und di-
gitale Infrastruktur (BMVI) das ,Handbuch fur eine gute Blirgerbeteiligung bei der Pla-
nung von Grofdvorhaben im Verkehrssektor®. Es enthalt fir Vorhabentrager und Be-
hérden insbesondere Malinahmen, die die Blrgerbeteiligung bei der Planung und der
Zulassung von GrolRvorhaben verbessern kénnen.

In Celle wurde 2015 zur Vorbereitung der Kapazitatserweiterung der Schieneninfra-
struktur im Raum Bremen-Hamburg-Hannover das Dialogforum Schiene Nord (DSN)
mit insgesamt sieben Sitzungen durchgefiihrt. Dieser Beteiligungsprozess war trans-
parent und ergebnisoffen angelegt. Er wurde mit Gber 100 Beteiligten aus Kommunen,
Landkreisen, Burgerinitiativen und Umwelt-/Verkehrsverbanden im Dreieck Bremen-
Hamburg-Hannover sowie Vertretern des Bundes und des Landes Niedersachsen und
der DB AG durchgeflhrt. Erganzend hatten die Birgerinnen und Birger die Mdglich-
keit, sich per Post oder Onlineformular in den Prozess einzubringen.

Die Arbeit des DSN ist Uber http://www.dialogforum-schiene-nord.de/ mit allen Doku-
menten, Prasentationen und Protokollen einsehbar.

Am Ende des DSN wurde am 5. November 2015 das ,Abschlussdokument zum Dia-
logverfahren verabschiedet. Damit hat das DSN mit der mehrheitlich beschlossenen
»LAlpha-Variante E“ eine Alternative zum Neubau der jahrzehntelang umstrittenen Y-
Trasse gefunden. Zeitgleich hat die Region im Abschlussdokument 9 ,Bedingungen
fur einen Konsens in der Region® formuliert, zu denen sie bereit ist, die Mehrbelastun-
gen durch den Ausbau der Bestandsstrecken zu tragen (siehe auch Kapitel 5.1).

Der niedersachsische Landtag hat am 23.11.2016 einstimmig die Unterstlitzung des
+Abschlussdokuments der Region flir einen Schienenausbau im Konsens* beschlos-
sen. Zudem finanziert das Land die Geschéftsstelle fiir den Projektbeirat und fordert
eine Fachberatung.

Der Streckenabschnitt Rotenburg-Verden ist der erste Planungs- und Ausbauab-
schnitt im sog. Alpha-E und umfasst den Bau eines zweiten Gleises auf dem gesamten
Streckenabschnitt.

Vorort wurde die Offentlichkeit (iber Runde Tische, Informationsveranstaltungen und
Internetvisualisierungen sowie auch in Form von bilateralen Gesprachen eingebun-
den. Daruber hinaus hat die DB Netz AG zahlreiche 6ffentliche Informationsveranstal-
tungen in der betroffenen Region durchgefihrt.
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Im Dialog mit der Region an der Strecke Rotenburg-Verden hat ein Projektteam aktiv
Uber die gesamte Planungsdauer von rund drei Jahren (2017 bis 2020) das Vorhaben
begleitet. Gemeinsam mit den Akteuren der Region wurden passend zu deren Forde-
rungen die Betrachtungen und Darstellungen erarbeitet, die nun in diesem Dokument
zusammengefasst wurden.

2 Rechtliche Grundlagen

Bei der Betrachtung der Forderungen im Rahmen der friihen Offentlichkeitsbeteiligung
ist zwischen solchen, die auf gesetzlichen Grundlagen beruhen, und solchen die dar-
Uber hinausgehen zu unterscheiden.

Die gesetzlichen Grundlagen sind nachfolgend stichwortartig erwahnt:
Bundesfinanzierung

o Gesetzliche Grundlage: Gesetz Uber den Ausbau der Schienenwege des Bundes
(Bundesschienenwegeausbaugesetz - BSWAG) in Verbindung mit §§ 7, 23, 44
Bundeshaushaltsordnung (BHO)

e Finanzierungsregime: Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung (BUV)
Schutz vor Schienenverkehrslarm
o §§ 41-43 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

e Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV) in Verbindung mit EBA-Umweltleit-
faden, Teil VI, Schutz vor Schallimmissionen aus Schienenverkehr

Schutz vor Erschiitterungswirkungen
e Keine gesetzlichen Rahmenbedingungen

e DIN 4150 ,Erschitterungen im Bauwesen®, Teil 2 ,Einwirkung auf Menschen in
Gebauden*

Barrierefreier Ausbau

e Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleich-
stellungsgesetz - BGG) § 8 Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau
und Verkehr

e Personenbeférderungsgesetz (PBefG) § 8, Abs. 3
Eisenbahnkreuzungs-MalRnahmen

o Gesetz Uber Kreuzungen von Eisenbahnen und StralRen (Eisenbahnkreuzungs-
gesetz - EKrG)
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Die Planung im Streckenabschnitt Rotenburg-Verden ist auf der Grundlage der oben
aufgeflihrten Rahmenbedingungen erstellt worden. Die daraus resultierenden Maf3-
nahmen (Vorzugsvariante) inkl. der Kosten sind aus dem Hauptteil des Dokumentes
zu entnehmen.

3 Begrundung der besonderen Betroffenheit

Zentrale Aufgabenstellung fir das Dialogforum Schiene Nord war es, zusatzliche Ka-
pazitaten fir die Giterverkehre der drei wichtigsten deutschen Seehafen zu schaffen.

Die drei deutschen Nordseehafen (Hamburg, Bremen/Bremerhaven und Wilhelms-
haven) sind starke Wirtschaftsmotoren und gehéren zu den gréfiten Arbeitgebern in
Norddeutschland. Im Jahr 2019 betrug der Guterumschlag fast 300 Mio. Tonnen und
damit 2/3 des gesamten Guterumschlags der deutschen Seehafen. Dies unterstreicht,
dass es sich hierbei um eine Aufgabe von nationaler Tragweite handelt, die im Inte-
resse des gesamten deutschen Wirtschaftsraumes ist. Die Zukunftsfahigkeit dieser
Hafen ist in hohem Malfie von einer funktions- und leistungsfahigen Infrastruktur — ins-
besondere einer ausreichend ausgebauten Schienenhinterlandanbindung — abhangig.
Eine gute und schnelle landseitige Verbindung der Quell- und Zielgebiete ist als vor-
dringliche nationale Aufgabe unverzichtbar. Es ist unstrittig, dass die Straleninfra-
struktur die prognostizierten Mengen nicht aufnehmen kann und auch nicht darf. Im
Sinne des Klimaschutzes und der Schonung der Ressourcen ist die Veranderung des
Modal Splits zugunsten der Schiene, also die Verlagerung von LKW-Verkehren auf die
Schiene, dringend geboten. Die Verkehre der drei Nordseehafen mussen fast vollstan-
dig durch die Region des Alpha-E (Raum Hamburg — Bremen — Hannover) geflhrt
werden. Daher ist eine zwingende Voraussetzung, dass hier zusatzliche Kapazitaten
fur den Guterverkehr geschaffen werden.

Ohne flankierende Maflnahmen wirden die zusatzlichen Guterverkehre auf der
Schiene zu einer erheblichen massiven Belastung der an diesen Strecken lebenden
Menschen flhren. Die sich daraus ergebende besondere Betroffenheit ist umso star-
ker, als dass die relativ kleine Region des Alpha-E von ca. 2/3 der gesamten deutschen
Hafenhinterlandverkehre durchfahren wird. Die besondere Dynamik wird auch an den
Prognosen fiir das Jahr 2030 im Raum Hamburg — Bremen — Hannover deutlich, die
ein Schienenverkehrsaufkommen von rund 108 Mio. Tonnen prognostizieren. Dies be-
deutet, dass ein Viertel des deutschen Gesamtverkehrsaufkommens der Schiene mit
diesem Raum in Verbindung steht. Dies fuhrt bereits heute auf den Korridoren zwi-
schen Hamburg bzw. den Bremischen Hafen und Hannover zu Uberlastungen.

Die Eisenbahnstrecken zwischen Hannover, Hamburg und Bremen sind somit wichtige
Bestandteile des deutschen Verkehrsnetzes. Aber auch Uber die nationale Betrach-
tung hinaus sind die Strecken des Alpha-E von besonderer Bedeutung, so liegen we-
sentliche Streckanteile vom Alpha-E- in zwei Transeuropaischen Netzen (TEN-Kern-
netzkorridore: Skandinavien - Mittelmeer bzw. Nordsee - Baltikum).

Tragendes Element der breiten Akzeptanz fir die Ausbauldsung Alpha-E in der Region
ist, dass die zusatzlichen Belastungen insbesondere durch einen besseren und damit

4
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Ubergesetzlichen Larmschutz kompensiert werden. So hat das Dialogforum Schiene
Nord die ,Bedingungen der Region“ zum essentiellen Bestandteil der Ausbaulésung
Alpha-E gemacht. Die Umsetzung dieser Bedingungen ist fir die Akzeptanz der Aus-
bauldsung von entscheidender Bedeutung.

3.1 Vorgeschichte

Seit Beginn der Planungen zur nachhaltigen Verbindung der Nordseehafen mit ihrem
Hinterland werden besonders die mit dem zukuinftig hinzukommenden Schienenguter-
verkehr verbundenen Larmbelastungen in der Region diskutiert. Der Larm wurde ein-
deutig als nicht bedingungslos hinnehmbare starke Beeintrachtigung der Region, ihrer
Menschen und deren Umwelt identifiziert.

Bereits zum Zeitpunkt der ersten Uberlegungen zur Y-Trasse im Jahre 1992 haben
sich die heute wieder betroffenen Gebietskoérperschaften vorrangig bereits auch mit
Fragen des Schutzes vor Larm befasst.

Das Raumordnungsverfahren erdffnete die Bezirksregierung Lineburg Anfang Juli
1999 und schloss es 2001 ab. Erst im Juli 2017 wurde die urspringliche Y-Trasse
aufgegeben und aus dem Landesraumordnungsprogramm gestrichen.

ABS!NES Hannover - Hamburg /Bremen (¥ Trasse] _*=

Vorzugsvariante fiir den Raum Bremen-Hamburg-Hannover

—rutigy Streckan
vaalel
- Ut

Langne el
erden &

. Stendel
\agrehirg

- Bestandsnetz

+  Alpha-Variante
« Flankierende
Baumagnahmen

Quelle: Maximilian Dérrbecker (Chumwa) - Eigenes Quelle: Abschlussdokument Dialogforum Schiene Nord (DSN),
Werk, using OpenStreetMap data Celle, 05.11.2015, Alpha Variante E

3.2 Aktuelle Situation

Mit Bundestagsbeschluss vom 28. Januar 2016 wurde die Mdglichkeit eréffnet, Mal3-
nahmen zur Anwendung kommen zu lassen, die hinsichtlich der Form der Zusammen-
arbeit, zum umwelt- und menschengerechten Ausbau oder zu alternativen Trassen-
fuhrungen neue Anséatze enthalten. In Fallen besonderer Betroffenheit hat sich der
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Bundestag bereit erklart, Schallschutzmalinahmen auch Uber das gesetzlich vorgese-
hene Maf} zu finanzieren.

Dem steht positiv gegentiber, dass mit dem Konzept des Verzichts auf (langere) Neu-
baustrecken im Alpha-E-Raum neue Landschaftszerschneidungen und zuséatzliche
Gefahrdungen von Naturschutzgebieten grundsatzlich vermieden werden.

Trotzdem fuhrt die aktuelle Entscheidungslage flr einen konzentrierten Bestandsstre-
ckenausbau beim Alpha-E dazu, dass die in der Region bestehenden Siedlungsstruk-
turen immer mehr von ansteigendem Schienenverkehrslarm, starkeren Erschitterun-
gen und weiteren Umweltbelastungen betroffen sein werden. Diese Einwirkungen sind
mit den derzeit gesetzlich méglichen Schutzmalinahmen nicht ausgleichbar, weshalb
Ubergesetzliche, durch den Bund geférderte Losungen erforderlich sind.

3.3 Besondere Belastungen

Der besonders hohe Anteil des Schienenguterverkehrs fiihrt insbesondere in der
Nacht zu auRergewohnlich hohen Larmbelastungen fir die Menschen in den betroffe-
nen Kommunen beiderseits die Strecke. Dabei muss darauf hingewiesen werden, dass
wesentliche Streckenanteile beim AlphaE-Konzept in zwei TEN-Kernnetzkorridoren
(Skandinavien — Mittelmeer bzw. Nordsee — Baltikum) liegen, so dass hier von vornhi-
nein héhere Schutzniveaus anerkannt werden.

Diese Situation und der Beschluss des Deutschen Bundestages vom 28. Januar 2016
zum ,Ubergesetzlichen Schallschutz® war Anlass flr die sieben Anrainerkommunen an
der Strecke Rotenburg-Verden (Stadt Rotenburg (W.), Stadt Verden, Samtgemeinde
Bothel, Gemeinde Kirchlinteln, Samtgemeinde Sottrum, Landkreis Verden, Landkreis
Rotenburg (W.)), eine Arbeitsgruppe zu grinden. Aufgabe dieser Arbeitsgruppe war
es, die im DSN formulierten Bedingungen flir diesen Streckenabschnitt zu konkretisie-
ren und an die lokalen Rahmenbedingungen anzupassen. Dies gelang in konstruktiver
Zusammenarbeit, so dass heute gemeinsam abgestimmte Losungsvorschlage zum
Schutz vor Larm vorliegen.

Als beispielhaft fur die Region ist dabei jedoch die erforderliche und exemplarische
Prifung der stadtebaulichen und landschaftsplanerischen Vertraglichkeit von aktiven
Schallschutzmafnahmen oder hohen Uberwerfungsbauwerken im Rahmen des Mo-
dellprojektes ,Stadtebauliche Begleitplanung“ hervorzuheben.

Dieses neue Instrument richtet den Blick auf die Folgen des Bahnausbaus fiir die an-
grenzenden Siedlungsbereiche, wie etwa die Auswirkungen auf die Siedlungsentwick-
lung, auf das Ortsbild, auf die Verflechtungen zwischen Siedlungsbereichen, die Ent-
stehung von Restflachen an der Bahn oder stadtklimatische Folgen. Die ,Stadtebauli-
che Begleitplanung” soll vorausschauend hierzu Lésungsansatze entwickeln, um
nachteiligen stadtebaulichen Effekten entgegenzuwirken und eine Benachteiligung an-
grenzender Quartiere zu verhindern.

6
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Hervorzuheben ist hier die Situation in der Stadt Verden, in der die Strecken aus Bre-
men, Rotenburg, Nienburg und Soltau zusammentreffen, teilweise jedoch zeitversetzt
geplant werden. Die besondere Komplexitat dieses Eisenbahnknotenpunktes erfordert
ein massives Uberwerfungsbauwerk, dass das Orts- und Landschaft nachhaltig nega-
tiv beeintrachtigt.

3.4 Stadt- und freiraumliche Konfliktlage

Der durchgehend zweigleisige Ausbau auf rund 23 Kilometern hat insbesondere Aus-
wirkungen auf die Siedlungsrdume der Gemeinde Kirchlinteln, der Samtgemeinde
Bothel, der Stadt Rotenburg/Wimme und der Stadt Verden. Die Ausbaustrecke ver-
l&uft mitten durch Ortschaften und Teile der Stadt Rotenburg. Besonders betroffen ist
die Stadt Verden, der geplante Schienenausbau belastet hier Uber die Halfte der Stadt-
bevolkerung von 28.000 Einwohnern.

Die betroffenen Gebiete unterscheiden sich vor allem mit Blick auf ihre Siedlungsstruk-
tur. So sind drei der vier Verdener Standorte (Verden/Dauelsen, Verden/Guterbahn-
hof, Verden/Bahnhof) eher stadtisch gepragt mit iberwiegend mehrgeschossigen Ge-
bauden sowie teilweise Einzel-, Doppel- und Reihenhausern. Sowohl Gewerbe und
Dienstleistungseinrichtungen als auch Wohngebaude pragen diese Standorte. Die Ub-
rigen vier Gebiete (Rotenburg/Ortsteil Unterstedt, Samtgemeinde Bothel/Gemeinde
Westerwalsede, Gemeinde Kirchlinteln/Ortsteil Holtum, Verden/Walle) weisen dage-
gen dorfliche Strukturen mit einer lUberwiegenden Pragung durch Einfamilienhauser
und teilweise landwirtschaftlichen Hofen oder gewerblich genutzten Einzelgebauden
auf.

Die Bahntrasse zerschneidet auch heute bereits Wohnlagen und Funktionsbeziehun-
gen. Durch die Vielzahl niveaugleicher Querungsmdglichkeiten, Unterfiihrungen und
Briicken sowie durch die Uberwiegend geringe Trassenbreite aufgrund der Eingleisig-
keit sind die Barrierewirkungen flir die Wohnbevoélkerung jedoch in einem ertraglichen
Rahmen. Blickbeziehungen Uber die Gleise hinweg sind nahezu Uberall — auch in Ab-
schnitten mit Schallschutzwanden — mdglich. Mit dem zweigleisigen Ausbau, neuen
Larmschutzanlagen und der Reduktion der Querungsmoglichkeiten werden viele
Funktionsbeziehungen nachhaltig gestort. Daher sind alle MaRnahmen nicht nur auf
die technische Machbarkeit, sondern auch auf die individuelle Situation in den Quar-
tieren hin zu Uberpriifen. Das geplante massive Uberwerfungsbauwerk inmitten des
Ortsteils Verden-Dauelsen ist als extremer Eingriff in das vorhandene Siedlungsgeflige
dabei besonders auf ortsvertragliche Lésungen hin zu prifen.

Neben den Siedlungsbereichen sind auch wichtige Naturschutz- und Naherholungs-
raume der Region vom Ausbau betroffen, u.a. die Wimme-Niederung, das Wedeholz,
das Holtumer Moor sowie das Dlnengebiet Halsetal. Im aktuellen Entwurf des Nieder-
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sachsischen Landschaftsprogramm ist der gesamte Trassenverlauf als ,Landschafts-
bildraum mit hoher Eigenart® gekennzeichnet. In Verden trennt die Bahntrasse die
wichtigen innerstadtischen Naherholungsgebiete Blirgerpark und Stadtwald. Die teils
in Dammlagen verlaufende Bahntrasse ist heute Uberwiegend durch begleitenden
Baumbestand gut in den Landschaftsraum eingebettet. Durch den Ausbau sind erheb-
liche Eingriffe in das Landschaftsbild und die Erholungsfunktion zu erwarten.

Die Stadte Rotenburg und Verden folgen schon seit vielen Jahren dem Leitbild der
nachhaltigen Siedlungsentwicklung. Manahmen der Innenentwicklung, also die
Nachverdichtung in vorhandenen Siedlungsraumen bei gleichzeitiger Vermeidung der
Inanspruchnahme unbebauter Flachen, sowie die Sicherung gesunder Wohnverhalt-
nisse sind dabei wichtige Prinzipien, die durch den Trassenausbau nicht gefahrdet
werden dirfen. Damit die betroffenen Ortschaften Unterstedt, Westerwalsede, Holtum
und die Stadt Verden lebenswert bleiben und zukunftsfahig entwickelt werden kénnen,
ist ein menschengerechter Schienenausbau zwingend erforderlich. Es geht um einen
ausreichenden und wirksamen Gesundheitsschutz der Wohngebiete, um Larmkrank-
heiten zu vermeiden. Nachverdichtungen und bauliche Entwicklungen missen im Um-
feld der Schienentrasse auch zuklnftig moglich sein.

Die Belastungen des Stadtklimas durch Folgen des Klimawandels durfen nicht durch
zusatzliche Versiegelung, die Reduktion des Baumbestandes oder das Zerschneiden
von Frisch- und Kaltluftbahnen verstarkt werden.

Insbesondere geht es auch um eine stadtebauliche Integration des Schienenausbaus,
um die Schaffung und Verscharfung stadtebaulicher und funktionaler Missstande im
Stadtgeflige und ein Zerschneiden der Orte zu vermeiden. In kleineren Stadten und
Ortslagen wirkt eine Ausbaustrecke mitten durch die Siedlungsrdume besonders stark
auf das Stadtbild und die Stadtfunktionen. Hier gilt es vorausschauend stadtebaulichen
Missstanden durch den Bahnausbau zu begegnen bevor diese durch Stadtebaufor-
dermittel nachtraglich geheilt werden missen und die InfrastrukturmalRnahme als
Chance fur eine zukunftsfahige, gesunde Stadtentwicklung zu nutzen. Volkswirt-
schaftlichen Schaden durch neue stadtebauliche Missstande in den Siedlungsgebie-
ten, negativen Klimafolgen und gesundheitlichen Beeintrachtigungen bei der Bevolke-
rung kann so friihzeitig begegnet werden. Und nicht zuletzt fiihrt ein menschengerech-
ter Ausbau im Konsens auch zu einer besseren Akzeptanz der Malinahmen vor Ort
und dient so einer zlgigeren Umsetzung.
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4 Kernforderungen der Anrainerkommunen ROW-VER flr einen Schie-
nenausbau im Konsens

Basierend auf dem Abschlussdokument vom Dialogforum Schiene Nord (DSN) in
Celle und in Abstimmung mit dem Projektbeirat Alpha-E haben die Anrainerkommu-
nen in mehreren Sitzungen Kernforderungen fiir einen Schienenausbau im Konsens
formuliert. Diese Kernforderungen fassen die einzelnen, oft gleichlautenden Forde-
rungen der einzelnen Kommunen in Themenbldcke zusammen (z.B. Vollschutz vor
Bahnlarm, stadtebauliche Integration des Schienenausbaus, Klimaschutz). Die Kern-
forderungen sind thematisch untergliedert in weitere Forderungen, die ebenfalls fur
die gesamte Region als Schnittmenge anzusehen sind. Diese regionale Liste wurde
von den Anrainerkommunen im Rahmen der Beratungen Uber die jeweiligen kommu-
nalen Listen bestatigt und beschlossen. Die beiden Landkreise Rotenburg und Ver-
den sind dem beigetreten.

Kernforderung 1:
Vollschutz vor Bahnlarm flr einen menschengerechten Schienenausbau

1. WHO-Werte einhalten

Ein bestmdglicher Schutz der Bevélkerung vor Bahnlarm ist in allen von einem
Verkehrszuwachs betroffenen bewohnten Gebieten fir ein gesundes Wohnen
und Leben zu realisieren. Dieser Schutz ist laut den WHO-LEITLINIEN UMGE-
BUNGSLARM fiir die Europaische Region (2018) fiir den Schienenldrm bei einem
Unterschreiten der Werte 54 dB(A) Lden und 44 dB(A) Lnight gegeben.

2. Vollschutz gewahrleisten

Der gesetzliche Larmschutz flir Wohngebiete (Immissionsgrenzwerte sind

59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts) ist durchgehend und vollstandig mit aktiven
Schallschutzmaflnahmen als Larmvorsorge fur alle betroffenen Wohnungen zu
gewahrleisten (sog. Vollschutz).

Wo es flr die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte erforderlich ist, sind insbe-
sondere Schienenstegdampfer, das besonders tUberwachte Gleis (BuG), Larm-
schutzwande, Larmschutzgalerien (mit Auskragungen) und Larmschutzwande
zwischen den Gleisen (sog. Mittelwande) einzusetzen.

Erganzend zu den vorliegenden Planen zur Vorzugsvariante ist ein zusatzlicher
Schallschutz in diversen Bereichen entlang der Strecke notwendig.

3. Gesunden Schlaf ermdglichen

In den Bereichen, wo mit den unter Ziffer 2 genannten aktiven Larmschutzmal}-
nahmen nachweislich die WHO- Empfehlungen zum Schutz des gesunden
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Schlafs nicht erreicht werden kénnen, ist erganzend fir die Schlafraume in allen
Wohnungen mit einer nachtlichen Larmbelastung tber 44 dB(A) ein Zuschuss in
Hbhe von 75 % fir passiven Larmschutz (analog der Larmsanierung) in Form von
.,Hamburger Fenstern® u.a. anzubieten.

4. Hohengleiche Bahnlibergange ersetzen

FUr einen beidseitig durchgehend aktiven Larmschutz in den Ortschaften Wester-
walsede, Holtum-Geest und Walle wird die Aufhebung der héhengleichen Bahn-
Ubergange gefordert. Die Kommunen sind von den Kosten fir die Aufgabe der
héhengleichen Bahnubergange und deren Ersatzbauwerke sowie die Zu- und Ab-
laufstrecken an Gemeinde-/Kreisstralden freizuhalten. Im Rahmen einer notwendi-
gen Variantenprifung zur Planfeststellung ist im Einvernehmen mit den jeweiligen
Kommunen fir FuBganger, Radfahrer und den Kfz-Verkehr ein optimierter Ersatz
an héhenungleichen Bahnubergangen zu schaffen.

Dabei ist bei der Planung der Ersatzbauwerke eine optische und verkehrliche Tei-
lung von Ortschaften zu vermeiden.

Um Rettungszeiten zu gewahrleisten und Wegebeziehungen zu erhalten sind bei
der Planung von Ersatzbauwerken moglichst kurze Streckenfihrungen erforder-
lich, Untertunnelungen sind vorzuziehen, Briicken sind in die Siedlungsbereiche
stadtebaulich zu integrieren.

Gesamtlarmbetrachtung

Fur die im Bahnbauprojekt Alpha-E vorgesehenen Ausbauvorhaben ist die Ge-
samt-Schienenlarmbelastung in den davon betroffenen Bereichen zu ermitteln
und bei der Dimensionierung der SchallschutzmalRnahmen zu berucksichtigen.
Erganzend wird fur die zusatzlich von Stralenverkehrslarm betroffenen Bereiche
eine Gesamt-Larmbetrachtung gefordert.

6. Schutz der ,Ruhigen Gebiete®

Die gemafly EU-Umgebungslarmrichtlinie von der Stadt Verden im Rahmen der
Larmaktionsplanung ausgewiesenen Ruhigen Gebiete sind vor einer Zunahme
der Larmbelastung zu schiitzen.

Erschitterungen und sekundaren Luftschall beachten

Zur Vermeidung von schienenverkehrsbedingten Erschitterungen und sekunda-
rem Luftschall sind wirksame VorsorgemalRnahmen zu bericksichtigen.

Hierzu wird mit dem Schienenausbau ein durchgehender Einbau erschitterungs-
mindernder Konstruktionen und Bauteile nach dem Stand der neuesten Technik

gefordert.
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Kernforderung 2:
Integration des Schienenausbaus fiir eine nachhaltige Siedlungsentwicklung

8. Stadtebauliche Begleitplanung als neues Planungsinstrument erstmals anwenden

Der volkswirtschaftliche Nutzen ist zu mehren und volkswirtschaftliche Schaden
sind zu vermeiden, indem Uber eine stadtebauliche Begleitplanung die Integration
des Schienenausbaus in sein Umfeld optimiert wird.

Die stadtebauliche Begleitplanung zeigt Chancen flr eine stadtebaulich vertragli-
che Integration des Schienenausbaus und insbesondere Handlungsmaoglichkeiten
zur Vermeidung stadtebaulicher Missstande in Gleisnahe auf.

Ziel der stadtebaulichen Begleitplanung ist eine kooperative Optimierung des
Schienenausbaus zur Gewahrleistung einer nachhaltigen und zukunftsfahigen
Siedlungsentwicklung sowie die Nutzung kommunaler Planungshoheiten zur Ent-
wicklung larmrobuster Nutzungen entlang der Schienenstrecke.

Die Erarbeitung einer stadtebaulichen Begleitplanung vor Ort unter Einbeziehung
der Offentlichkeit fordert die Akzeptanz fiir das Schienenausbauprojekt und ver-
meidet spatere hohe finanzielle Aufwendungen fir Stadtebauférderungsmalinah-
men zur Minderung neuer stadtebaulicher Missstande. Gemal den Bedingungen
aus dem Abschlussdokument DSN ist fUr alle Siedlungen entlang der Schienen-
ausbaustrecke eine solche stadtebauliche Begleitplanung zur Vorbereitung der
Planfeststellungsverfahren durchzufiihren.

9. Larmschutz stadtebaulich integrieren

Stadtebaulich integrierbare Larmschutzmallinahmen sind zu erméglichen und vor-
rangig einzusetzen, z.B. durch Gebaude als Larmriegel anstatt einer Larmschutz-
wand. Die finanziellen Einsparungen Uberlasst die DB AG den Kommunen zur
Unterstitzung flr eine funktionale und gestalterische Verbesserung des Larm-
schutzes im Interesse des Stadtebaus. Hierflr ist der DB AG z.B. der Abschluss
stadtebaulicher Vertrage zu ermoglichen.

10.Larmschutzwande und Larmschutzgalerien

Larmschutzwande und Larmschutzgalerien sind grundsatzlich stadtebaulich so
vertraglich wie mdglich zu planen und auszufihren (unter Einhalten der geforder-
ten Larmschutzwerte und Ausschdpfung technischer Innovationen).

In stadtebaulich besonders sensiblen Bereichen sind diese transparent oder zu-
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mindest teiltransparent auszugestalten. Dies ist insbesondere flr die Sichtbezie-
hung im Bereich von Bahnhéfen sowie fiir sehr gleisnahe Gebaude und fur die
Dammlagen der Strecke erforderlich (Verschattung vermeiden/ vermindern).

11.Fonds zur Sicherung und Entwicklung hoher Siedlungsqualitat

Fir die gezielte Umwidmung von sensiblen Nutzungen wie Wohnen in larmro-
buste Nutzungen wie Dienstleistungen und Gewerbe durch die Kommunen zur
Verminderung der Zahl der Schutzfélle ist eine Kostenerstattung und/oder Kos-
tenbeteiligung notwendig. Dies kdnnte z.B. Uber einen Fonds zur Sicherung und
Entwicklung hoher Siedlungsqualitéat gewahrleistet werden.

12.Kreuzungsbauwerke gut gestalten

Kreuzungsbauwerke sind norm- und vor allem menschengerecht in optimierter
Breite, Hohe und Belichtung auszubauen. Dies sichert Siedlungsbeziehungen,
fordert den Rad- und FuRverkehr und vermeidet Angstraume. Den Kommunen ist
ein Budget fur Gestaltungswettbewerbe und zur optimierten Beleuchtung und
Farbgestaltung zur Verfligung zu stellen.

13.Optische Kompensation

Als optische Kompensation zur Einbindung der Bahntrasse und der hohen Larm-
schutzwande in das Orts- und Landschaftsbild sind soweit moglich alle aktuell
vorhandenen Baume und Hecken auf dem Bahngelande und daran angrenzend
zu erhalten. Wo dies bautechnisch nicht mdglich ist, sind zeithah vorgezogene Er-
satzpflanzungen mit orts- und landschaftsbildtypischen Gehdlzen, insbesondere
grof3kronigen Baumen vorzunehmen. Diese vorgezogenen Ersatzpflanzungen
sollen deutlich vor dem eigentlichen Ausfihrungsbeginn und somit vor der Errich-
tung der Larmschutzwande erfolgen.

Kernforderung 3:
Klimaschutz/ Umweltverbund/ orts- und stadtklimatische Auswirkungen

14.Option Haltepunkte und ,Schienenbus”

Der SPNV ist entsprechend der Bedingung Nr. 3 des Abschlussdokuments DSN
quantitativ und qualitativ zu verbessern. Die Bedienungshaufigkeit und —qualitat
ist zu erhdhen Fur die Ausbaustrecke Rotenburg-Verden ist z.B. die Option eines
Schienenbusses und ein spaterer Bau von Haltepunkten in den Ortschaften offen-
zuhalten. Als geeignete Standorte flr die méglicherweise langfristig sinnvollen
Haltepunkte bieten sich die ehemaligen Bahnhofe an.
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15.Begriinung der Larmschutzwande

Gegen ein Aufheizen der Larmschutzwande und zur gestalterischen Einbindung
in das Orts-und Landschaftsbild sind alle nicht-transparenten Larmschutzwande
auf der bahnabgewandten Seite durchgehend zu begriinen, sofern keine akusti-
schen Griinde dagegen sprechen.

16.Analyse und Ausgleich zum Orts-/ Stadtklima

Larmschutzwande in den geplanten Dimensionen werden die Frisch- und Kaltluft-
zufuhr an vielen Stellen im Streckenverlauf unterbrechen. Daher ist fur die Plan-
feststellung eine vertiefende Analyse zum Orts- bzw. Stadtklima zu erstellen. Dies
ist im Hinblick auf den Klimawandel von grof3er Wichtigkeit.
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5 Forderungskatalog der Anrainerkommunen

5.1 Gemeinde Kirchlinteln
5.2 Stadt Rotenburg/ Wimme
5.3 Stadt Verden (Aller)

5.4 Gemeinde Westerwalsede (Samtgemeinde Bothel)
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Anlage 2 zur Vorlage 70-2020/60

Gemeinde Kirchlinteln -~
W7 -

Der Biirgermeister
Triger des Europsischen
Dorferneuerungspreises 2000

Bedingungen der Gemeinde Kirchlinteln flr einen Schienenausbau
der Bahnstrecke Rotenburg - Verden

1.Ausgangssituation

Um auch in Zukunft ausreichende Kapazitdten fur das norddeutsche Schienennetz zur Verfligung
zu stellen und einen effizienten Glterverkehr zwischen den Seeh&fen und den
Bestimmungsgebieten der unterschiedlichsten Giiter sicherzustellen, plant die Deutsche Bahn Netz
AG (DB) einen umfangreichen Schienennetzausbau.

Im Rahmen des Dialogforums Schiene-Nord (DSN) entschlossen sich die Vertreter der
mitwirkenden Kommunen, der Birgerinitiativen, der Umwelt- und Verkehrsverbande, der
Hafenwirtschaft, der Bundeslénder Niedersachsen, Bremen und Hamburg, des Bundes und der DB
AG im Jahr 2015 als Alternative zur sog. ,Y-Trasse" zur Umsetzung der sog. ,Alpha-E-Variante®,
Diese sieht im Kern einen bedarfsgerechten Ausbau des Bestandsschienennetzes im Dreieck
Bremen-Hamburg-Hannover, unter Beachtung der Bedingungen der Region, vor.

Da der Ausbauabschnitt Rotenburg-Verden bereits Bestandteil des Bundesverkehrswegeplans ist,
konnte mit den Planungen hierzu bereits vor den anderen Streckenabschnitten begonnen werden,
Nach aktuellem Planungsstand ist durch die DB ein zweigleisiger Ausbau geplant, welcher als
wesentlichen Punkt die Bedingungen der Region aus dem Abschlussdokument des DSN
berucksichtigt.

In der Gemeinde Kirchlinteln ist die Ortschaft Holtum (Geest) von der geplanten Ausbaumafnahme
betroffen. Im Bereich Holtum (Geest) ist die Bahnstrecke aktuell 1-gleisig ausgebaut. Lediglich auf
dem Streckenabschnitt zwischen den beiden Bahniibergéngen Holtumer Bahnhof und Féscheberg
befindet sich bereits zum jetzigen Zeitpunkt ein zweites Gleis, das nach meiner Kenntnis fur
Wartungsarbeiten an den Zigen sowie fur Uberholvorgédnge genutzi wird. Dieses zusétzliche
LAusweichgleis” findet auch in dem aktuellen Planungsstand Beriicksichtigung, so dass hier von
einem 3-gleisigen Ausbau ausgegangen werden muss.

Fur den Oriskern (nérdlich der Bahnstrecke) wurde bereits seitens der DB signalisiert, dass
umfangreiche aktive LarmschutzmaBnahmen durchzufilhren wéren. Am ehemaligen Holtumer
Bahnhof wurden im Rahmen des gesetzlichen Schallschutzes bisher keine aktiven
Larmschutzmafinahmen in der Planung der DB beriicksichtigt.

Um eine zielgerichtete und an den Interessen der Bevdlkerung orientierte Umsetzung zu
gewahrleisten, fand bereits am 27.08.2019 eine Oritschaftsversammilung in Holtum (Geest) statt.
Die DB prasentierte die ,Optionalen Bedingungen der Region“ zum Thema Schallschutz im
Streckenabschnitt Rotenburg-Verden. Auch wurde anwesenden Betroffenen bereits zu diesem
Zeitpunkt Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Aufgrund des groflen Interesses in der Bevélkerung wurde am 26.09.2019 eine erganzende

Ortschaftsversammlung, ohne Vertreter der DB, durchgefiihrt. Den Anwesenden wurde hier im
Rahmen eines ,Ideenworkshops® die Mdglichkeit gegeben, ihre Anregungen, Hinweise und
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Forderungen offen vorzutragen. Nach einer erneuten Vorstellung des Projekis, erfolgte eine
intensive Diskussion und Behandlung der nachfolgend aufgelisteten Themenschwerpunkte in drei
Arbeitsgruppen.

1)  Aktiver und passiver Schallschutz

2)  Verkehrstechnische MaRnahmen

3) Sonstige zu beriicksichtigende Belange, welche stérker oder erstmals durch die Manahmen
beriihrt werden

Den Anwesenden wurde zugesagt, dass die am 26.09.2019 erarbeiteten Anregungen, Hinweise
und Forderungen ungefiltert in einem offenen Brief an die DB Ubermittelt werden, was mit Schreiben
vom 27.01,2020 auch erfolgte.

Aus Sicht der Gemeinde Kirchlinteln sind die nachfolgend aufgefihrten Bedingungen
(Kernforderungen) bei der weitergehenden Planung zu beriicksichtigen und einzuhalten.

2. Kernforderungen gemaR Abschlussdokument des Dialogforums Schiene Nord (DSN) in
Celle sowie des Beschlusses des Rates Gemeinde Kirchlinteln vom 10.12.2020

2.1. Einhaltung der WHO-Werte

Die Grenzwerte fir L&rmbelastungen durch den Schienenverkehr laut der WHO-LEITLINIEN
UMGEBUNGSLARM fir die Europdische Region (2018) sind zu beachten und durch geeignete
MafRnahmen einzuhalten. Ein entsprechender Schutz fir alle vom L&rm betroffenen bewohnten
Gebiete soll ein dauerhaftes gesundes Wohnen und Leben erméglichen und gilt bei Unterschreitung
der Werte 54 dB(A) Lden und 44 db({A)} Lnight als gegeben.

2.2. Vollschutz gewihrleisten

Der gesetzliche Larmschutz fiir Wohngebiete (Immissionsgrenzwert sind 59 db(A) tags und 49 db(A)
nachts) ist durchgehend und vollstdndig mit aktiven SchallschutzmaRnahmen als Larmvorsorge fiir
alle betroffenen bewohnten Gebiete zu gewahrleisten (sog. Vollschutz).

Als geeignete Malnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte, kénnen insbesondere
Schienenstegddampfer/Schienenstegabschirmung, ein besonders Uberwachtes Gleis (BuG),
Larmschutzwande, Larmschutzgalerien (mit Auskragungen und Larmschutzwéande zwischen den
Gleisen (sog. Mittelwande) umgesetzt werden.

Ergénzend zu den vorliegenden Planen zur Vorzugsvariante ist ein zusétzlicher Schallschutz in
folgenden Bereichen notwendig:

e Bewohntes Gebiet am Féscheberg

» Bewohntes Gebiet siidlich und nérdlich des ehemaligen Holtumer Bahnhofs
* Bewohntes Gebiet Wedehof
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2.3. Gesunden Schlaf erméglichen

h den Bereichen, wo mit den unter Ziffer 2.2. genannten aktiven LarmschutzmaBnahmen
nachweislich die WHO-Empfehlungen zum Schutz des gesunden Schlafs nicht erreicht werden
konnen, ist erganzend fir die Schlafrdume in allen Wohnungen mit einer nachtlichen Larmbelastung
Uber 44 db(A) ein Zuschuss in Hohe von 75 % fiir passive Larmschutzmallnahmen (analog der
Larmsanierung) n Form von ,Hamburger Fenstern" u.a. anzubieten.

24. Hoéhengleiche Bahniibergange ersetzen

Fir einen beidseitig durchgehenden aktiven Larmschutz fiir die bewohnten Gebiete am Fdscheberg
und ehemaligen Holtumer Bahnhof wird die Aufhebung der zwei entsprechenden hdhengleichen
Bahnubergange auf Kosten der Vorhabentragerin gefordert. Auch ware durch Aufgabe der
vorgenannten Bahniibergange eine Verlegung der Kreisstralten K 11 und K21 sowie die Errichtung
zweier alternativer Querungsmaoglichkeiten in Form von Eisenbahniberfiihrungen erforderlich. Eine
Anbindung der K21 an den Fdscheberg ist hierbei weiterhin zu gewahrleisten. Nach Abstimmung
mit dem zustandigen StraRenbaulasttrager (Landkreis Verden) hat man sich im Rat der Gemeinde
Kirchlinteln n der Sitzung am 24.09.2020 eindeutig fir die Verlegung der KreisstralRen,
entsprechend der nachstehend dargestellten Varianten, entschieden. Eine Detailplanung in
Abstimmung mit dem Straflenbaulasttrager, der Gemeinde Kirchlinteln sowie samtlichen weiter
Betroffenen sollte rechtzeitig vor dem anstehenden Planfeststellungsverfahren erfolgen, um
Verzdgerungen des Projekts zu vermeiden. (siehe Abbildung 1 und 2)

Abbildung :

Babnuberfunrung K21 <K 11

@dlé%ndkrms %@
Lusktall,
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Abbildung 2:

Im Zusammenhang der vorgenannten Mafnahmen ist ferner die Schliefung zweier weiterer
Bahniibergénge im Bereich Wedehof und Holtumer Moor zu betrachten. Da der Bahniibergang am
Holtumer Moor in Folge einer mdglichen SchlieBung nicht weiter fir den landwirtschaftlichen
Verkehr zur Verfiigung stehen wiirde, wire an dieser Stelle durch die Vorhabentrégerin eine
alternative Wegeverbindung von der Strale Am Holtumer Mocr mit Anschluss an die K 11 zu
errichten. Diese MaRnahme soll vermeiden, dass landwirtschaftliche Fahrzeuge durch die Ortschaft
Holtum (Geest) fahren missen, wenn sie diese in Richtung Osten verlassen wollen.

Gemal den Bedingungen aus dem Abschlussdokument des DSN wird eine fir die Gemeinde
Kirchlinteln kostenneutrale Umsetzung gefordert. Auch dem Stralenbaulasttrager (Landkreis
Verden) sollten durch die Verlegung der KreisstralRen keine Kosten entstehen,

2.5. Gesamtlarmbetrachtung

Ftir die im Bahnbauprojekt Alpha-E vorgesehenen Ausbauvorhaben ,2. Gleis Rotenburg-Verden®,
JAusbau  Amerikalinie® und  ,Blockverdichtung Bremen-Hannover* ist die Gesamt-
Schienenlarmbelastung in den davon betroffenen bewohnten Bereichen der Ortschaft Holtum
(Geest) zu ermitteln und bei der Dimensionierung der La&rmschutzmallnahmen zu beriicksichtigen.

Ergdnzend wird fir die zusétzlich von Straleniarm betroffenen Bereiche eine Gesamt-
Larmbetrachtung gefordert.

Seitedvon 6
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2.6. Erschiitterungen und sekundéren Luftschall beachten

Zur Vermeidung von schienenverkehrsbedingten Erschiitterungen und sekundarem Luftschall sind
wirksame VorsorgemaBnahmen zu ber(cksichtigen. Hierzu wird mit dem Schienenausbhau ein
durchgehender Einbau erschiitterungsmindernder Konstruktionen und Bauteile nach dem neuesten
Stand der Technik gefordert.

3. Kernforderungen zur Integration des Schienenausbaus fiir eine nachhaltige
Siedlungsentwicklung

3.1. Stdadtebauliche Begleitplanung als neues Planungsinstrument erstmals anwenden

Der volkswirtschaftliche Nutzen ist zu mehren und volkswirtschafiliche Schiden sind zu vermeiden,
indem Uber eine stadtebauliche Begleitplanung die Integration des Schienenausbaus in sein Umfeld
optimiert wird.

Die stadtebauliche Begleitplanung zeigt Chancen flr eine stadtebauliche vertragliche Integration
des Schienenausbaus und insbesondere Handlungsmdglichkeiten zur Vermeidung stadtebaulicher
Missstande in Gleisnahe auf.

Ziel der stédtebaulichen Begleitplanung ist eine kooperative Optimierung des Schienenausbaus zur
Gewidhrleistung einer nachhaltigen und zukunftsfdhigen Siedlungsentwicklung sowie die Nutzung
kommunaler Planungshcheiten zur Entwicklung [armrobuster Nutzungen entlang der
Schienenstrecke.

Die Erarbeitung einer stadtebaulichen Begleitplanung vor Ort unter Einbeziehung der Offentlichkeit
fordert die Akzeptanz fiir das Schienenausbauprojekt und vermeidet spétere hohe finanzielle
Aufwendungen fiir Stadtebauférderungsmalnahmen zur Minderung neuer stadtebaulicher
Missstdnde. GemalR den Bedingungen aus dem Abschlussdokument D3N ist fiir alle Siedlungen
entlang der Schienenausbaustrecke eine solche stadtebauliche Begleitplanung zur Vorbereitung
der Planfeststellungsverfahren durchzufithren.

3.2. Larmschutzwinde und Larmschutzgalerien gestalten

Larmschutzwéande und Larmschutzgalerien sind grundsétzlich stadtebaulich so vertraglich wie
moglich zu planen und auszufiihren (unter Einhaltung der geforderten Larmschutzwerte und
Ausschdpfung technischer Innovationen).

In stadtebaulich besonders sensiblen Bereichen, wie dem Féscheberg und dem ehemaligen
Holtumer Bahnhof sind diese transparent oder zumindest teiltransparent auszugestalten.
Verschattungen fur gleisnahe Geb&aude und/oder eine erdriickende Wirkung der Wénde sind in
jedem Fall zu vermeiden.
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3.3. Optische Kompensation

Als optische Kompensation zur Einbindung der Bahntrasse und der hohen Larmschutzwande in das
Orts- und Landschaftsbild sind soweit méglich alle vorhandenen Baume und Hecken auf dem
Bahngeldnde und daran angrenzend zu erhalten. Hierbei ist dafir Sorge zu tragen, dass eine
Gefahrdung des Bahnbetriebs ausgeschlossen werden kann. Wo dies bautechnisch nicht méglich
ist, sind zeitnah vorgezogene Ersatzpflanzungen mit orts- und landschaftsbildtypischen Gehélzen,
insbesondere gro3kronigen Baumen vorzunehmen. Die Gemeinde Kirchlinteln bietet fiir den Erwerb
geeigneter Flachen lhre Unterstiitzung an.

3.4. Begriinung der Lirmschutzwinde/ Erneuerbare Energien

Gegen das Aufheizen der Larmschutzwande und zur gestalterischen Einbindung in das Orts- und
Landschaftsbild sind alle nicht-transparenten Larmschutzwénde auf der bahnabgewandten Seite
durchgehend zu begriinen, sofern keine akustischen Griinde dagegensprechen.

Eine solche Begriinung aller LArmschutzwande zur Bebauung hin sowie auch zur freien Landschaft,
ist zugleich ein Schutz vor Vandalismus und fir die gestalterische Einbindung in das Orts- und
Landschaftsbild und die éffentliche Akzeptanz von grofter Bedeutung.

Alternativ bestiinde die Mdglichkeit die Larmschutzwénde, durch das Errichten von
Photovoltaikanlagen, fur die Energiegewinnung zu nutzen.

3.5, Fonds zur Sicherung und Entwicklung hoher Siedlungsqualitit sowie Umsetzung
erforderlicher Kompensationsmafnahmen

Um die Zahl der Schutzfalle in besonders betroffenen bewohnten Bereichen zu vermeiden und die
Realisierung der in diesem Dokument aufgefiihrten MalRnahmen zu gewdéhrleisten, kénnte der
Ankauf von einzelnen Wohngebauden zur Umnutzung oder zum Riickbau erforderlich werden. Auch
sind die optischen KompensationsmalBnahmen zu Ziffer 3.3. als vergezogene Malinahmen
umzusetzen, was ggf. einen rechtzeitigen Flachenerwerb sowie die Beauftragung der erforderlichen
Pflanzmalnahmen erforderlich macht.

Die Realisierung dieser MalRinahmen kénnte z.B. {iber einen Fonds zur Sicherung und Entwicklung
hoher Siedlungsqualitét sowie Umsetzung erforderlicher KompensationsmaRnahmen gewahrleistet
werden,

3.6. Option: Ausweitung Schienenpersonennahverkehr und Haltepunkt Holtum (Geest)

Fur die Ausbaustrecke Rotenburg-Verden gilt es die Option zur Ausweitung des
Schienenpersonennahverkehrs offenzuhalten, indem ein spaterer Bau eines Haltepunktes in der
Ortschaft Holtum (Geest) nicht erschwert wird. Als méglicher Standort wiirde sich der Bereich des
ehemaligen Holtumer Bahnhofs eignen.
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z.Hd. Frau Rulffes Durchwahl: (04261) 71-173
par mail Telefax: (04261) 71-271

Zeichen: 61.1

Datum: 22.01.2021

Projekt Alpha-E Rotenburg-Verden

Guten Tag Frau Rulffes,

die Stadt Rotenburg hat in der Sitzung des Stadtrates am 23.12.2020 die
ubergesetzlichen Forderungen fiir das Projekt Alpha-E Rotenburg-Verden
beschlossen. Folgende Ubergesetzlichen Forderungen bittet die Stadt in die Liste
einzustellem:

- Bau einer Schallschutzwand im Ortsteil Unterstedt auf der westlichen Seite der
Bahn
Ziel der MalRnahme ist der Schutz der Wohnbebauung im Bereich Westermoor vor
negativen Larmeinwirkungen, damit die Auflenbereiche der betroffenen
Grundsticke vor Larm geschiitzt sind und ein langerer Aufenthalt im Freien
weiterhin méglich ist. Das Schutzniveau soll dem Niveau der &stlichen Seite der
Bahn entsprechen.

- LarmschutzmaRnahme fiir das Gebiet am Ahewald

Eine weitere iibergesetzliche aktive LarmschutzmalRnahme fordert die Stadt flir
das Naherholungsgebiet des Ahewaldes. Um einen Beurteilungspegel von 55
dB(A) tags fur einen GroRteil des Gebietes sicherstellen zu kénnen, ist eine drei
Meter hohe LarmschutzmalRnahme (VWall oder Wand) siidlich der Bahnirasse von
der Sportanlage bis zum Kurvenbereich sowie eine zwei Meter hohe Malkhahme
im weiteren Verlauf éstlich der geplanten neuen Trasse bis zur Wimmebricke
erforderlich.

Mit freundlichem Gruf®
Im Auftr

Clémens Bumann

Konten der Stadtkasse:
Geldinstitut: (ET-'H BIC:

Sparkasse Rolenburg Osterho 2 DEZ1 741512350076 102804 BRELADE21RO3
Snarasse Scheefeal QLEZ 4915 205000002700 01 ERLADL2ISHL
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anschrift: Grofte Strafie 1
27356 Rotenburg (W iimme]
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C8:30- 1B:00 Uhr

Telefon: (04781} 710

Telefaw: (042€1) 71-182

t-Mail: stadt@rotenburg-wuemme. de
Interriel: www. rolen burg-waemme. de

und nach Versinkarung
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Bedingungen der Stadt Verden fur einen Schienenausbau im Kon-
sens

Bezug: Abschlussdokument Dialogforum Schienen Nord (DSN) in Celle — Ratsbeschluss
der Stadt Verden — Empfehlungen der drei lokalen Arbeitsgruppen und der ge-
samtstédtischen Lenkungsgruppe

Kernforderung 1:
Vollschutz vor Bahnlarm fiir einen menschengerechten Schienenausbau

1. WHO-Werte einhalten

Ein bestmdglicher Schutz der Bevélkerung vor Bahnlarm ist in allen von einem Ver-
kehrszuwachs betroffenen bewohnten Gebieten fiir ein gesundes Wohnen und Leben
zu realisieren. Dieser Schutz ist laut den WHO-LEITLINIEN UMGEBUNGSLARM fur
die Europaische Region (2018) fur den Schienenlarm bei einem Unterschreiten der
Werte 54 dB(A) Lden und 44 dB(A) Lnight gegeben.

2. Vollschutz gewéhrleisten

Der gesetzliche LArmschutz fur Wohngebiete (Immissionsgrenzwerte sind 59 dB(A)
tags und 49 dB(A) nachts) ist durchgehend und vollstdndig mit aktiven Schallschutz-
maflnahmen als Larmvorsorge fur alle betroffenen Wohnungen zu gewahrleisten (sog.
Vollschutz).

Wo es fur die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte erforderlich ist, sind insbesondere
Schienenstegdampfer, das besonders Uberwachte Gleis (BUG), Larmschutzwande,
Larmschutzgalerien (mit Auskragungen) und Larmschutzwande zwischen den Gleisen
(sog. Mittelwande) einzusetzen.

Ergédnzend zu den vorliegenden Planen zur Vorzugsvariante ist ein zusatzlicher
Schallschutz in folgenden Bereichen notwendig:

- Wohngebiet Walle-Siid
-  Wohngebiet Lindenberg/ Wischhofsweg

- Wohngebiete in der Kernstadt {zwischen Blrgerpark und Miihlenberg)
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3. Gesunden Schiaf ermdéglichen

In den Bereichen, wo mit den unter Ziffer 2 genannten aktiven LarmschutzmaRnah-
men nachweislich die WHO- Empfehlungen zum Schutz des gesunden Schlafs nicht
erreicht werden kénnen, ist ergdnzend fur die Schlafraume in allen Wohnungen mit ei-
ner néchtlichen Larmbelastung tUber 44 dB(A) ein Zuschuss in Héhe von 75 % fur
passiven Larmschutz (analog der Larmsanierung) in Form von ,Hamburger Fenstern®
u.a. anzubieten.

4. Hoéhengleiche Bahniibergange ersetzen

Fir einen beidseitig durchgehenden aktiven Larmschutz fur die Ortschaft Walle wird
die Aufhebung des héhengleichen Bahniibergangs ,Scharnharster Stralte” auf Kosten
der Vorhabentrégerin gefordert.

Firr FuRganger und Radfahrer ist als Ersatz ,ortsnah” ein Tunnel in ausreichender
Breite und Héhe mit guter Durchsicht und offenen Rampen zu schaffen. Als Ersatz fur
den Kfz-Verkehr ist eine méglichst direkte Verbindung zwischen den beiden Sied-
lungsbereichen noérdlich und sudlich der Ausbaustrecke notwendig und fur die
Einhaltung von Rettungszeiten unumgéanglich. Hierflr ist die von der DB AG vorge-
schlagene Brucke ¢stlich des heutigen BUs vorstellbar. Fir die notwendige Varianten-
prufung im Planstellungsverfahren soll eine Optimierung der Rampenfiihrung und Zu-
wegungen Gber die Straken ,Auf der Hdhe" und ,Eichhof* in mdglichst enger
Anlehnung an die heutige Verbindung geprift werden.

Gemal} den Bedingungen aus dem Abschlussdokument des DSN wird eine flr die
Stadt kostenneutrale Umsetzung gefordert.

5. Bahnhof Verden

Um den gesetzlichen Schallschutz fur die bewohnten Gebiete im Bereich um den
Bahnhof zu gewahrleisten, sind aktive MalRnahmen erforderlich, die auch eine stadte-
bauliche Integration des Bahnhofs in das Stadtbild sicherstellen wie z B. eine
~schallschiuckende” Ausgestaltung der Bahnsteigkante , ein ,schallschluckender Wit-
terungsschutz Gber die gesamte Lange der Bahnsteige und/oder eine teilweise oder
vollstandige ,Einhausung” mit einer Bahnhofshalle aus transparenten Elementen. Des-
weiteren ist zu priifen, ob ein La&rmschutz an der Bahnsteigkante in Form von
niedrigen Schallschutzwanden installiert werden kann, der gleichzeitig einen Schutz
gegen Reinfallen in das Gleisbett schafft.
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6. Larmschutz fiir Absteligleise

Die geplanten neuen Abstellgleise fiir Nahverkehrszige sind mit einem aktiven Larm-
schutz gemaRk den Anforderungen der TA Larm fiir Gewerbelarm (etwa als
Einhausung, die zugleich als aktiver Ldrmschutz gegen den Verkehrslarm der Schie-
nenstrecke wirkt) auszustatten.

7. Gesamtlarmbetrachtung

Fir die im Bahnbauprojekt Alpha-E vorgesehenen Ausbauvorhaben 2. Gleis Roten-
burg-Verden®, ,Ausbau Amerikalinie® und ,Blockverdichtung Bremen-Hannover” ist die
Gesamt-Schienenldrmbelastung in den davon betroffenen Bereichen zu ermitteln und
bei der Dimensionierung der Schallschutzmalinahmen zu bericksichtigen. Dies betrifft
insbesondere bewohnte Bereiche in den Ortschaften Dauelsen und Walie.

Ergénzend wird flr die zusatzlich von Stralenverkehrslarm betroffenen Bereiche eine
Gesamt-Larmbetrachtung gefordert.

8. Schutz der ,,Ruhigen Gebiete”

Die gemal EU-Umgebungslarmrichtlinie von der Stadt Verden im Rahmen der Larm-
aktionsplanung ausgewiesenen Ruhigen Gebiete sind vor einer Zunahme der
Larmbelastung zu schiitzen.

9. Erschiitterungen und sekundiren Luftschall beachten

Zur Vermeidung von schienenverkehrsbedingten Erschitterungen und sekundarem
Luftschall sind wirksame VorsorgemaRnahmen zu bertcksichtigen.

Hierzu wird mit dem Schienenausbau ein durchgehender Einbau erschitterungsmin-
dernder Konstruktionen und Bauteile nach dem Stand der neuesten Technik gefordert.

Kernforderung 2:
Integration des Schienenausbaus fiir eine nachhaltige Siedlungsentwicklung

10.Stadtebauliche Begleitplanung als neues Planungsinstrument erstmals anwen-
den

Der volkswirtschaftliche Nutzen ist zu mehren und volkswirtschaftliche Schaden sind
zu vermeiden, indem Uber eine stadtebauliche Begleitplanung die Integration des
Schienenausbaus in sein Umfeld optimiert wird.

Die stadtebauliche Begleitplanung zeigt Chancen fir eine stadtebaulich vertragliche
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11.

Integration des Schienenausbaus und insbesondere Handlungsméglichkeiten zur Ver-
meidung staddtebaulicher Missstande in Gleisnéahe auf.

Ziel der stadtebaulichen Begleitplanung ist eine kooperative Optimierung des Schie-
nenausbaus zur Gewahrleistung einer nachhaltigen und zukunftsfahigen
Siedlungsentwicklung sowie die Nutzung kommunaler Planungshoheiten zur Entwick-
lung larmrobuster Nutzungen entlang der Schienenstrecke.

Die Erarbeitung einer stadtebaulichen Begleitplanung vor Ort unter Einbeziehung der
Offentlichkeit fordert die Akzeptanz fiir das Schienenausbauprojekt und vermeidet
spétere hohe finanzielle Aufwendungen fiir Stadtebauférderungsmalnahmen zur Min-
derung neuer stadtebaulicher Missstande. Gemal den Bedingungen aus dem
Abschlussdokument DSN ist fir alle Siedlungen entlang der Schienenausbaustrecke
eine solche stédtebauliche Begleitplanung zur Vorbereitung der Planfeststellungsver-
fahren durchzuflihren.

Lirmschutz stiddtebaulich integrieren

Stadtebaulich integrierbare Larmschutzmafnahmen sind zu erméglichen und vorran-
gig einzusetzen. Der DB AG ist als Vorhabentragerin der Abschluss von
stédtebaulichen Vertragen zur Vereinbarung eines stadtebaulichen Larmschutzes zu
ermdglichen. So ersetzt ein 50 Meter langes dreigeschossiges Gebaude entlang der
Bahnstrecke akustisch eine ebenso lange sechs Meter hohe Larmschutzwand.

Den eingesparten Betrag (hier etwa 300.000 €) Uberlasst die DB AG der betroffenen
Kommune zur Unterstitzung der funktionalen und gestalterischen Verbesserung des
Larmschutzes. So kénnen diese Mittel z.B. fur ,|armschluckende” Fassaden oder
transparente Larmschutzwande zwischen Gebauden Verwendung finden.

12.Larmschutzwinde und LArmschutzgalerien gestalten

Larmschutzwédnde und Larmschutzgalerien sind grundsatzlich stadtebaulich so ver-
tréaglich wie méglich zu planen und auszufiihren (unter Einhalten der geforderten
L&rmschutzwerte und Ausschopfung technischer Innovationen).

In stéadtebaulich besonders sensiblen Bereichen sind diese transparent oder zumin-
dest teiltransparent auszugestalten. Dies ist insbesondere fur die Sichtbeziehung
Bahnhof/ZOB sowie fiir sehr gleisnahe Gebaude und fir die Dammlagen der Strecke
erforderlich, um Sichtbeziehungen zu erhalten, Verschattung der Grundstiicke zu min-
dern und/ oder eine erdrickende Wirkung der Wande zu vermeiden).
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13.Fonds zur Sicherung und Entwicklung hoher Siedlungsqualitit

Far die gezielte Umwidmung von sensiblen Nutzungen wie Wohnen in larmrobuste
Nutzungen wie Dienstleistungen und Gewerbe durch die Kommunen zur Verminde-
rung der Zahl der Schutzfalle ist eine Kostenerstattung und/oder Kostenbeteiligung
notwendig. Dies koénnte z.B. Gber einen Fonds zur Sicherung und Entwicklung hoher
Siedlungsqualitat gewahrleistet werden.

Konkret geht es um den moglichen Ankauf einzelner Wohnhéusern direkt entlang der
Ausbaustrecken fur eine larmrobuste Umnutzung durch kommunale Bauleitplanung.

14. Kreuzungsbauwerke gut gestalten

Zur Sicherung der Siedlungsbeziehungen fordert die Stadt einen regelgerechten Aus-
bau der Kreuzungsbauwerke (Breite, H6he, Belichtung), insbesondere flir den Rad-
und Ful3verkehr.

In diesem Zusammenhang kiindigt die Stadt Verden ein Verlangen fir die Verbreite-
rung diverser Kreuzungsbhauwerke im Streckenverlauf an: Zur menschengerechten
Gestaltung und Vermeidung von Angstraumen fordert die Stadt die Durchfilhrung von
Gestaltungswettbewerben und ein Budget zur optimierten Beleuchtung und Gestal-
tung. Schallverstarkende Wirkungen von Tunneln und Uberfilhrungen sind
grundsatzlich zu vermeiden.

15.Kein Bahnbetriebshof in der Innenstadt

Der von der DB AG geplante Neubau eines Bahnbetriebshofs in der Innenstadt in di-
rekter Nachbarschaft zu Wohnbebauungen wird abgelehnt. Der gesetzlich geforderte
Larmschutz nach TA Larm mit 40 dB (A) nachts ist an dem Standort flir den angren-
zenden, hoéhergelegenen Geschosswohnungsbau in einem allgemeinen Wohngebiet
nur mit sehr grolem Aufwand zu realisieren. Eine Lkw-Zufahrt (iber eine &ffentliche
Stralie ist nicht maglich.

Die Lage eines Bahnbetriebshofs inmitten der Kernstadt und in der unmittelbaren
Nachbarschaft zu Wohngebieten widerspricht den Anforderungen einer geordneten
Stadtentwicklung.

Drei potenziell geeignete Alternativflachen, die gut und kostengiinstig durch die Bahn
nutzbar wéren, sind in geringer Entfernung vorhanden: 1.400 m sudlich im Gewerbe-
gebiet Cluversweg befindet sich eine mit Férdermitteln entstandene KLV-
Umschlaganlage des kommunalen Eisenbahnunternehmens VWE, im nahegelegenen
Industriegebiet Barme ein mit Férdermitteln geschaffener Gleisanschluss und in Wah-
nebergen ein abseits der Ortschaft gelegenes, untergenutztes Lagegleis.
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16.Riickbau nicht bendtigter Bahnanlagen

Die Stadt fordert fiir den aufgegebenen Glterbahnhof im Bereich zwischen Worth und
Niedersachsenring einen vollstdndigen Rickbau der nicht bendtigten Bahnanlagen.
Die umfangreichen brachliegenden Flachen auf der Ostseite kénnten fir einen wirksa-
men, stadtebaulich integrierten Larmschutz fiir das angrenzende innerstadtische
Wohnquartier mit 4.000 Einwohnern genutzt werden. Moglich wére das Aufschiitten
von anfallenden B&éden zu einer kiinstlichen Dine als Kompensationsmafinahme oder
der Bau von akustisch optimieren Woehngebauden als Larmriegel.

17.0ptische Kompensation

Als optische Kompensation zur Einbindung der Bahntrasse und der hohen Larm-
schutzwande in das Orts- und Landschafisbild sind soweit maglich alle aktuell
vorhandenen Baume und Hecken auf dem Bahngeldnde und daran angrenzend zu er-
halten. Wo dies bautechnisch nicht méglich ist, sind zeitnah vorgezogene
Ersatzpflanzungen mit orts- und landschaftsbildtypischen Gehdlzen, insbesondere
grofRkronigen Baumen vorzunehmen. Die Stadt Verden bietet fliir vorgezogene Ersatz-
pflanzungen die Nutzung stadteigener Flachen und den Erwerb geeigneter Flachen
gegen die Ubliche Kostenerstattung an.

Kernforderung 3:
Fiir den Klimaschutz den Umweltverbund stirken und stadtklimatische Auswirkun-
gen beachten

18.Bahnhalt in Dauelsen

Der geplante neue Bahnhalt in Dauelsen ist in die Planfeststellung und den Schienen-
ausbau einzubeziehen.

Die Einrichtung eines neuen Bahnhalts in Dauelsen ist Bestandteil des Deutschland-
taktes. Das Land Niedersachsen/die LNVG hat 2015 anhand der vorlegten
Machbarkeitsstudie den Bedarf und den volkswirtschaftlichen Nutzen bescheinigt. Der
Bau des Bahnhalts Dauelsen ist zudem Gegenstand der Rahmenvereinbarung von
Land und DB AG. Die Umsetzung scheitert bisher an fehlenden Gleiskapazitdten. Mit
dem geplanten Uberwerfungsbauwerk und dem mittigen Wendegleis im Bahnhof Ver-
den erfolgt eine deutliche Optimierung im Knoten Verden. Diese zusatzlichen
Gleiskapazitaten sind anteilig fir eine Verbesserung des Schienenpersonennahver-
kehrs (SPNV) bereitzustellen. Gemal den BdR vom DSN ist mit der Umsetzung der
Ausbaustrecken im Alpha-E der SPNV quantitativ und qualitativ zu verbessern.
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Das Uberwerfungsbauwerk mitten in der Ortschaft Dauelsen wird nur Akzeptanz fin-
den, wenn der Bahnhalt realisiert wird.

19.Barrierefreier Zugang zum Bahnhof Verden

Fir einen barrierefreien Zugang zum Bahnhof Verden aus den norddstlichen Stadttei-
len und der nérdlichen Innenstadt Uber den Holzmarkttunnel wird der Bau eines
weiteren Aufzugs auf den zentralen Mittelbahnsteig (kiinftig mittiges Wendegleis flir
Nahverkehrszlige) gefordert.

Auch diese Forderung tragt zur Verbesserung der Anbindung der Stadt an den SPNV
bei. Zur sinnvollen Anordnung der Gleise fur eine nutzerfreundliche und barrierefreie
Zuganglichkeit sowohl der Fernverkehrs- als auch der Nahverkehrsgleise muss die DB
AG frihzeitig eine Bahnhofsplanung mit der Stadt abstimmen.

20.0Option ,,Schienenbus“

21.

Fur die Ausbaustrecke Rotenburg-Verden ist die Option eines Schienenbusses offen-
zuhalten, indem ein spaterer Bau von Haltepunkten in den Ortschaften nicht erschwert
wird. Als geeignete Standorte fiir die moglicherweise langfristig sinnvollen Haltepunkte
bieten sich die ehemaligen Bahnhdfe an. Im Verdener Stadtgebiet betrifft dies den
ehemaligen Bahnhof Walle.

Regionaler Radschnellweg

Zur Sicherung von Siedlungsbeziehungen und zur Férderung des Radverkehrs im
Sinne des Klimaschutzes plant die Stadt eine Verlangerung der Radroute von Dérver-
den zum Bahnhof Verden und weiter bis zur Berufsschule in Dauelsen. Diese
Radroute soll Teil eines regionalen Radschnellwegs (Dérverden-Verden-BBS-
Langwedel-Achim-Bremen) werden, hierzu wird der erste Bauabschnitt in der Stadt
Achim bereits mit Bundesfordermitteln geplant. Fur den regionalen Radschnellweg ist
parallel zum Schienenausbau im Bereich zwischen Bahnhof und Biirgerpark eine min-
destens 4 Meter breite Trasse freizuhalten und der Tunnel ,Griner Jager” zur
Querung normgerecht zu erneuern.

22.Begriinung der LArmschutzwinde

Gegen ein Aufheizen der Larmschutzwéande und zur gestalterischen Einbindung in das
Orts-und Landschaftsbild sind alle nicht-transparenten Larmschutzwande auf der
bahnabgewandten Seite durchgehend zu begriinen, sofern keine akustischen Griinde
dagegen sprechen.

Eine solche Begrinung aller Larmschutzwénde zur Bebauung hin sowie auch zur
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Landschaft ist zugleich ein Schutz vor Vandalismus und fiir die gestalterische Einbin-
dung in das Orts- und Landschaftsbild und die éffentliche Akzeptanz von groBer
Bedeutung.

23.Analyse und Ausgleich zum Stadtklima

Larmschutzwande in den geplanten Dimensionen werden die Frisch- und Kaltluftzu-
fuhr an vielen Stellen im Stadtgebiet (z. B. aus dem Stadtwald in die Innenstadt)
unterbrechen. Daher ist fr die Planfeststellung eine vertiefende Analyse zum Stadt-
klima zu erstellen.

Wirksame Ausgleichsmanahmen sind besonders vor dem Hintergrund der Auswir-
kungen des Klimawandels und der damit einhergehenden zunehmenden Sommerhitze
zu realisieren. Exemplarisch sind hier fir das innerstadtische Wohngebiet Ludwig-
stralle neue Stadtgrunflachen als Ersatz auf nicht mehr benétigten in der
Nachbarschaft befindlichen bahneigenen Flachen zu nennen. Die Stadt Verden ist be-
reit, die Anlage, die Entwicklung, die Pflege und die Unterhaltung dieser neuen
Grunflachen gegen Kostenerstattung zu Gbernehmen.
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Eingabe der Gemeinde Westerwalsede zur parlamentarischen Befassung

Schienenprojekt
ABS/NBS Hamburg/Bremen - Hannover

{ & ’“' @>. fi b -
o ® o GEMEINDE N TEEMEREE
® e WESTERWALSEDE

Der Samigemeindeblirgermeister

Gemeinde Westerwalsede Samtgemeinde Bothel
Zur Beekwiese 2 Horstweg 17
27386 Westerwalsede 27386 Bothel
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Landkreis Rotenburg, Gemeinde Westerwalsede

Die Gemeinde Westerwalsede, Samtgemeinde Bothel, grenzt mit dem Ortsteil ,Bahnhof”
zwischen Strecken-km 15,4 und km 16,2 unmittelbar sidostlich an die Bahnstrecke
Rotenburg(Wimme) — Verden.

Nach der ausfiihrlichen Vorstellung der Planungen der DB Netz AG fiir den Ausbau der
Strecke anhand umfangreicher Prasentationen wurden die Auswirkungen des Projekts in Rat
und Birgerschaft der Gemeinde umfassend erortert. Insbesondere die Auswirkungen des
Larms und die aus den vorgestellten SchallschutzmalRnahmen resultierenden Auswirkungen
auf Lichtverhaltnisse, Landschaftsbild und Verkehrssituation wurden ausfiihrlich betrachtet.

Folgende unabdingbaren Anforderungen zur Verbesserung des Entwurfs der DB Netz AG fir
den Larmschutz wurden aufgestellt und sind als Bedingungen der Region fiir eine
einvernehmliche Umsetzung des Bahnausbaus zu erfiillen:

1. Verldngerung und Erh6hung der Schallschutzwand

a. Verlangerung / Erhéhung der Schallschutzwand (SSW) nach Norden, so dass der Be-
reich ,,Pumberg” und die letzten Hauser im Ortsteil Bahnhof, siidliches Ende der RingstraRe,
von der Senkung der Maximalschallpegel in Schlafraumen profitieren. Die in Tabelle 1
angenommen Verlangerungsstrecken fiir die Schallschutzwande sind unzureichend und den
ortlichen Anforderungen anzupassen.

b. Verlangerung / Erhéhung der Schallschutzwand (SSW) nach Stiden, so dass bei
geschlossenem Bahniibergang die Wohnhauser des Bereichs ,,Am Bahnhof*,
,BahnhofstraBe” und ,Gewerbestralle” zusatzlich profitieren.

Durch die Verlangerungen und Erhéhungen der im Rahmen der gesetzlichen Planung
ermittelten Schallschutzwéande nach Norden und Siiden des mittig der Strecke 1745
gelegenen Bahnliberganges in Westerwalsede wiirden nach Berechnungen der DB-Netz AG
folgende Baukosten entstehen:

.. Streckenabschnitt Lange Kosten
Lange

(m) von km bis km (m) (Mio. €)

Verlangerung
SSW 15,37 15,52 150

6 m nach Siiden
Verlangerung

SSW 16,17 16,27 100 1,34
6 m nach Norden
Erhéhung
Schallschutzwand 15,52 15,72 200

von 5m auf 6m

Tabelle 1: Ubersicht Kosten aktive SchallschutzmaRnahmen in Westerwalsede
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Durch die Erhéhung und Verlangerung der Schallschutzwand nach Norden und Siiden
werden zusatzlich zur gesetzlichen Planung 4 weitere Schutzfille unmittelbar gel6st (siehe
Abbildung 1). Darliber hinaus profitieren die Wohngebé&ude in den Strallen ,,Pumberg”, ,Am
Pumberg”, ,Stiderwalseder StraRe”.

Abbildung 1: Auswirkung Verlangerung SSW nach Norden und Siiden

‘Verdnderun g geldster SF bei
‘Wanderhéhung + Verlsngerung

49 dB(A) nachts mit Schallschutz,
ohne BU-Aufldsung

49 dB(A) nachts mit BU-Auflésung
und Wanderhdhung/ -verldngerung

SSW - Schallschutzwand
biiG - Besonders iiberwachtes Gleis

55D - Schienenstegddmpfer

2. Konfliktfall Gebdude ,,Bahnhofstrafle 1

Das Wohnhaus Bahnhofstr. 1 ist das einzige Wohngebaude des Ortsteils ,Bahnhof”, das
westlich der Bahnstrecke besteht. Die Moglichkeit der Vornahme aktiver Larmschutz-
mafRnahmen wurde durch die DB Netz AG gepriift.

Um das Haus schallschutztechnisch aktiv zu schiitzen, ware eine Schallschutzwand auf der
bahn-linken Seite in der Lange von 220 Metern und mit einer Hohe von 5 Metern notwendig.
Die Auflésung des Bahnlibergangs bei km 15,777 ware Voraussetzung fir die Umsetzung.

Die Baukosten fir diese Mallnahme wiirden sich auf ca. 0,586 Mio Euro belaufen.

Die Gemeinde Westerwalsede unterstitzt die Forderung, in trilateralen Verhandlungen
(Projekttrager — Eigentiimer — Gemeinde) die Ubernahme von Geb&dude und Grundstiick
durch die DB Netz AG oder die Gemeinde im Rahmen des Projekts zu erzielen, um die
unverhaltnismaRigen Kosten fiir den Larmschutz durch eine Freistellung des Gebdudes und

3
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langfristig eine vollstandige Vermeidung von Wohnbebauung westlich der Bahnlinie zu
erreichen.

=]
P .

Abbildung 2: Wohnhaus BahnhofstraRBe 1, Westerwalsede
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3. Auflésung des Bahniibergangs ,BahnhofsstraBe” (K220) bei Bahnkilometer 15,725

3.1. Ausgangssituation

Samtliche MalRnahmen zur Vermeidung der Ausbreitung von Larm in den Ortsteil
,Bahnhof” der Gemeinde Westerwalsede werden durch den offenen, héhengleichen
Bahnibergang im Verlauf der BahnhofstraBe (KreisstraBe 220) in ihrer Wirkung
konterkariert. Dies gilt nicht nur fir die unmittelbar angrenzenden StraRBenziige
RingstraRe, Bahnhofstrale, Gewerbestrale, sondern darliber hinaus in
abgeschwachter Weise auch fiir die StraRen Birkenweg, Zum Sporthaus und Pumberg
am westlichen Rand des Kernorts Westerwalsede. Ebenfalls betroffen sind

4
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potentielle Entwicklungsflichen der Gemeinde fiir Wohnbebauung zwischen dem
Ortsteil Bahnhof und dem Ort Westerwalsede.

Es ist zu beflrchten, dass die zur Berechnung der Larmbelastung durch das
Ausbauprojekt aufgefiihrten Zugzahlen mittelfristig bertroffen werden. Zu erwarten
ist nicht nur mehr planméaRiger Bahnverkehr, die wichtige Funktion als
Ausweichstrecke fir die Strecke Hamburg — Uelzen — Hannover wirkt sich schon
heute stark auf die tatsdchlichen Zugzahlen aus. Sollten sich die derzeitigen
Schwierigkeiten bei der Umsetzung des oOstlichen Teils des Projekts ,Alpha-e /
Bahnprojekt Hamburg — Bremen - Hannover” nicht zeitnah |6sen lassen, waren
weitere Verlagerungen insbesondere von Giterverkehr auf diese Strecke zu
erwarten.

Zusatzlicher Larm entsteht nicht nur durch die zusatzlichen Ziige, sondern auch durch
die Warnsignale der Beschrankung und die am Bahniibergang stehenden und
anfahrenden KFZ bei haufigeren und langeren SchlieBungszeiten. Der hohengleiche
Bahnilibergang bedingt darliiber hinaus die Beschrankung der Durchfahrts-
geschwindigkeit fiir die Zige und verursacht Wartungs- und Unterhaltungskosten fir
die Signaltechnik.

3.2 Losungsansatz: Erweiterte Schallschutzwande

Die ridumlichen Gegebenheiten im Verlauf der K 220 &stlich des Ubergangs sind
beengt. Eine Verschwenkung der Fahrbahn vor dem Ubergang und die Errichtung
einer parallel zur Bahnstrecke versetzten Larmschutzwand sind unter
Bericksichtigung der Kurvenradien fiir LKW und Busse sowie der uniibersichtlichen
Situation im Sichtdreieck des Bahniibergangs nicht zuldssig. Die trichterartige
Erweiterung des Ubergangsbereichs mit beidseitig der KreisstraBe angeordneten
Schallschutzwanden, rechtwinklig zur Bahnstrecke, wiirde die Verschattung und
optische Einengung der Anlieger-Grundstiicke erheblich verstirken, die
Zufahrtssituation fiir die Flursticke 100/43 und 100/52 sowie 114/7 (mit ehem.
Bahnhofsgebdude) ware nicht zu Il6sen. Die Problematik der Larm- und
Abgasentwicklung durch die wartenden KFZ ware nur zum Teil entscharft.

Diese Option ist somit nicht durchfiihrbar und zu verwerfen.
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3.3 Losungsansatz: Ortsumfahrung und siidliche Uberfiihrung

Zur Verringerung der Larmbelastung in der Ortschaft Westerwalsede wurde auf Anfrage der
Samtgemeinde Bothel vom 19.02.2019 die Auflésung des Bahniibergangs , Bahnhofsstralle”
bei Bahnkilometer 15,725 inklusive einer StraReniiberfiihrung (SU) als ErsatzmaRnahme im
Rahmen einer Machbarkeitsstudie vom 11. Marz 2019 durch die DB Netz untersucht.

Bei der betrachteten Variante sollte eine neue SU siidlich des bisherigen Bahniibergangs bei
km 15,440 hergestellt werden (siehe Abbildung 3). Die Baukosten (inkl. 30 % Risikozuschlag)
fir diese MaBnahme wiirden sich auf insgesamt ca. 2 Mio Euro zzgl. StraBenbau-Kosten
belaufen.

Entulodangsi inge Paroe Amsclussstralle on de BU-Crsot inafasime (Sid)
or 5D aind 95 0 tor de 2V e Bebavnng

B Ersatematomhine (Sid:
hm 5 0ebt .

L

Entwiddungsliege Raape
2ur 511 rind 99 0

Abbildung 3: SchlieBung Bahniibergang in Westerwalsede inkl. ErsatzmaRnahme
(StraBentiberfiihrung)

Durch die SchlieBung des Bahnibergangs in Westerwalsede und die entsprechende Ersatz-
maBnahme (siehe Abbildung 3) waren die Wegebeziehungen der FuRganger und Radfahrer
als nicht zumutbar einzustufen. Aufgrund dessen sollte an der Stelle des geschlossenen
Bahniibergangs ein Personentunnel geplant und umgesetzt werden. In der Abbildung 4 wird
eine mogliche Darstellung zur Umsetzung eines solchen Tunnels aufgezeigt. Die Baukosten
(inkl. 30 % Risikozuschlag ) wiirden sich hierbei auf insgesamt ca. 4,116 Mio Euro belaufen.



Drucksache 19/29972 -102 - Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

A\

>

Bt wickiungsl 3¢ Ravpe
o PUmind. 75 0

Enteihirgsiioge Ranpe
2ur PUning 76 8

¥

Abbildung 4: Tunnel als Querungsmoglichkeit fir Radfahrer und FuBgénger in
Westerwalsede

Zur Abwagung dieser Losung wurde auch eine Umfahrung noérdlich des Ortsteils Bahnhof
kurz betrachtet. Hier sprechen verschiedene naturschutzfachliche Aspekte gegen eine neue
StralRenfiihrung und die Errichtung einer StraReniberfiihrung. Die zu- und abfiihrende
KreisstraBe wiirde durch Wald und feuchte Niederungsflichen fiihren. Die
Zerschneidungswirkung der StraRe, der Flachenverbrauch in wertvollen
Landschaftsbestandteilen und nicht zuletzt der anmoorige Untergrund wiirden erhebliche
Kosten und kaum auszugleichende 0&kologische Eingriffe in Natur und Landschaft
verursachen.

Hinzu kommt die deutlich unglinstigere verkehrliche Anbindung. Die Relationen
Westerwalsede- Ahausen und Westerwalsede — Rotenburg werden bereits Uber die
Studerwalseder StraRe / Auf dem Adel (KreisstraRe 205 ) - Bunte ausreichend abgebildet, die
Anknlpfung Richtung Eversen und Verden wirden durch den nordlichen Umweg jedoch
deutlich verschlechtert. Diese nordliche Alternative ist daher zu verwerfen.

Eine Sudliche Umfahrung der Ortslage Westerwalsede Bahnhof, optional einschlieRlich der
Verlegung der K 205 und K 220 sidlich des Kernorts Westerwalsede, wurde als eine Losung
betrachtet, die machbar ist und breite Unterstiitzung der betroffenen Anwohner erhalt.

Erste Biotopkartierungen und Untersuchungen zu geschitzten Arten im Verlauf der
Ausbaustrecke haben jedoch ergeben, dass diese Losung aufgrund der erheblichen

Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft flr nicht genehmigungsfahig (vgl. BNatSchG §
7
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13 i.V.m. BImSchG § 41 Absatz 2 und § 42) zu erachten ist und ebenfalls keine Aussicht auf
Umsetzung hat.

Abbildung 5: Ausschnitt der Biotoptypen-Kartierung mit trockenen Ruderalfluren, jungem
Laubwald und geschiitzten Biotopptypen §30BNatSchG

3.4  Lo6sungsansatz Straflenunterfiihrung K220

Nach Abwagung aller ortlichen Rahmenbedingungen und unter ausdricklicher
Berlcksichtigung des Aspekts der Wirtschaftlichkeit verbleibt aus Sicht der Gemeinde
Westerwalsede als einzig vertretbare Lésung fur die Querung der K220 die Errichtung einer
Unterfihrung an Stelle des hohengleichen Bahniibergangs.

Alle wichtigen Aspekte zur Akzeptanz des Ausbau-Projekts kdnnen mit dieser Losung erfillt
werden:

1. SchlieBung der Schallschutzwand und somit effektiver und nachhaltiger Schutz aller
Anwohner vor gesundheitlichen Beeintrachtigungen

2. Entfall samtlicher akustischer Stérungen durch Zugsignale und Signale der
Schrankenanlage eines héhengleichen Ubergangs

3. Entfall der Beeintrachtigungen durch Brems- und Anfahrgerdusche sowie durch
Emissionen der wartenden KFZ vor den geschlossenen Schranken

1218848 bunsse+ abinbpus aip yainp piim — bunssejqeion
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4. Minderung der Schallemissionen des KFZ-Durchgangsverkehrs durch die Absenkung
der Fahrbahn im Bereich der Rampenanlagen

5. Vollstandige Aufhebung der KFZ-Wartezeiten bei Querung des Schienenweges
Optimierung der Sicherheit fir samtliche Verkehrsteilnehmer auf Schiene, Strafle und
(Rad)-Weg.

7. Kein zusatzlicher Landschaftsverbrauch, keine Inanspruchnahme wertvoller
landwirtschaftlicher oder naturschutzrelevanter Flachen

8. Erhalt der gewachsenen Infrastruktur-Anbindungen der K220 im Ortsteil Bahnhof
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Abbildung 6: Vorplanung Unterfiihrung Westerwalsede
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Nach freundlicher Einschatzung der DB Netz AG ist ,die Umsetzung der Unterfihrung(.....)
moglich. Diese Einschatzung basiert zundchst aufgrund der groben Machbarkeitsstudie
ausschlieRlich auf Basis der Platzverhaltnisse.”

Bei der weiteren Planung flr die Unterflihrung sind einige wichtige Rahmenbedingungen zu
beachten:

Fir das Grundstiick Bahnhofstrasse 2/2a sowie die dahinter liegenden Gewerbe-
ansiedlungen ist die ErschlieBung im Einvernehmen mit den Anliegern zu sichern. Sollten sich
auf Grund der rdaumlichen Rahmenbedingungen technische Probleme ergeben, sind
Alternativen in Abstimmung mit der Gemeinde Westerwalsede und den Anliegern zu
erarbeiten, der durchgehende Schallschutz und damit die SchlieBung des héhengleichen
Bahniibergangs bleibt prioritares Ziel der Gemeinde.

17)0s40 bunsse- abi)|
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Weitere Rahmenbedingungen wie Bodenverhiltnisse etc. missen in den weiteren
Leistungsphasen detailliert geprift werden.

Die Unterfiihrung ist so zu gestalten, dass durch moderne Beleuchtung und eine moglichst
offene, weite und Ubersichtliche Architektur und Farbgebung ein gut einsehbares, helles
Bauwerk entsteht.
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Abbildung 7: Beispiel fur ein gelungenes Unterflihrungsbauwerk, Bahnhof Lingen

Die Grobkosten kdnnten sich nach Auskunft der DB Netz AG auf der Basis einer dhnlichen
Betrachtung in Holtum (Geest) auf ca. 11 Mio. € Baukosten belaufen (inkl. 30 %
Risikopauschale) belaufen.

Eine Abwdgung der Kosten dieser Losung ist seitens der Gemeinde Westerwalsede auf
Grund fehlender Daten zum Einsparpotential durch den Entfall des hohengleichen
Ubergangs, dessen Wartung und technische Unterhaltung, nicht méglich. Zu beriicksichtigen
ist aulerdem das mit der Forderung verkniipfte Zugestandnis der Gemeinde Westerwalsede,
auf die bisherige Unterfiihrung ,Pumberg” nordlich des Ortes zu verzichten, wenn Gber eine
schienenparallele Stralle die landwirtschaftlichen Flachen westlich der Bahn erschlossen
werden.

17)0s40 bunsse- abi)|
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Bei der Gesamtbetrachtung sowohl der Kostensituation als auch der politisch relevanten
Entscheidungsparameter ist nicht zuletzt zu berlcksichtigen, dass sich die Biirgerinnen und
Blirger der Gemeinde Westerwalsede, sowohl die Anwohner als auch die
landwirtschaftlichen Nutzer der angrenzenden Flachen, im Zuge eines sorgfaltig gefiihrten
Informations- und Meinungsbildungsprozesses mit freundlicher Unterstlitzung der DB Netz
AG fir diese Losung der kiinftigen Verkehrs- und Larmsituation im Ort entschieden haben.
Unwagbarkeiten und potentielle verzégernde Details zu Flachenerwerb, juristischen
Auseinandersetzungen mit Anwohnern und betroffener Kommune koénnen vermieden
werden. Diese Losung bedeutet somit einen weitreichenden gesellschaftlichen Konsens, der
von den Gremien der Gemeinde, der Samtgemeinde Bothel und des Landkreises Rotenburg
mitgetragen wird. Somit ergibt sich die Chance, ein erstes, unverzichtbares Teilprojekt des
Ausbauprojekts HH-HB-H (Alpha-e) in die Ausfiihrungsplanung zu fiihren.

Eine Losung der oOrtlichen Situation im Konsens birgt dariiber hinaus die Chance als Pilot- und
Vorreiter fiir die nachfolgend zu I6senden Fragen im Gesamtprojekt zu fungieren.

Aufgestellt:

Bothel, Dienstag, 22. September 2020

Dirk Eberle
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Anlage 4
Zusammenfassung der Kernforderungen der

Region

DB Netz AG

Regionalbereich Nord

I.NI-N-A-R

Hannover, den 26.02.2021
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% Eisenbahn-Bundesamt Zentrale
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Empfehlung parlamentarische Befassung Telefon: +49 (228) 9826-245
Telefax: +49 (228) 9826-9199
E-Mail: HinzM@eba.bund.de

Ref41-Grundsatz@eba.bund.de

Internet: www.eisenbahn-bundesamt.de

Datum: 04.03.2021

Geschiftszeichen (bitte im Schriftverkehr immer angeben)

4120-4F03B0283/003-4103#001-013

Betreff: ABS/NBS Hamburg/Bremen - Hannover

ABS Rotenburg - Verden

Empfehlung an das BMVI auf Grundlage § 5 Abs. 1 BUV
Bezug: Einzelvorstellung DB Netz AG vom 26.02.2021

Anlagen: -

1. Anlass

Mit Mail vom 26.02.2021 hat die DB Netz AG die Einzelvorstellung ,Bahnprojekt Ham-
burg/Bremen — Hannover, ABS Rotenburg — Verden, Herstellung der Zweigleisigkeit® vom
26.02.2021 beim Eisenbahn-Bundesamt vorgelegt. Als zweiter von insgesamt vier Abschnitten
des GroRprojektes ABS/NBS Hamburg/Bremen — Hannover (gem. Bezeichnung PRINS: Opti-
miertes Alpha-E mit Bremen), wird die ABS Rotenburg — Verden im Bundesverkehrswegeplan
(BVWP) 2030 unter der Projektnummer 2-003-V03 im vordringlichen Bedarf gefiihrt. Im Bedarfs-
plan des Bundes (Anlage 1 zum BSWAG) ist es unter Neue Vorhaben, Vordringlicher Bedarf, Ifd.
Nr. 3 verzeichnet. Das Bedarfsplanprojekt verfolgt das Ziel, die Leistungsfahigkeit der Schie-
neninfrastruktur im Betrachtungsraum Hamburg/Bremen — Hannover zu erhéhen, um die beste-
henden und zukinftigen Engpéasse zu lI6sen und die prognostizierten Steigerungen im Seehafen-
hinterlandverkehr aufnehmen zu kénnen. Vorgesehen ist in der hier betrachteten ABS Rotenburg
- Verden der zweigleisige Ausbau der Strecke 1745 zwischen Verden (Aller) und Rotenburg
(Wimme), die niveaufreie Einbindung der Strecke in den Bahnhof Verden sowie die Schaffung

eines separaten Wendegleises.

Hausanschrift: Uberweisungen an Bundeskasse Trier

Heinemannstrale 6, 53175 Bonn Deutsche Bundesbank, Filiale Saarbriicken

Tel.-Nr.  +49 (228) 9826-0 BLZ 590 000 00 Konto-Nr. 590 010 20
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Da die Vorhabentragerin das Projekt durch die wahrend der Vorplanung (Lph 2) zum 01.01.2018
in Kraft getretene Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung (BUV) nicht von Beginn an nach dem
BUV-Regelprozess plante und das EBA erst in der Lph 2 in die kontinuierliche Planungsbeglei-
tung eingestiegen ist, beziehen sich die nachfolgenden Aussagen daher im Wesentlichen auf die
durch die DB Netz AG vorgelegte Einzelvorstellung und das eingereichte Vorplanungsheft.

2. Verkehrliche und Betriebliche Aufgabenstellung

Die verkehrliche und die betriebliche Aufgabenstellung des hier beschriebenen Projektes hat der
Vorhabentrager dem Eisenbahn-Bundesamt erst nachtraglich und bereits wahrend der Erarbei-
tung der Vorplanung vorgelegt. Auf die nachfolgend aufgefuihrten festgelegten verkehrlichen und

betrieblichen Anforderungen konnte das EBA daher keinen Einfluss mehr nehmen.

Aus verkehrlicher Sicht ist die Strecke 1745 als Teilstrecke des Korridors Hamburg — Hannover
zu sehen und erflllt im Falle von Kapazitatseinschrankungen auf den Strecken 1710 (Hannover —
Celle) und 1720 (Lehrte -) Celle — Uelzen — Liineburg — Hamburg-Harburg (- Cuxhaven) die we-
sentliche Funktion einer Umleitungsstrecke. Das Erfordernis fiir Umleitungen Uber die Strecke
1745 entsteht in regelmallig wiederkehrenden Abstanden aus baubetrieblichen Griinden auf den
Strecken 1710 und 1720 sowie sonstigen Verfligbarkeitseinschrankung im laufenden Betrieb auf
den genannten Strecken. Infolge der Umleitungen missen die vorhandenen Trassen des Schie-
nenpersonennahverkehrs zwischen Verden und Rotenburg entfallen, was mit dem zweigleisigen
Ausbau zukinftig vermieden werden soll. Abschlielend sollte aus verkehrlicher Sicher mit dem
zweigleisigen Ausbau die Erhdhung der Leitgeschwindigkeit von bisher 120 km/h auf zukunftig

160 km/h untersucht werden.

Aus betrieblicher Sicht ergibt sich aufgrund der verkehrlichen Anforderungen neben dem zwei-
gleisigen Ausbau der Strecke 1745 Verden (Aller) — Rotenburg (Wimme) unter anderem die ni-
veaufreie Einbindung der Strecke in den Bahnhof Verden inklusive Wendegleis fiir die S-Bahn.
Ferner ergeben sich Ansatze zur Erhéhung der Streckengeschwindigkeit sowie die Forderung
der Erhdéhung der Streckenklasse (25 t Achslasten). Hiermit einhergehend sind Anpassungen
oder Erweiterungen der vorhandenen Infrastruktur wie Erd- und Ingenieurbauwerke, Eisenbahn-
kreuzungen, Stellwerkstechnik und Oberleitung erforderlich. Damit die Leistungsfahigkeit des
Bahnhofs Verden aus betrieblicher Sicht gesteigert werden kann, soll eine Optimierung des
Spurplans anhand der Vorgaben der verkehrlichen Aufgabenstellung erfolgen. Aufgrund des vor-
gesehenen zweigleisigen Streckenausbaus konnen die bestehenden Uberholbahnhéfe Walle,
Westerwalsede und Unterstedt im Streckenverlauf aufgelassen werden. Der Kreuzungsbahnhof
Holtum soll als dreigleisiger Uberholungsbahnhof ausgebaut werden und fiir 740 m lange Giiter-

zlige geeignet sein. Die Einbindung in den Bahnhof Rotenburg erfolgt bahnrechts und niveau-
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gleich. Durch zusatzliche Weichenverbindungen werden parallele Fahrmoglichkeiten geschaffen

und die Eingleisigkeit im Ostkopf beseitigt.

3. Beschreibung Vorzugsvariante

Die Umsetzung der Vorzugsvariante sieht neben dem zweigleisigen bahnlinken (westlichen)
Streckenausbau eine héhenfreie, seitenrichtige Einbindung der Strecke 1745 im Bahnhof Verden
mit beidseitigen, ebenfalls seitenrichtigen Uberholungsgleisen fiir Giiterziige vor. Ferner wird die
Streckenklasse auf E4 (25t Achslast) erhoht, um eine Umleitung von schweren Erzziigen ermég-
lichen zu kénnen. Die Forderung des Bundesverkehrswegeplanes flir ein separates mittiges
Wendegleis der in Verden endenden und beginnenden S-Bahn wird ebenfalls umgesetzt, ohne
dass hierfur ein neuer Bahnsteig errichtet werden muss. Als abschliefende wesentliche bauliche
Anderung ist der Ausbau des Bahnhofs Holtum zum dreigleisigen Uberholbahnhof vorgesehen.
Da dieser Bahnhof etwa mittig zwischen den Knoten Verden und Rotenburg liegt, soll er tber-
wiegend fir das Uberholen und Puffern von Schienengiiterziigen zur Verfligung stehen. Im
Bahnhof Rotenburg werden zusatzliche Weichenverbindungen geschaffen und die Strecke 1745
bahnrechts und niveaugleich eingebunden. Die Belange des Umwelt- und Landschaftsschutzes
sowie MaRnahmen zum Larm- und Erschitterungsschutz wurden entsprechend beriicksichtigt.
Die in der verkehrlichen Aufgabenstellung vorgeschlagene Anhebung der Streckengeschwindig-
keit auf 160 km/h wurde im Rahmen der Vorplanung verworfen, da die Erhéhung nicht kosten-
neutral abgebildet werden konnte und die Mehrkosten in keinem Verhaltnis zum zusatzlichen
Nutzen stehen.. Die Vorzugsvariante sieht daher die Beibehaltung einer Streckengeschwindigkeit

von 120 km/h vor.

Die aktuelle Gesamtwertprognose (GWP) fir die ABS Rotenburg — Verden, welcher eine Inter-
vallsperrung von je 3 Monaten flr einen Zeitraum von 8 Jahren zugrunde gelegt wird, betragt
916.893 T€. Diese Prognose umfasst einen Risikozuschlag von 39,6 % auf die nominalen Basis-
kosten aller drei Infrastrukturunternehmen, welche sich aus Baukosten und Planungskosten zu-
sammensetzen. Die Kostenzusammenstellung kann der nachfolgenden Tabelle enthommen wer-
den. Durch den Gutachter des Bundes wurde ein aktuelles Nutzen-Kosten-Verhaltnis (NKV) fir
das gesamte Bahnprojekt ,,Hamburg/Bremen — Hannover” mit NKV = 1,18 ermittelt. Eine ge-
sonderte Berechnung des Nutzen-Kosten-Verhaltnisses fur die ABS Rotenburg — Verden erfolgt
nicht, da das Vorhaben nur im Gesamtkontext des Bahnprojektes betrachtet werden kann. Allei-
ne betrachtet ist das Vorhaben unwirtschaftlich.
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DB Netz AG DB S&S AG DB Energie
GmbH
Basiskosten real (T €) 504.001 0 241
Basiskosten nominal (T €) 656.569 0 304
Risikozuschlag real (T €) 150.448 0 68
Risikozuschlag nominal (T €) 259.901 0 117
GWP real (T €) 654.458 0 301
GWP nominal (T €) 916.472 0 421

Ubersicht Gesamtwertprognose

Durch die DB Netz AG wurden bereits erste Untersuchungen mit dem Ziel durchgefiihrt, die zu-
vor genannte Bauzeit von 8 Jahren zu reduzieren. Es zeichnet sich in diesem Zusammenhang
ab, dass Optimierungspotentiale bestehen, die jedoch im weiteren Planungsverlauf noch mit Kos-
ten zu hinterlegen sind. Aus diesem Grund kann der in der Einzelvorstellung genannte Termin fir
die Inbetriebnahme des Streckenabschnittes nur als erster Anhalt gesehen werden. Eine belast-
bare Aussage zum geplanten Inbetriebnahmetermin ist erst nach Abschluss der Genehmigungs-
planung mdglich.

4. Friihe Offentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 VWVfG

Die DB Netz AG hat bereits im Jahr 2016 begonnen, die Offentlichkeit vor Ort einzubinden. Ne-
ben dem fortlaufend aktualisierten Internetportal fir das Bauvorhaben hat sie grofen Wert auf
eine Prasenz vor Ort gelegt.

Das EBA kann die Erfillung der Kernforderungen nicht empfehlen, da sie die gesetzlichen
Schutzanspriche Ubersteigen und das Nutzen-Kosten-Verhaltnis fir das Gesamtprojekt erheb-
lich beeintrachtigen. Um die zusatzlichen Forderungen besser mit der Vorzugsvariante verglei-
chen zu kénnen, wurden nominale Baukosten auf Vorplanungsniveau ermittelt. Diese aufgefuhr-
ten Kosten beinhalten zudem einen Risikozuschlag von 35 % und Planungskosten in Héhe von
26 %. Der Risikozuschlag bei den Kernforderungen fallt geringer aus als beim Gesamtvorhaben,
da fur diese Gewerke geringere Risiken bestehen. Der angesetzte Wert fir die Planungskosten
ist ein Erfahrungswert und wurde bei den Kosten des Gesamtvorhabens zugrunde gelegt. Die
Mehrkosten fir alle zu beriicksichtigenden Kernforderungen betragen als nominale Baukosten
288,3 Mio. €. Umgerechnet auf den auszubauenden Streckenbereich von 25,4 km bedeutet dies,
Kernforderungen in Héhe von ca. 11,3 Mio. € je Streckenkilometer. Wird dieser Wert fur das ge-
samte Bahnprojekt ,Hamburg/Bremen — Hannover* mit einer ungefahren Gesamtlange von 396,2
km (gemal PRINS) zugrunde gelegt, errechnen sich mogliche Kosten fir Kernforderungen in
Hohe von ca. 4,5 Mrd. € im Gesamtprojekt.

Die Kernforderungen 1 und 2 beziehen sich Uberwiegend auf die Ausfiihrung zusatzlicher Larm-
schutz- und Erschitterungsschutzmaf3nahmen, fiir die es keinen gesetzlichen Anspruch gibt. Die
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einzelnen Mallnahmen beziehen sich auf die Stddte Rotenburg und Verden sowie auf die dazwi-
schenliegenden Gemeinden. Die nominalen Baukosten betragen gemafl Hochrechnung der DB
Netz AG rund 251,7 Mio. €. In diesen Kosten sind auch 87,5 Mio. € fir die Beseitigung von
Bahniibergangen entlang der Strecke und den dazugehdrigen Ersatzmaflinahmen enthalten.

Fir die Kernforderungen 3 bis 5, die verschiedenen Themen wie stadtebaulichen Malinahmen
und der Entwicklung der Siedlungsqualitat zugeordnet werden kénnen, fallen Kosten in Hohe von
36,6 Mio. € an.

5. Zusammenfassung und Empfehlung

Das Vorhaben ABS Rotenburg — Verden ist ein Abschnitt des GroRprojektes ,ABS/NBS Ham-
burg/Bremen — Hannover®, das das Ziel einer Leistungssteigerung der Schieneninfrastruktur im
Betrachtungsraum Hamburg/Bremen — Hannover verfolgt, um die bestehenden und zukinftigen
Engpéasse zu lésen und die prognostizierten Steigerungen im Seehafenhinterlandverkehr auf-
nehmen zu kénnen. Vorgesehen ist hierbei der zweigleisige Ausbau der Strecke 1745 zwischen
Verden (Aller) und Rotenburg (Wimme), die niveaufreie Einbindung der Strecke in den Bahnhof
Verden sowie die Schaffung eines mittigen Wendegleises. In der vorliegenden Vorzugsvariante
wurden die gesetzlichen Anforderungen an die Umweltvertraglichkeit bereits vollumfanglich er-
fullt. Das EBA kommt zu dem Ergebnis, dass mit der Vorzugsvariante der DB Netz AG der zu-
wendungsrechtlich geforderte Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gewahrt wird.
Daruiber hinaus bleibt der volkswirtschaftliche Nutzen fiur das gesamte Bedarfsplanprojekt erhal-

ten.

Durch die Bevdlkerung vor Ort werden zusatzliche Forderungen zur Vorzugsvariante, die tber
die gesetzlichen Regelungen hinausgehen und folglich in der Planung nicht berlcksichtigt wer-
den konnten, erhoben. Sollten diese Forderungen im Zuge der Projektrealisierung umgesetzt
werden, wirde dies zu Mehrkosten und einer damit verbundenen deutlichen Verringerung des
Nutzen-Kosten-Faktors fuhren. In diesem Zusammenhang ist auch das gesamte Bahnprojekt
»,Hamburg/Bremen — Hannover® zu betrachten. Im Sinne einer Gleichbehandlung der Regionen
vor Ort, wirde eine Zustimmung zu Kernforderungen dazu fiihren, dass das Nutzen-Kosten-
Verhaltnis einen Wert kleiner 1 erreicht, das Bahnprojekt folglich unwirtschaftlich wird und nicht

mehr umgesetzt werden kann.

Unter Berucksichtigung (volks-)wirtschaftlicher und gesetzlicher Aspekte empfiehlt das EBA, die
zusatzlichen Forderungen der Region nicht umzusetzen. Die beschriebene Vorzugsvariante der
DB Netz AG kommt aus Sicht des EBA allein als Grundlage fir die weiteren Planungen des Be-
darfsplanprojektes in Betracht.
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	Einleitung 
	Mit Blick auf den Beschluss 18/7365 des Deutschen Bundestages vom 28. Februar 2016 zur Menschen- und umweltgerechten Realisierung europäischer Schienennetze legt das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) mit dem vorliegenden Bericht eine transparente Information über die Ausgestaltung des zur Realisierung anstehenden Bedarfsplanvorhabens nach Abschluss der Vorplanung (Leistungsphase 2 HOAI) vor. Mit Abschluss dieser Planungsphase liegt eine Vorzugsvariante inklusive erster belastbarer Kostenschätzung vor. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 25 Absatz 3 VwVfG ist erfolgt.
	Die Ausbaustrecke (ABS) Rotenburg – Verden ist Bestandteil der Teilmaßnahme ABS Rotenburg – Verden – Minden/Wunstorf und damit als Bestandteil des „Optimierten Alpha-E + Bremen“ im Vordringlichen Bedarf des geltenden Bedarfsplans enthalten. Die Teilmaßnahme ABS Rotenburg – Verden beinhaltet die Planung und Realisierung des zweigleisigen Ausbaus der Strecke 1745 Verden (Aller) – Rotenburg (Wümme). Mit dem Aus- und Neubauprojekt (Gesamtvorhaben) sollen Engpässe aufgelöst, die Kapazitäten, insbesondere für den Schienengüterverkehr, erhöht und Fahrzeiten verkürzt werden. Die Planung des Teilvorhabens wurde 2016 mit Bundesmitteln begonnen. Die Vorplanung (Leistungsphase 2 HOAI) wurde 2019 abgeschlossen. 
	Das Projekt „Optimiertes Alpha-E + Bremen“ wurde mit folgenden Teilmaßnahmen in den Bundesverkehrswegeplan 2030 aufgenommen: 
	 ABS/NBS Hamburg – Hannover 
	 ABS Langwedel – Uelzen 
	 ABS Rotenburg – Verden – Minden / Wunstorf 
	 ABS Bremerhaven – Bremen – Langwedel 
	Gegenstand des vorliegenden Berichtes ist die Unterrichtung über den Abschluss der Vorplanung und die Ergebnisse der frühen Bürgerbeteiligung zur Teilmaßnahme ABS Rotenburg – Verden. Zu den weiteren in der Planung befindlichen Abschnitten wird das BMVI berichten, sobald die jeweiligen Vorplanungen abgeschlossen sind. Für den hier berichteten Planungsbereich haben die Landkreise Rotenburg und Verden auf die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens verzichtet. Die landesplanerischen Aspekte werden im Rahmen der Planfeststellung behandelt.  
	Die Berichterstattung beruht auf Informationen der Vorhabenträgerin DB Netz AG und einer zuwendungsrechtlichen Einschätzung des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA). Die umfassende Abwägung zwischen allen berührten öffentlichen und privaten Belangen erfolgt durch die unabhängige Planfeststellungsbehörde im planrechtlichen Verfahren nach § 18 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG). Eine Bewertung und Festlegung zu konkreten, entscheidungserheblichen rechtlichen Fragestellungen erfolgt mit dem Planfeststellungsbeschluss.
	2 Vorzugsvariante
	2.1 Verkehrliche Aufgabenstellung

	Der Bedarf für das Vorhaben wurde gesetzlich festgestellt. Das Gesamtvorhaben „Optimiertes Alpha-E + Bremen“ dient der:
	 Verbesserung der Hinterlandanbindung der deutschen Seehäfen durch Kapazitätserweiterung auf den Korridoren Hamburg – Hannover und Bremen – Hannover zur Aufnahme der erwarteten Steigerungen im Seehafenhinterlandverkehr, 
	 Beschleunigung im Fernverkehr auf der Relation Hamburg – Hannover, 
	 nachfragegerechten Abwicklung des Regionalverkehrs bei steigendem Fern- und Schienengüterverkehr.
	Der spezifische Nutzen des Teilvorhabens ABS Rotenburg – Verden besteht dabei insbesondere in folgenden Aspekten: 
	 Schaffung zusätzlicher Kapazitäten für den Schienengüterverkehr,
	 Schaffung einer Resilienz- und Umleitungsstrecke im Falle von Kapazitätseinschränkungen auf den übrigen Strecken des Korridors Hamburg – Hannover. 
	2.2 Betriebliche Aufgabenstellung

	Die Strecke Rotenburg – Verden dient als Umleitungsstrecke für Züge des Fernverkehrs zwischen Hannover und Hamburg. Bei außergewöhnlichen Ereignissen oder Einschränkungen in der Verfügbarkeit der Haupt-strecken zwischen Hannover und Hamburg wird der SPFV und zusätzlicher SGV über Verden und Rotenburg geleitet. Die vorhandene eingleisige Strecke ist im Bestand ausgelastet. Für die Aufnahme weiterer Verkehre ist daher ein zweigleisiger Ausbau der Strecke im Abschnitt Rotenburg – Verden sowie zur Aufnahme weiterer Güterzüge zudem die Erhöhung der Achslast auf 25 Tonnen notwendig.
	Der zweigleisige Ausbau bedingt 
	– Anpassungen der Infrastruktur in den Bahnhöfen Rotenburg (Wümme), Verden (Aller) und Holtum sowie den weiteren Betriebsstellen
	– Um- und Neubau von Ingenieurbauwerken (Schienen- und Straßenüberführungen, Stützbauwerke, Durchlässe usw.),
	– Erneuerung / Ertüchtigung / Anpassung der Leit- und Sicherungstechnik auf die Zweigleisigkeit,
	– Errichten von Güterzugpuffer- und -überholgleisen 
	– Errichten eines Wendegleises im Bahnhof Verden
	– Erneuerung / Ertüchtigung / Anpassung des Oberbaus für die höhere Streckenbelastung,
	– Umbau / Neubau / Anpassung der Gleisentwässerung im Bestand und Neubau,
	– Umlegung von kreuzenden Leitungen von Versorgungsunternehmen,
	– Errichten von Schallschutzwänden,
	– Erneuerung / Ertüchtigung / Anpassung von Telekommunikationsanlagen,
	– Erneuerung / Ertüchtigung / Anpassung der Oberleitungsanlagen für neue Gleisanlagen,
	– Erneuerung / Ertüchtigung / Anpassung der elektrischen Anlagen,
	– Erneuerung / Ertüchtigung / Anpassung von maschinentechnischen Anlagen.
	2.3 Lösung (Vorplanungsergebnis)
	2.3.1 Trassenvorschlag (Kurzbeschreibung; verkehrlicher Nutzen)


	Im Zuge der Vorplanung wurden verschiedene Ausbauvarianten bewertet. Im Ergebnis wurde eine Vorzugsvariante für die Knoten Verden und Rotenburg sowie die freie Strecke entwickelt. Diese sieht vor, das Teilvorhaben ABS Rotenburg – Verden auf einer Streckenlänge von rd. 25 km wie folgt auszubauen:
	 Zweigleisiger Ausbau zwischen Verden und Rotenburg mit Anpassung der Bestandsanlagen sowie betroffener Bahnhöfe und Betriebsstellen, 
	 Niveaufreie Einbindung der Strecke in den Bahnhof Verden mit beidseitigen Überholgleisen für Güterzüge, 
	 Schaffung eines separaten Wendegleises im Bahnhof Verden.
	Abbildung
	ABS Rotenburg – Verden
	/
	/
	Quelle: DB Netz AG
	Die Strecke wird für Mischverkehr (Personen- und Güterverkehre) bei Beibehaltung der Streckenhöchstgeschwindigkeit von 120 km/h ausgelegt.
	2.3.2 Umweltauswirkungen und Konzepte zum Ausgleich

	Nach § 14 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) stellt das Vorhaben einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Die Beeinträchtigungen sind laut § 15 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG auszugleichen oder zu ersetzen. Dies erfolgt im Rahmen der Genehmigungsplanung auf Grundlage der in der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ermittelten erheblichen Beeinträchtigungen der einzelnen Schutzgüter. Für die FFH-Gebiete, Landschaftsschutzgebiete und weitere Schutzgebiete (Vogel-, Natur-, Trinkwasser, Moorschutzgebiete) im Umfeld der Ausbaustrecke wurden im Rahmen der Vorplanung Vorprüfungen durchgeführt. Die identifizierten Schutzgebiete werden in der weiteren Entwurfs- und Genehmigungsplanung gemäß den gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt und behandelt. 
	2.3.3 Konzepte zum Lärm- und Erschütterungsschutz

	Nach § 41 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und der zugehörigen 16. Bundes-Immissions-schutzverordnung sind die Schallauswirkungen und notwendige Schutzmaßnahmen für Betroffene zu ermitteln.
	Die Untersuchungen im Rahmen der Vorplanung (Leistungsphasen 1 und 2 HOAI) zeigen, dass eine großflächige Minderung der Geräuscheinwirkungen des Schienenverkehrs mit weitgehender Einhaltung der Immissionsgrenzwerte durch aktive Schallschutzmaßnahmen (Außen- und Mittelwände, Schienenstegdämpfer) grundsätzlich möglich ist. Verbleibende Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte können ergänzend zu den aktiven Maßnahmen durch entsprechende passive Maßnahmen in Teilbereichen (z. B. Schallschutzfenster, gedämmte Lüfter) beseitigt werden.
	In der nachfolgenden Entwurfs- und Genehmigungsplanung (Leistungsphasen 3 und 4 HOAI) ist der geplante Lärmschutz weiter zu detaillieren. Hierbei ist die Abwägung zwischen aktiven und passiven Schallschutzmaßnahmen unter rechtlich vorgeschriebenen Aspekten vorzunehmen. Das Ergebnis wird in die Unterlagen zur Planfeststellung übernommen. Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens ist zu prüfen, ob in den Planungen des Planungsträgers die gesetzlichen Bestimmungen u. a. im Hinblick auf Umweltauswirkungen im erforderlichen Umfang berücksichtigt worden sind.
	2.3.4 Kosten (Wirtschaftlichkeit)

	Im Zuge der Vorplanung der ABS Rotenburg – Verden wurde für die vorgeschlagene Variante eine Gesamtwertprognose (GWP) ermittelt. Demnach beläuft sich der prognostizierte Gesamtwert auf 916 Mio. Euro. 
	Gesamtwirtschaftliche Bewertung
	Das Bedarfsplanprojekt „Optimiertes Alpha-E + Bremen“ wurde vor dem Hintergrund des aktuellen Planungsstandes mit aktuellen Kosten erneut gemäß der Methodik des BVWP 2030 bewertet. Demnach weist das Projekt aktuell ein gesamtwirtschaftlich positives Nutzen-Kosten-Verhältnis auf (NKV 1,18). In die Ermittlung des aktuellen NKV sind dabei alle Teilvorhaben wie folgt eingeflossen:
	 ABS/NBS Hamburg – Hannover (volkswirtschaftlich positive NBS-Variante entlang der Bundesauto-bahn 7 im Rahmen der durchgeführten Optimierungen und Sensitivitätsanalysen),
	 ABS Langwedel – Uelzen (aktueller Planungsstand Grundlagenermittlung),
	 ABS Rotenburg – Verden – Minden / Wunstorf (jeweils erarbeitete Vorzugsvariante für beide Teilabschnitte), 
	 ABS Bremerhaven – Bremen – Langwedel (aktueller Planungsstand Grundlagenermittlung).
	Die Zugrundelegung der A 7-Varainte für den Abschnitt Hamburg – Hannover dient dabei allein der Erfüllung der Voraussetzung einer vorliegenden wirtschaftlichen Variante für das Gesamtvorhaben im Rahmen der parlamentarischen Befassung, ohne die eine weitere Planung und Umsetzung gemäß § 5 Absatz 3 der Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung nicht möglich wäre. Unabhängig davon arbeitet die Vorhabenträgerin im Rahmen der Vorplanung in allen Projektabschnitten daran, eine sowohl den gesetzlichen Vorgaben entsprechende, als auch die Ergebnisse des Dialogforums Schiene Nord so weit wie möglich berücksichtigende wirtschaftliche Vorzugsvariante für das Gesamtprojekt zu ermitteln. Gemäß aktueller  Zwischenergebnisse der Vorplanung führt der von der Region geforderte bestandsnahe Ausbau des Abschnitts Hamburg – Hannover trotz durchgeführter Optimierungen noch nicht zu einem positiven Nutzen-Kosten-Verhältnis (aktuell NKV 0,67), sodass diese Variante der parlamentarischen Befassung derzeit nicht zugrunde gelegt werden kann. Ein Präjudiz für die noch auszuwählende Vorzugsvariante für den Abschnitt Hamburg – Hannover ergibt sich daraus nicht. Hierfür sind die weiteren Planungsergebnisse in diesem Abschnitt abzuwarten. 
	Mit Blick auf die noch nicht befriedigende Wirtschaftlichkeit der von der Region gewünschten Ausbauvariante im Sinne des Dialogforums Schiene Nord ist darauf hinzuweisen, dass eine ganz oder teilweise Umsetzung der für das Teilvorhaben Rotenburg – Verden vorliegenden übergesetzlichen Forderungen der Region einen erheblichen Einfluss auf das Kosten-Nutzen-Verhältnis der Gesamtmaßnahme und damit die Realisierbarkeit des Gesamtvorhabens besitzt. Jede Realisierung der vorliegenden regionalen Forderungen für die ABS Rotenburg – Verden reduziert die Spielräume für eine mögliche Umsetzung der Ergebnisse des Dialogforums. Dies gilt insbesondere, da gemäß den Erkenntnissen aus der laufenden Öffentlichkeitsbeteiligung des Gesamtprojekts auch in den übrigen Abschnitten umfassende übergesetzliche regionale Forderungen zu erwarten sind. Eine volkswirtschaftlich positive und damit finanzierungsfähige Vorzugsvariante für das Gesamtvorhaben ist folglich nur erzielbar, wenn gemäß der Vorzugsvariante der Vorhabenträgerin Schutz- und Begleitmaßnahmen auf das gesetzliche Niveau begrenzt und übergesetzliche Forderungen nicht berücksichtigt werden.
	Kosten Vorzugsvariante (GWP): 916,5 Mio. Euro
	Kosten Forderungen der Region: 288,3 Mio. Euro 
	Kosten bei Realisierung aller Forderungen: 1.204,8 Mio. Euro
	Betriebswirtschaftliche Bewertung der Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU)
	Für das Teilvorhaben ABS Rotenburg – Verden wurde nach Angaben der DB Netz AG eine Wirtschaftlichkeitsrechnung hinsichtlich der Erlöse durch Trassen-, Stations- und Strompreise und Produktivitätseffekte errechnet. Durch die Realisierung der ABS Rotenburg – Verden wird nach Angaben der DB Netz AG eine Steigerung der Betriebsqualität im Streckenabschnitt erreicht sowie werden in Verbindung mit der Realisierung der übrigen Teilvorhaben des Gesamtprojekts „Optimiertes Alpha-E + Bremen“ perspektivisch zusätzliche Trasseneinnahmen generiert. Das Vorhaben ist damit für die DB AG aus unternehmerischer Sicht wirtschaftlich.
	3 Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Absatz 3 VwVfG
	Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststellungsverfahren (PlVereinhG) vom 31. Mai 2013 wurde die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung im § 25 VwVfG verankert. Parallel wurde vom BMVI das Handbuch für gute Bürgerbeteiligung veröffentlicht. Im Rahmen der Planungen für die ABS Rotenburg – Verden wurden diese Grundsätze der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung von Planungsbeginn an umgesetzt. 
	Aufbauend auf den Ergebnissen des Dialogforums Schiene Nord wurden von der DB Netz AG seit 2016 zahlreiche Informations- und Beteiligungsformate sowohl zum Stand der Planungen im Gesamtvorhaben „Optimiertes Alpha E + Bremen“  als auch begleitend zur Grundlagenermittlung und Vorplanung im Teilvorhaben ABS Rotenburg – Verden – Minden / Wunstorf durchgeführt. Mit Hilfe von regionalen Runden Tischen, Bürgerinformationsveranstaltungen und weiteren Informationsinstrumenten wie Infoständen wurde sichergestellt, dass sich Interessierte aus erster Hand über das Projekt informieren und Fragen stellen konnten. Seite 2016 fanden zahlreiche solcher Informationsveranstaltungen, Runden Tische sowie bilaterale Gespräche statt. Die Öffentlichkeitsarbeit der Vorhabenträgerin ist transparent über das Internet unter www.hamburg-bremen-hannover.de mit allen Dokumenten, Präsentationen und Protokollen einsehbar.
	3.1 Anregungen/Forderungen aus der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung
	3.1.1 Allgemeines


	Im Zuge der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung haben die Beteiligten Anregungen bzw. Forderungen hinsichtlich der Ausgestaltung des Streckenausbaus bzw. aus ihrer Sicht erforderlichen Begleitmaßnahmen eingebracht. Diese wurden im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung diskutiert und in Kernforderungen zusammengefasst. Diese sind in den folgenden Abschnitten 3.1.2 und 3.1.3 dargestellt. Auch wurden zu den verschiedenen Forderungen durch die DB Netz AG zum Teil umfassende planerische Betrachtungen angestellt, um die Forderungen u. a. auf technische Realisierbarkeit, Kosten und Umweltauswirkungen hin zu prüfen und im Rahmen der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung zu diskutieren (vgl. Anlage 2 zum Bericht der DB Netz AG). 
	Die Mehrzahl der Forderungen bezieht sich auf die spätere Ausgestaltung von Maßnahmen, beispielsweise den Lärmschutz. Diese kann jedoch erst im rechtsförmlichen Planfeststellungsverfahren nach § 18 AEG in Verbindung mit den §§ 72 bis 78 VwVfG festgelegt werden, da hier u.a. Eigentumssachverhalte abzuwägen sind. Insofern können diese Forderungen hinsichtlich der Finanzierungsfähigkeit nicht abschließend bewertet werden.
	3.1.2 Berücksichtigte Forderungen

	Die Forderung der Stadt Rotenburg nach aktivem Lärmschutz im Bereich des Bahnhofs Rotenburg konnte auf Basis einer schalltechnischen Voruntersuchung in das Lärmschutzkonzept nach gesetzlichem Rahmen übernommen werden. 
	3.1.3 Nicht berücksichtigte Forderungen

	Aufgrund der rechtlichen Vorgaben konnte über die vorgenannten Maßnahmen im Bahnhof Rotenburg hinaus keine der im Rahmen der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung vorgebrachten Forderungen in der von der Vorhabenträgerin erarbeiteten Vorzugsvariante berücksichtigt werden. Dies entweder, weil die geforderte Umsetzung über das gesetzliche Maß hinausginge oder die seitens der Vorhabenträgerin gewählten Alternativen dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit besser entsprechen.
	3.1.3.1 Lärmschutz (Kernforderung 1)
	3.1.3.1.1 Vollschutz gewährleisten, weitere aktive Lärmschutzmaßnahmen, Schutz der „Ruhigen Gebiete“ (z. B. zusätzliche Lärmschutzwände, spezielle Ausgestaltung der Maßnahmen; Mehrkosten: 97,9 Mio. Euro)


	Einen Rechtsanspruch auf Schutz vor Verkehrslärm gewährt das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV). Als sogenannte Lärmvorsorge ist beim Neubau oder bei einer wesentlichen baulichen Änderung eines Verkehrsweges Vorsorge gegen Verkehrslärm zu treffen, der als Folge der Baumaßnahme für die Zukunft prognostiziert ist. Bei der Lärmvorsorge sind die in der 16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerte einzuhalten. 
	Gemäß § 41 Absatz 2 BImSchG findet der gesetzliche Anspruch eines Betroffenen auf aktiven Lärmschutz nach § 41 Absatz 1 BImSchG eine Grenze, „soweit die Kosten der Schutzmaßnahme außer Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck stehen.“ Der Anspruch auf aktiven Lärmschutz nach § 41 Absatz 1 BImSchG beim Bau und bei der wesentlichen Änderung von Eisenbahnen ist darauf gerichtet, dass die Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, deren Einhaltung nach den §§ 41, 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BImSchG in Verbindung mit § 2 Absatz 1 der 16. BImSchV vorgegeben ist. Wann von einer derartigen Unverhältnismäßigkeit der Kosten auszugehen ist, die dem Anspruch auf aktiven Lärmschutz entgegensteht, ist im BImSchG nicht geregelt. Ausgangspunkt einer Verhältnismäßigkeitsprüfung kann dabei nicht ein Minimalschutzkonzept sein, bei dessen „Verbesserung“ die Zusatzkosten zu den zusätzlich gelösten Lärmschutzfällen ins Verhältnis gesetzt werden. Vielmehr sind die für einen Vollschutz (Einhaltung der Grenzwerte nach § 2 der 16. BImSchV) erforderlichen Schutzmaßnahmen in Form von Variantenrechnungen schrittweise abzustufen (z. B. durch Reduzierungen von Wandhöhen), um den „gerade noch verhältnismäßigen Aufwand“ zu ermitteln. Als Kenngröße ist dabei das Verhältnis der Kosten der jeweiligen Schutzvariante zur Zahl der insgesamt gelösten Schutzfälle in den Blick zu nehmen. Grundlage der Entscheidung sind die Kosten je gelöstem Schutzfall. Eine abschließende Abwägung und Entscheidung über Umfang und Art der Lärmschutzmaßnahmen trifft die Planfeststellungsbehörde im Planfeststellungsverfahren nach § 18 AEG.
	Für die Umsetzung der in der Vorplanung vorgesehenen Lärmschutzmaßnahmen im gesetzlichen Maß werden 54,6 Mio. Euro investiert. Auch passive Schutzmaßnahmen sind in dieser Planung berücksichtigt. 
	Eine weitere Forderung der Anrainerkommunen betrifft die Umsetzung aktiver Lärmschutzmaßnahmen für die  Gebiete „In der Ahe“ in Rotenburg und „Golfplatz Walle“ in Verden. Da für diese Bereiche im Rahmen der durchgeführten schalltechnischen Untersuchungen kein Schutzanspruch im Sinne der 16. BImSchV ermittelt wurde, können die Forderungen vom Bund nicht finanziert werden. Gleiches gilt für die von den Anrainerkommunen jeweils individuell erhobenen Forderungen nach zusätzlichen und speziell ausgestalteten aktiven Lärmschutzmaßnahmen wie z. B. zusätzlichen Lärmschutzwänden in bestimmten Streckenabschnitten oder lärmmindernde Bahnhofsumbauten. Die geforderten Maßnahmen können im Einzelnen dem Bericht der Vorhabenträgerin entnommen werden (siehe Anlage 4 zum Einzelbericht der DB Netz AG). Auch sind dort planerische Betrachtungen zur technischen Umsetzbarkeit und resultierenden Kosten ebenso enthalten wie eine vollständige Übersicht der im Detail vorgesehenen gesetzlichen Lärmschutzmaßnahmen (siehe Anlage 1 und 2 zum Einzelbericht der DB Netz AG).
	3.1.3.1.2 Gesunden Schlaf ermöglichen (zusätzlicher passiver Schutz; Mehrkosten: 11,5  Mio. Euro)

	Die Anrainerkommunen fordern entlang der Ausbaustrecke die Förderung passiver Schallschutzmaßnahmen aus Bundesmitteln im Einklang mit den „WHO- Empfehlungen zum Schutz des gesunden Schlafs“. Insbesondere soll der Einbau sog. „Hamburger Fenster“ als zusätzliche passive Lärmschutzmaßnahme zu 75 Prozent gefördert werden. Diese Maßnahme beträfe gemäß Betrachtung der DB Netz AG insgesamt 1 700 Schutzfälle, verteilt auf die Städte Rotenburg und Verden sowie die Gemeinden Kirchlinden, Westerwalsede und Ahausen.
	Im Rahmen des Bedarfsplanvorhabens besteht über die von der Vorhabenträgerin im Rahmen der Vorplanung vorgesehenen gesetzlichen Lärmschutzmaßnahmen hinaus kein Anspruch auf weitergehende passive Maßnahmen, hier in Form spezieller Schallschutzfenster. Inwiefern vereinzelt zur Gewährleistung des gesetzlich gebotenen Schutzniveaus passive Lärmschutzmaßnahmen entlang der Ausbaustrecke erforderlich sein können, bleibt der Entscheidung der Planfeststellungsbehörde im Planfeststellungsverfahren nach § 18 AEG vorbehalten. 
	3.1.3.1.3 Höhengleiche Bahnübergänge ersetzen (Mehrkosten: 81,6 Mio. Euro) 

	Zum Zwecke eines „beidseitig durchgehend aktiven Lärmschutzes“ fordern die Anrainerkommunen die Aufhebung von fünf höhengleichen Bahnübergängen bei vollständiger Kostenfreistellung der Kommunen für die dazu durchzuführenden Planungs- und Baumaßnahmen. Details zu den im Einzelnen geforderten Maßnahmen sowie korrespondierende planerischen Betrachtungen der DB Netz AG im Zuge der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung können dem Bericht der Vorhabenträgerin entnommen werden (siehe Anlage 2 zum Einzelbericht der DB Netz AG).
	Die von der DB Netz AG durchgeführten Kostenschätzungen für die Auflassung der höhengleichen Bahnübergänge belaufen sich auf ca. 81,6 Mio. Euro. In Folge würde sich bei einzelnen Maßnahmen die Kosten auf ca. 1 Mio. Euro pro zusätzlich gelöstem Schutzfall summieren. Ein gesetzlicher Anspruch auf eine Auflassung oder Anpassung höhengleicher Bahnübergänge zum Zwecke des aktiven Lärmschutzes besteht nicht. Allerdings sieht das Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG) die Möglichkeit von Änderungen an bestehenden Kreuzungen aus Gründen der Sicherheit und der Abwicklung des Verkehrs an der Kreuzung vor. Sofern die Kommunen an den betreffenden Kreuzungen ein Erfordernis im Sinne der Sicherheit oder Abwicklung des Verkehrs gemäß § 3 EKrG nachweisen, kann eine EKrG-Finanzierung erfolgen, die als Nebeneffekt auch dem Lärmschutz dienen kann.
	Die Bahnübergänge werden im Rahmen der Entwurfs- und Genehmigungsplanung gemäß den geltenden technischen Standards und Rechtsvorschriften in der Planung der Ausbaustrecke berücksichtigt.  
	3.1.3.1.4 Gestaltung von Lärmschutzwänden (z. B. Begrünung, transparente Wände, Gabionenwände; Mehrkosten 43,0 Mio. Euro)

	Nach dem Wirtschaftlichkeitsprinzip sind lediglich die Kosten der wirtschaftlichsten Lärmschutzwände zuwendungsfähig, mit denen das Schutzziel erreicht wird. Dementsprechend ist die Vorhabenträgerin DB Netz AG verpflichtet, mit der wirtschaftlichsten Variante die Planfeststellung zu beantragen. Für eine Gestaltung von Lärmschutzwänden besteht dabei gemäß den bestehenden Regelungen ein Spielraum, der sich an den bundesseitigen Regelungen zur Kunst am Bau orientiert. Die Ausgestaltung erfolgt im Zuge der weiteren Planung. Des Weiteren sind grundsätzlich alle Maßnahmen, die von der Planfeststellungsbehörde als Auflage zur Erlangung des Baurechts aufgegeben werden, zuwendungsfähig, soweit sie sich auf den eigentlichen Streckenausbau beziehen. Insofern bleibt abzuwarten, inwiefern die Gestaltungsforderungen beispielsweise vor dem Hintergrund städtebaulicher Aspekte im Planfeststellungsbeschluss berücksichtigt werden. Darüber hinausgehende Gestaltungsmaßnahmen wären von den für den Städtebau verantwortlichen Gebietskörperschaften zu finanzieren.
	3.1.3.1.5 Gesamtlärmbetrachtung (monetär nicht bewertbar)

	Die 16. BImSchV sieht eine summierende Betrachtung der Immissionen verschiedener Verkehrsträger nicht vor. Gleiches gilt für die Summation verschiedener Lärmquellen. Der Verordnungsgeber hat in der 16. BImSchV geregelt, dass bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung von Verkehrswegen Anspruch auf Lärmschutz nur besteht, wenn der von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehende Verkehrslärm den nach § 2 Absatz 1 der 16. BImSchV maßgeblichen Immissionsgrenzwert überschreitet. Die Berücksichtigung anderer Verkehrslärmquellen ist dabei nicht vorgesehen. 
	3.1.3.2 Erschütterungsschutz (Kernforderung 2)
	3.1.3.2.1 Einbau erschütterungsmindernder Konstruktionen (Mehrkosten 17,7 Mio. Euro) 


	In den Bauabschnitten, in denen die Erschütterungstechnischen Gutachten Betroffenheiten auf-weisen, werden besohlte Schwellen verbaut und an die dann ggf. noch verbleibenden Betroffenen Entschädigungszahlungen geleistet. Für einen Maximalschutz vor Erschütterungen wären zusätzliche Kosten in Höhe von 17,7 Mio. Euro notwendig.
	In den erschütterungstechnischen Gutachten werden je nach Betroffenheit die entsprechenden Schutzmaßnahmen abgeleitet. Erschütterungsmindernde Konstruktionen sind nicht durchgehend erforderlich, sondern kommen bei ermittelten Betroffenheiten zum Einsatz. Welche Art der Schutzmaßnahme empfohlen wird, hängt von der Schutzwirkung der jeweiligen Maßnahmen ab. Im Anschluss erfolgt die Überprüfung der technischen Umsetzbarkeit. Nach Einbau der Schutzmaßnahmen erfolgt in der Regel eine Untersuchung der Schutzwirkung anhand von Messungen. Darauf aufbauend kann es im Nachgang zu technischen Anpassungen oder einer Entschädigung kommen.
	Beim Ausbau bestehender Bahnstrecken ist die Vorbelastung durch Erschütterungen schutzmindernd zu berücksichtigen. Die Wahrnehmungsschwelle beim Menschen liegt nach der ständigen höchstrichterlichen Rechtsprechung bei einer Erhöhung der maximalen Schwingstärke ab 25 Prozent. Ein Vorhabenträger muss nur für solche Beeinträchtigungen einstehen, die seinem Vorhaben zurechenbar sind. Werden die Anhaltswerte bereits ohne das Vorhaben überschritten, muss er anlässlich der Änderung grundsätzlich nicht für deren Einhaltung sorgen. Dementsprechend wurde die Forderung nicht in der Vorzugsvariante berücksichtigt.
	3.1.3.3 Barrierefreiheit (Kernforderung 3)
	3.1.3.3.1 Barrierefreier Zugang zum Bahnhof Verden (zusätzlicher Aufzug; Mehrkosten: 0,5 Mio. Euro) 


	Die Stadt Verden fordert einen zusätzlichen Aufzug als barrierefreie Zugangsmöglichkeit zum Mittelbahnsteig im Bahnhof Verden. 
	Aus dem Vorhaben ABS Rotenburg – Verden heraus ist die Forderung nicht finanzierungsfähig, da dieses keinen Umbau des Bahnsteigs oder seiner Zuwegungen beinhaltet und der Mittelbahnsteig im Bahnhof Verden bereits über einen Aufzug barrierefrei erreichbar ist. Eine bundesseitige Finanzierung außerhalb des Vorhabens ist ggf. im Rahmen der Bahnhofsprogramme des Bundes möglich, sofern die jeweils einschlägigen Förderkriterien erfüllt werden. 
	3.1.3.4 Tangierende Straßenbaumaßnahmen (Kernforderung 4)
	3.1.3.4.1 Kreuzungsbauwerke gestalten oder rückbauen (z. B. Ersatz höhengleicher Bahnübergänge, Mehrkosten: 8,4 Mio. Euro) 


	Die von der Vorhabenträgerin durchgeführte Vorplanung sieht alle sowohl gesetzlich als auch zur Gewährleistung der Sicherheit des Bahnbetriebs erforderlichen Anpassungen an Kreuzungsbauwerken entlang der Ausbaustrecke vor. Darüber hinausgehende, nicht dem Projektziel dienende Anpassungen sind nicht im Rahmen des Bedarfsvorhabens finanzierbar und müssten von den jeweiligen Baulastträgern veranlasst und finanziert werden. Überdies besteht für den Bund generell keine Möglichkeit, tangierende Straßenbaumaßnahmen oder deren Gestaltung über die gesetzlichen Regelungen hinaus zu fördern, da die grundgesetzlich festgelegte Aufgabenfinanzierung (Art. 104a GG) beachtet werden muss. Förderungen nach Landesrecht bleiben in dieser Betrachtung unberücksichtigt. Dies gilt auch für eine denkbare Co-Finanzierung der gewünschten gestalterischen Maßnahmen im Rahmen der Städtebauförderung.
	3.1.3.5 Allgemeine regionale Forderungen (Kernforderung 5)

	Neben den vorgenannten Forderungen  mit Vorhabenbezug hat die Region weitere Forderungen erhoben. Diese betreffen im Wesentlichen die Durchführung einer „Städtebaulichen Begleitplanung“ sowie die Einrichtung eines „Fonds für Siedlungsqualität“. Darüber hinaus werden verschiedene Forderungen erhoben, welche im Rahmen des landschaftspflegerischen Begleitplans in der Entwurfsplanung näher untersucht und soweit einschlägig berücksichtigt werden können. 
	3.1.3.5.1 Städtebauliche Begleitplanung als neues Planungsinstrument erstmals anwenden

	Die (städtebauliche) Planung, Gestaltung und Erschließung des öffentlichen Raums im Umfeld der Bahnstrecke ist im Zuge eines Streckenausbaus mit Mitteln des Bedarfsplans nicht zuwendungsfähig. Sie liegt in der Verantwortung der jeweiligen Kommune. 
	3.1.3.5.2 Fonds zur Sicherung und Entwicklung hoher Siedlungsqualität sowie Umsetzung erforderlicher Kompensationsmaßnahmen 

	Die Kommunen fordern die Einrichtung eines Fonds, aus dessen Mitteln der Ankauf einzelner Wohnhäuser entlang der Ausbaustrecke für eine Umnutzung finanziert werden soll. 
	Kommunale Fonds sind aus Mitteln des Bedarfsplans nicht zuwendungsfähig. In der vorliegenden Planung sind umfassende Lärmschutzmaßnahmen entlang der Strecke vorgesehen, sodass die Notwendigkeit der intendierten Gebäudeankäufe zweifelhaft erscheint. Es steht den Kommunen frei, diese aus eigenen Mitteln zu tätigen. 
	4 Fazit und Empfehlung
	Der zweigleisige Streckenausbau im Abschnitt Rotenburg – Verden dient der Engpassauflösung sowie der Aufnahme der prognostizierten Steigerung des Seehafenhinterlandverkehrs auf den Strecken Hamburg – Hannover sowie Bremen – Hamburg.
	Laut Einschätzung des EBA werden mit der vorliegenden Vorzugsvariante die gesetzlichen Anforderungen an die Umweltverträglichkeit bereits vollumfänglich erfüllt. Das EBA kommt zu dem Ergebnis, dass mit der Vorzugsvariante der DB Netz AG der zuwendungsrechtlich geforderte Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gewahrt wird. 
	Die Region hat im Zuge der Öffentlichkeitsbeteiligung zusätzliche Forderungen zur Vor-zugsvariante erhoben, die über den Stand der Technik, bestehende Finanzierungsregularien oder gesetzliche Regelungen hinausgehen und folglich nicht in der Planung nicht berücksichtigt wurden. Die Forderungen betreffen im Wesentlichen das Niveau und die Gestaltung des Lärmschutzes (Kernforderung 1) und den Erschütterungsschutz (Kernforderung 2). Darüber hinaus werden weitere Forderungen zur Herstellung von Barrierefreiheit (Kernforderung 3), bzgl. Art und Umfang von Straßenbaumaßnahmen (Kernforderung 4) sowie weiterer allgemeiner Sachverhalte (Kernforderung 5) artikuliert.  
	Unter Berücksichtigung gesetzlicher und wirtschaftlicher Aspekte können die zusätzlichen Forderungen der Region aus Sicht des Bundes nicht zur Umsetzung empfohlen bzw. nicht im Rahmen des Bedarfsplanvorhabens finanziert werden. Der Bund empfiehlt daher die Bestätigung der beschriebenen Vorzugsvariante der DB Netz AG als Grundlage für die weiteren Planungen. 
	Sollte es zur Realisierung der Kernforderungen kommen, würde dies zu erheblichen Mehrkosten in Höhe von schätzungsweise bis zu 197, 8 Mio. Euro (288,3 Mio. Euro bei Berücksichtigung der außerhalb des Bedarfsplans zu finanzierenden Maßnahmen für Eisenbahnkreuzungen und den barrierefreien Ausbau von Bahnhöfen) für das Teilvorhaben ABS Rotenburg – Verden führen. Diese übergesetzlichen Mehrforderungen sind in Zusammenhang mit den weiteren Teilmaßnahmen des Bedarfsplanvorhaben ABS/NBS Hamburg – Hannover, ABS Langwedel – Uelzen, ABS Verden – Minden/Wunstorf, Bremerhaven – Bremen – Langwedel zu sehen. Übertragen auf das Gesamtvorhaben bedeutet eine Berücksichtigung der Kernforderungen laut Berechnungen des EBA gemessen an der Streckenlänge eine Kostensteigerung in Höhe von bis zu. 4,5 Mrd. Euro. Im Sinne einer Gleichbehandlung der Regionen vor Ort würde eine Zustimmung zu den Kernforderung der Teilmaßnahme ABS Rotenburg – Verden dazu führen, dass der volkswirtschaftliche Nutzen des Gesamtvorhabens nicht mehr gegeben (Nutzen-Kosten-Verhältnis kleiner 1) und das Gesamtvorhaben auf Basis der aktuellen Rechtslage nicht mehr aus Bundesmitteln finanzierbar wäre. 
	Tabellarische Darstellung Effekte Vorzugsvariante und Forderungen
	Kosten
	NKV
	WR
	Finanzierung im Rahmen der vsl. verfügbaren Haushaltsmittel
	Vorzugsvariante
	916,5
	1,18
	6,25
	lediglich langfristig sicherzustellen 
	Forderungen gemäß § 25 Absatz 3 VwVfG
	Berücksichtigte Forderungen aus der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung: 
	Aktive Lärmschutzmaßnahmen im Bahnhof Rotenburg
	Nicht berücksichtigte Forderungen aus der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung:
	Kosten
	Änderung NKV
	Änderung WR
	Finanzierung im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel
	Kernforderung 1 
	(Lärmschutz)
	152,4
	(234,0)
	Verschlechterung und damit Gefährdung einer Gesamtlösung im Sinne des Dialogforums Schiene Nord 
	-0,34
	Nicht gesichert. 
	Kernforderung 2 
	(Erschütterungsschutz)
	17,7
	-0,11
	Kernforderung 3 
	(Barrierefreiheit)
	(0,5)
	Keine
	Kernforderung 4 
	(Straßenbau)
	(8,4)
	-0,01
	Kernforderung 5 
	(allg. regional)
	27,7
	keine
	Gesamt 
	(Vorzugsvariante zzgl. aller Forderungen)
	1.114,3 
	(1.204,8)
	-0,45
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